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Orte intentionalen Lernens 

Peter Faulstich 

Zusammenfassung 

Die Hochkonjunktur der Lernortdiskussion, die oft als Impuls und Rezept gegen Lern-
müdigkeit gepriesen wird, hat mindestens zwei Anlässe: Zum einen hat sich eine veränder-
te, relationale Sichtweise auf Lernen herausgebildet, welche die reduktionistischen, immer 
noch am Behaviorismus klebenden Lerntheorien wenn auch langsam ablöst; zum andern 
werden damit die Kontexte menschlichen Lernens wichtig und somit dessen Eingebunden-
heit in die Räume der Lebenswelt. Eigentlich ist es eine Banalität, festzustellen, dass alles 
menschliche Lernen in raum-zeitlichen Kontexten situiert ist. Zugleich droht aber zuneh-
mende Beliebigkeit: Letztlich erscheint jeder Ort als Lernort. Um dieser Denkfalle zu ent-
gehen, ist es notwendig über inzidente Erfahrungen hinaus sich der Besonderheit intentio-
nalen Lernens zu vergewissern – auch um nicht den Stellenwert des Lernens in Institutio-
nen unzulässig zu relativieren. Nach wie vor kann ein angemessener Bildungsbegriff in 
dieser Debatte orientieren. Danach erst können konkurrierenden Raumvorstellungen dis-
kutiert werden (Weidenhaus in diesem Heft), eine sozialpädagogische Sicht auf Aneig-
nungsprozesse nachvollzogen (Deinet), der Bildungsraum Stadt aus Sicht der Volkshoch-
schule betrachtet (Meisel), die Besonderheiten des Lernorts Heimvolkshochschule verfolgt 
(von Ameln), das Beispiel der Museen untersucht, Ratschläge für die Gestaltung von Lern-
orten kritisiert (Hoffmann) und über unterschiedliche Bildungswelten im Vergleich zu 
den USA (Fleige) berichtet werden. 

Leibgebundenheit des Lernens im Raum 

Wenn wir über unser eigenes Lernen nachdenken, springen uns Dinge ins Gedächt-
nis: Ein Löffel, den wir gradehalten; ein Klassenraum, in dem es nach feuchten Ja-
cken stinkt; ein Türgriff zu einem Seminarraum; eine Straße, die wir befahren haben, 
usw. Unser Lernen ist immer verknüpft mit raum-zeitlichen Bezügen. 

Über Lernräume und -orte müssten wir nicht nachdenken, wenn wir – den klassi-
schen, reduktionistischen Lerntheorien folgend – isoliert in Laboren und „Skinner-
Boxen“ stecken und darin als Reiz-Reaktionsmuster determiniert agieren würden. 
Aber wir sind eben nicht lediglich kognitiv kalkulierende Apparate oder nur informa-
tionsverarbeitende Systeme. Wir schweben auch nicht als Geister über den dunklen 
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Wassern und spiegeln ihre Oberfläche – sind nicht nur passive Reflektoren, sondern 
wir wählen aktiv einen Fokus. Menschen sind nicht nur vernünftige Geistwesen, son-
dern auch sinnliche und zugleich empfindsame und somit auch verletzliche Körper. 
Wir können nur lernen, weil wir leiblich leben, sowohl denken als auch körperlich,  
d. h. raum-zeitlich vorhanden sind. Unhintergehbare Voraussetzung menschlichen 
Lernens ist seine Leiblichkeit. Sie verbindet physisches und psychisches: Wir haben 
nicht nur Körper; wir sind nicht nur Geist; wir leben und lernen als Leiber im Raum. 

Man muss sich dem Problem stellen, dass die lernenden „Subjekte“ nicht nur abs-
trakte Denkleistungen vollziehen, sondern immer einbezogen sind in ihre konkrete 
Lebenswelt. Rückbindung und Voraussetzung allen Lernens ist die eigene leibliche 
Erfahrungen verortet im Raum. Bevor also auf die Lernort-Diskussion zugesteuert 
werden kann, ist es sinnvoll, sich der Kategorie der Leiblichkeit zu vergewissern. 

Leiblichkeit als Prämisse des Lebens und Lernens im Raum 

Die maßgeblich von Edmund Husserl (1859-1938) angestoßene Philosophie der 
Phänomenologie will durch die Unterscheidung und Verbindung von Körperlichkeit 
und Leiblichkeit – gerade indem sie deren Unterschied verfolgt – eine Brücke schla-
gen zwischen gelebtem Empfinden und erlebtem Erscheinen, zwischen mentaler 
Selbstgewissheit und physischer Wirklichkeit, um dem Dualismus – hier der Geist 
und da der Körper – zu entkommen. Ich bin nicht nur körperlich in einem Raum, ich 
erzeuge ihn leiblich durch Bewegen, Sehen, Hören, Riechen, Fühlen usw. Ich gehe 
eine Straße in ihren mir vorgegebenen Steigungen, Windungen, Absperrungen ent-
lang und zugleich nehme ich sie mit ihrem Lärm, ihrem Licht, ihrem Gestank wahr 
wie kein anderer. Ich richte meine Aufmerksamkeit und nehme den Straßenraum in 
meinen Handlungen auf, d. h. ich empfinde ihn durch die Sinne und entwerfe ihn 
durch mein Denken. 

Besonders Bernhard Waldenfels (2000) unternimmt es, hinter die Spaltung in ein 
Körperding und ein Geistwesen zurückzugehen und „Leiblichkeit als ein Drittes“ auf-
zuzeigen. Unsere Auffassung vom eigenen Leib ist für uns gekennzeichnet in einer 
Verwirrung von medizinischer Realität, also was wir an unserem Körper beobachten 
und messen können, und psychischen Phänomenen, also was wir von ihm spüren. 
Die Messdaten eines Patientenblattes sind für den Kranken nicht fühlbar. Und in al-
ler Datenfülle von Blut- und Leberwerten bleibt der leidende Mensch, der im Kran-
kenbett liegt, unerreicht.  

Unser Leib selbst kann nur begrenzt zum Gegenstand begrifflicher Auslegung ei-
nerseits oder sinnlicher Wahrnehmung andererseits werden. Als widerständige Reali-
tät setzt er unserer intentionalen Verfügung Schranken, gehorcht nur zurückhaltend 
(oder gar nicht) unserem Willen (vgl. Holzkamp 1995, 24/25, sowie 233 ff. im An-
schluss an Merleau-Ponty 1966). Mein Leib ist immer mehr und anderes, als ich von 
ihm bewusst erfahren kann. 

Immer bleibt eine Unverfügbarkeit meines Körpers, die ich in schweren Schmer-
zen zutiefst erfahre. Denken beseitigt das Leiden nicht. Meine Machtlosigkeit und 
Hilflosigkeit trifft mich im Krankenbett mit aller Gewalt und gleichzeitig bin ich als 
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Patient aus der Kommunikation alltäglicher Lebensführung der Ärzte und Schwes-
tern im Hospitz ausgeschlossen. Ich muss ein neues Bild von mir selbst entwickeln, 
dass meine Freiheit in Frage stellt und mich zum Opfer macht. Der Körper entzieht 
sich dem Geist. Unerträglicher Schmerz ist die brutalste Negation der Subjektivität 
meiner Existenz (Holzkamp 1996, 73). In der Welt stehen wir immer leibhaftig, so-
wohl denkend als auch sinnlich – selbst noch da, wo wir scheinbar ganz abgelöst im 
Nachdenken aus der Welt herausfallen. Weil wir dem Bezug zu anderen nicht entrin-
nen können, würden wir manchmal aus Scham am liebsten im Erdboden versinken, 
aus dem Raum gehen. 

Die Darstellung „Das leibliche Selbst“ von Bernhard Waldenfels (2000) greift fünf 
Merkmale auf: Permanenz: die Tatsache, dass der Leib immer da ist; Doppelempfin-
dung, in der Sphäre des Tastens; Affektivität, z. B. beim Schmerz, den man nicht 
wählt, sondern der sich bemerkbar macht; kinästhetische Empfindung der Bewegung in 
Raum und Zeit; und der Leib als Willensorgan spontaner Beweglichkeit (Waldenfels 
2000, 31-42).  

In der Erfahrung des Raums werden geistig erfasste und entworfene Geometrie 
und körperliche Motorik in die Intentionalität des Leibes rückübersetzt. Wer die Welt 
als etwas fertig Gegebenes verstehe, ignoriere – so die leibphänomenologische Posi-
tion bei Waldenfels – das Subjekt der Wahrnehmung. Intentionalität ist dagegen nicht 
als fertige Tatsache zu verstehen, sondern als Geschehen und Verstehen des Leibes 
bezogen auf die Art und Weise, wie ich etwas woraufhin tue. 

Das Aneignen einer Gewohnheit (wie z. B. Lernen eine Treppe hinaufzugehen, 
dem Schulweg zu folgen, zum Arbeitsplatz zu fahren) beruht weder nur auf Wissen, 
noch auf bloß körperlicher Betätigung, sondern auf leiblicher Bewegung. Ein Hoch-
sprung ist nicht bloß motorische Aktivität, sondern er folgt dem psychischen Ablauf-
plan und dessen physischen Vollzug. Das Sehen eines Tisches verbindet die Vorstel-
lung des Tisches und der Erfahrung des Sitzens am Tisch. 

Aus den physiologischen Gesetzlichkeiten der Körperlichkeit allein können wir 
keine für uns bedeutungsvollen Sinnzusammenhänge erfahren. Die Wahrnehmbar-
keit von Temperaturveränderungen, von einwirkendem Druck und Zug oder die 
Wirkung der Schwerkraft unterliegt den physischen Voraussetzungen unseres Seins 
und der psychischen Erfahrbarkeit als Wärme, Druck und Schwere. Eine Bedeutung 
erhalten die Wahrnehmungen in einem kontextgebundenen Handlungszusammen-
hang der Erfahrung und in reflektierender Zuwendung, die jedoch nie zur völligen 
Transparenz des Daseins führt. 

Leiblichkeit, wie sie in phänomenologischen Überlegungen entworfen wird 
(Waldenfels 2000, 252) hat weitreichende Folgen für die Lerntheorie. Auch Klaus 
Holzkamp hat den raum-zeitlichen Einbezug der Lernenden als „körperlicher Situ-
iertheit“ gefasst. Er meint den Umstand, dass mein Standort sowie meine Intentiona-
lität und Perspektive an jeweils meinen sinnlich vorhandenen Körper gebunden sind 
(Holzkamp 1993, 253). Durch Herausheben „körperlicher Situiertheit des Lernsub-
jekts“ verweist er darauf, dass alles intentionale, als sinnvoll beabsichtigte Lernen 
auch räumlich einbezogen bin. Auch meine scheinbar bloß mentalen Lernhandlungen 
bleiben stets gebunden an meinen Körper an einen bestimmten Ort, zu dem ich mich 
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in der Zeit hinbewegt habe; auch sind in der konkreten Lernsituation stets motori-
sche Aktivitäten oder mindestens Körperhaltungen beteiligt (ebd. 246). 

Aus der unaufhebbaren Situiertheit des Lernens ergibt sich, dass „die Überwin-
dung jeder beliebigen Lernproblematik immer auch auf irgendeine Weise die Berück-
sichtigung der benannten, mit meiner Körperlichkeit gegebenen Verfügungsgrenzen, 
Behinderungen, Widerständigkeiten, Undurchschaubarkeiten impliziert. Dies gehört 
in gewissem Sinne zu den Prämissen meines begründeten Lernhandelns, die ich ein-
beziehen muss, wenn ich mit dem Lernen weiterkommen will“ (Holzkamp 1993, 
257).  

Leiblichkeit menschlichen Handelns und also auch Lernens ist also der Diskussi-
on um Lernräume und -orte vorausgesetzt. Raumbezug des Lernens umfasst aber 
nicht nur Begrenzungen, sondern auch Möglichkeiten der Entfaltung. Expansives Ler-
nen orientiert sich an einer Erweiterung der Weltverfügung. Wir werden nicht in ei-
nen Behälter gesteckt, sondern wir bauen unser Haus – zwar in den Grenzen des 
Grundstücks, aber nach unseren je eigenen Entwürfen. Es ist dann eine Frage der 
Bildung, wie ich mit ressourciellen Potentialen und ästhetischen Modellen umgehen 
kann. 

Traditionelle und alternative Lernorte  

Eine solche – phänomenologisch angeregte und subjektwissenschaftlich orientierte – 
lerntheoretische Grundlage macht es möglich, die Lernortdiskussion einzuordnen: 
Lernorte sind situativ konkretisierte Lehrangebote und zugleich Lernmöglichkeiten 
im leiblich erfahrenen Raum. 

Meistens denkt man, wenn nach Lernorten gefragt wird, zunächst an die abge-
sonderten Institutionen des Unterrichtswesens in Klöstern, Gymnasien, Lyzeen und 
Universitäten. Sie sind Orte, an denen die Tätigkeit des Lernens funktional Priorität 
haben soll, also zunächst Lehrorte. Lehrinstitutionen sollen Infrastrukturen, Orte des 
Lernens bereitstellen. Sie sollen – so ihr Programm – systematisiertes, letztlich wis-
senschaftlich begründetes Wissen vermitteln. 

Oft wirken solche Lehrensembles aber eher als Lernschranken. Sie provozieren 
Lernwiderstände (Faulstich/Grell 2005): Das gilt vom Kindergarten bis zur Universi-
tät und auch in den Institutionen der Weiterbildung. Gegen die Gefahr instrumentell 
getakteten und institutionell beschränkten Lernens kommt dann die Suche nach al-
ternativen Lernorten in Gang.  

Lernen findet statt in erlebten und gelebten Räumen. Jedes Individuum befindet 
sich zunächst als Körper in einer festlegenden Lokalität. Als Subjekte ergreifen sie 
zugleich den Raum in der Intentionalität ihres Leibes. Dies hat z. B. schon Martha 
Muchow in ihrer Studie „Der Lebensraum des Großstadtkindes“ (Muchow/Muchow 
1935; Nachdrucke 1978, 1998, 2012; Darstellung in: Faulstich-Wieland/Faulstich 
2012) untersucht: Räume werden körperlich wahrgenommen und zugleich geistig 
vorgestellt und leiblich erzeugt. Sie stoßen Erfahrungen an und begrenzen oder er-
weitern zugleich unsere Möglichkeiten, Welt zu begreifen. Sie öffnen – oder schlie-
ßen – Wahrnehmungsräume, Vorstellungsräume, Handlungsräume und Lernräume. 



Thema | Orte und Räume 

207 

„Lernort“ meint dann einen konkreten raum-zeitlichen Kontext, in dem Lernen 
aufgrund körperlicher Anwesenheit stattfindet. Der Begriff Lernort ist alltagssprach-
lich eingängig, wissenschaftlich wirft er aber erhebliche Probleme auf. Inwiefern kann 
zum Beispiel ein Theater, in dem Stücke aufgeführt werden, ein Fußballverein oder 
eine Gemeindeparlament, in dem politische Entscheidungen gefällt werden, ein 
Lernort sein? Was macht einen Ort zu einem Lernort, was ist demnach das Besonde-
re eines Lernorts? Oder ist im Prinzip jeder Ort auch ein Lernort? 

In der bildungswissenschaftlichen Diskussion droht der Begriff ubiquitär zu wer-
den (z. B. bei Egger u. a. 2008). Es wird immer und überall gelernt, – vor allem in-
formell und inzident, im Betrieb, mit Medien, im Lebenszusammenhang –, und ent-
sprechend werden immer neue Plätze und Stellen als Lernorte ausgewiesen. Zu Be-
ginn der Lernortdiskussion in den 1970er Jahren wurde der Begriff im Verhältnis zu 
Schule – institutionenbezogen bestimmt. Erste öffnende Impulse erhielt die Diskus-
sion durch die Berufspädagogik und dann durch den Deutschen Bildungsrat, der in 
den Perspektiven für die Sekundarstufe II Schule, Betrieb, Lehrwerkstatt und Studio 
aufzählte (Deutscher Bildungsrat 1974). Später wurde der Begriff vor allem dazu ge-
nutzt, „außerschulische“ oder „alternative“ Lernorte jenseits der traditionellen Bil-
dungseinrichtungen zu benennen. 

Dabei geht es in der Diskussion vor allem um sekundäre Lernorte, denen – ge-
genüber primären Lerninstitutionen, deren Funktion, Intention und Programm auf 
Lernvermitteln zielen – vorrangig andere gesellschaftliche Aufgaben als die Vermitt-
lung von Lernen zugeschrieben werden (vgl. Faulstich 2009).  

Selbstverständlich wird an allen Orten alltäglich inzident und informell gelernt. So 
gesehen gäbe es wohl keinen Ort, der nicht auch Lernort wäre. Damit würde der 
Lernortbegriff allerdings beliebig und unscharf. 

Lernräume und Bildungsorte 

Eine solche Ausweitung der Lernortvorstellung ist bildungswissenschaftlich kaum 
weiterführend. Verdienst eines solchen Ansatzes ist zwar, auf vielfältige alltägliche 
Lernaktivitäten und auf die Verknüpfung von Lernen mit anderen Tätigkeiten hinge-
wiesen zu haben. Zentral ist aber letztlich die Frage nach lernförderlichen Orten, also 
nach solchen Orten, wo Thematiken des Lernens umfassender begriffen und Wis-
sensaneignung tiefer erreicht werden kann als durch vereinzeltes Suchen oder auch 
durch unterrichtende Belehrung. Dies bedeutet, alternative Lernorte verstärkt auch 
unter bildungstheoretischer Perspektive und didaktischen Gesichtspunkten zu be-
trachten: Welche thematischen Lernanlässe bieten Orte der Lebens- und Arbeitswelt? 
Welche Rolle spielt die sinnliche Erfahrbarkeit für den Zugang zu Lernthemen? Wel-
chen Stellenwert hat dabei die didaktische Inszenierung von Lernmöglichkeiten – al-
so Lehren? 

Aufgeworfen sind damit die empirisch kaum bearbeiteten Fragen nach der thema-
tischen Relevanz von Lernorten und nach dem Übergang von der sinnlichen Erfah-
rung zum systematischen Begreifen im Lernprozess, um einen lern- wie raumtheore-
tisch rückgebundenen Ansatz zu entwickeln, der Perspektiven öffnet, um Fragen 
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nach lernförderlichen Orten empirisch zu bearbeiten. Kern ist, dass dabei die lern-
theoretisch entscheidenden Fragen nach dem Potenzial an Lernthematiken und der 
Inszenierung von Lernmöglichkeiten lokal fokussiert werden.  

Üblich jedoch ist es in traditionellen Konzepten, Lernen als „ortslos“ zu begrei-
fen. Die traditionelle Lerntheorie hat einen unaufgelösten individualistischen und 
atomistischen „touch“: Lernen wird bezogen auf einzelne, isolierte Individuen (Zur 
Kritik vgl. Faulstich 2013). Es wird kontextfrei modelliert. Lernende erscheinen 
räumlich und gesellschaftlich isoliert. 

Im Gegensatz zu wissenschaftlichen Isolationsstrategien, die dazu dienen, die 
Komplexität des Lebenszusammenhangs auf wenige kontrollierbare Variablen zu re-
duzieren, ist im Alltagsverständnis immer schon einsichtig, dass menschliches Lernen 
in sozialen Kontexten stattfindet. Der Begriff Lernort wird allerdings meist unhinter-
fragt verwendet. Häufiger finden sich Versuche, den Begriff Raum zu klären. Wir 
stoßen auf realistische, topologische, auf relativistische, konstruktivistische, sowie auf 
phänomenologische, relationale Raumauffassungen.  

Die Metapher „Lebensraum“ – z. B. bei Martha Muchow (1935) – verankert die 
Untersuchung des Raumes in praktischen Kontexten. Sie – Muchow – schließt damit 
an die Konzeption Lebenswelt der phänomenologischen Philosophie Edmund 
Husserls an, den sie schon in ihrer Dissertation rezipiert hatte (Muchow 1923). Räu-
me sind demgemäß nicht unabhängig vom Menschen einfach da (Bollnow 
1963/2004), 23) und diese werden als Spielfiguren externer Faktoren wie im Puppen-
theater in sie hineingesetzt 

Weiterführend macht Bernhard Waldenfels ausgehend von seiner Position bezo-
gen auf Leiblichkeit – „Letzten Endes ist der Leib Ausdruck eines Zur-Welt-seins 
meines eigenen Körpers“ (Waldenfels 2000, 115) – eine Differenz auf zwischen „Po-
sitionsraum“ und „Situationsraum“: „Die Positionsräumlichkeit verweist auf Positio-
nen, also auf Stellen im Raum, während die Situationsräumlichkeit mit einer Situation 
zusammenzudenken ist“ (ebd.) – also auf die Intentionalität von Handlungszusam-
menhängen abstellt. Entsprechend wird eine naiv realistische, topologisch-analytische 
Behältervorstellung aufgeben, die auf einer Bezugnahme von Stellen im Raum und 
Körpern beruht und die unterstellt, dass Raum (auch Zeit) unabhängig vom Handeln 
existiere. 

Diesem Container-Konzept – der Vorstellung, wir lebten in einem vorgegebenen 
Behälter – gegenüber steht eine relativistische, konstruktivistische Tradition, in der 
Raum aus den Beziehungen von Körpern abgeleitet wird. Raum ist relativistisch ge-
sehen allein das Ergebnis von Anordnungsverhältnissen in konstruierender Kommu-
nikation. Konstruktivistisch gesprochen heißt das, dass Raum prozessual im Handeln 
hergestellt wird. Relativistische Modelle räumen dem Beziehungs- bzw. Herstellungs-
aspekt eine primäre Rolle ein, vernachlässigen aber die strukturierenden Momente 
bestehender räumlicher Ordnungen. 

Um die Spaltung in absolutistische und relativistische Standpunkte zu überwin-
den, richtet ein relational-pragmatischer Ansatz seinen Fokus auf entstehende Ord-
nungen (s. a. Löw 2001; Weidenhaus in diesem Heft) und untersucht, wie Raum in 
Wahrnehmungs-, Erinnerungs- oder Vorstellungsprozessen hergestellt wird und sich 
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zugleich als gesellschaftliche Struktur vorgegeben, verfestigt und dann erlebt wird. 
Der Grundgedanke ist, dass Individuen als soziale Akteure handeln und dabei Räume 
herstellen, ihr Handeln aber zugleich an ökonomische, rechtliche, soziale, kulturelle 
und letztlich räumliche Strukturen gebunden und von diesen bedingt ist. Räume sind 
somit Resultat von Handlungen. Gleichzeitig strukturieren Räume Handlungen, das 
heißt, Räume können als Prämissen Handlungen sowohl begrenzen als auch ermögli-
chen. Leben in Räumen ist Resultat als auch Prämisse des Handelns und somit des 
Lernens. 

Raumvorstellungen sind selbst einer dynamischen Veränderung unterworfen. Im 
Resultat der Beschleunigung der Zeit entsteht eine Raum-Zeit-Verdichtung: Während 
auf der Ebene der Zeit der Sinn für Langfristigkeit, für die Zukunft, für Kontinuität 
verloren geht und sich im Augenblick zusammendrängt, wird auf der Ebene des 
Raums das Verhältnis von Nähe und Ferne immer enger. Zeitliche und räumliche 
Abstände schrumpfen. Lernen gerät unter Druck: Zwischenräume verschwinden. Sie 
versinken in der gleichförmigen Ortslosigkeit der U-Bahn-Strecke. Eigenen Platz er-
halten sie nur noch, wenn man auftaucht an der nächsten Station. Lernräume werden 
dann nur isoliert oder ausschnitthaft erfahrbar. Sie verinseln. Kommunikationsstruk-
turen werden ortslos im Netz. Nichtsdestoweniger bleibt der Leib, der sich eben 
letztlich doch nicht kommunikativ oder informationell auflöst oder in Virtualität ver-
dampft. 

Räume sind also zugleich materielle Kontexte und soziale Konstrukte, die den 
Kontext herstellen, in dem sich Lernorte konkretisieren. Der Begriff bezeichnet die 
Verortbarkeit des Lernens im Raum. Diese Abstraktion macht es aber immer noch 
nicht möglich, die spezifische didaktische Qualität eines Lernorts präziser zu be-
schreiben, also z. B. nach der Lernförderlichkeit von konkreten Arbeitsplätzen in ei-
nem Betrieb oder nach Lernen in Bibliotheken, Museen, Theatern, Zoos, Sportverei-
nen u. a. zu fragen (Faulstich 2009). Der Lernortbegriff wird erst dann inhaltsbezo-
gen eingegrenzt, wenn Lernorte mit einer wertenden Perspektive auf differenzierte 
Lernrelevanz verbunden, also auf Lernchancen befragt werden. Damit erhält die Dis-
kussion Anschluss an den Bildungsbegriff, der fragt nach den Entfaltungsmöglichkei-
ten der Subjekte und Lernorte daraufhin prüft. 

Statische Ortsvorstellungen dagegen sind in Hinblick auf das Lernortproblem 
nicht weiterführend. Orte sind vielmehr eingebunden in Mensch-Welt-Verhältnisse: 
sie werden unterschiedlich erlebt und gelebt (vgl. Muchow/Muchow 1935/2012). Sie 
stoßen Erfahrungen an und erweitern oder begrenzen auch unsere Möglichkeiten, 
Welt zu begreifen. Sie eröffnen – oder verschließen – Wahrnehmungsräume, Hand-
lungsräume und Lernräume. Sie sind Möglichkeitsbedingungen von Bildung. 

Intentionalität und Institutionalität von Lernorten 

Der Lernortbegriff wird oft dazu genutzt, nicht nur konkrete einzelne Orte zu be-
zeichnen, sondern Typen von Orten, z. B. Lernort Museum oder Lernort Gedenk-
stätte oder Lernort Schrottplatz (Faulstich/Haberzeth 2010a). Die Unterscheidung 
zwischen primären und sekundären Lernorten ist zwar unscharf, verweist aber auf 
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erste, aus lerntheoretischer Sicht wesentliche Aspekte, und zwar auf den Inszenie-
rungsgrad bzw. den Institutionalisierungsgrad von Lernmöglichkeiten an Orten, das 
Maß, in dem ein Lernort sich auf die primäre Funktion, Lernen zu vermitteln, rück-
bezieht, also wie weit das offizielle Programm greift. Schule z. B. ist demnach ein 
primärer Lernort. Die ihr hauptsächlich zugeschriebene Funktion soll die Vermitt-
lung von Lernen sein. Lehrpläne bestimmen Inhalte und Ziele, Zeiten und Orte des 
Lernens sind festgelegt. Aber die Lernaufgabe – also die Intentionalität der Lehre in 
der Institution – funktioniert nie vollständig. Immer wird auch gelernt, sich einzu-
ordnen, mit anderen umzugehen, sich angepasst zu verhalten, sich am Unterricht zu 
beteiligen. Das zeigen z. B. die „Kopfnoten“ der Zeugnisse. Gleichzeitig wird gelernt 
zu täuschen, anzugeben, scheinbar mitzumachen.  

Alternativen Institutionen als sekundären Lernorten werden vorrangig andere ge-
sellschaftliche Aufgaben, als Lernen zu vermitteln, zugeschrieben. In Betrieben wer-
den Güter und Dienstleistungen erstellt; im Museum geht es um die Sammlung, an 
Gedenkstätten und Friedhöfen um Erinnerung oder Entsorgung des Todes. Gleich-
zeitig kann man vieles lernen über Geschichte, über Bräuche, über Biographien, über 
Ökologie, über Haltbarkeit von Steinen usw.  

Mit alternativen Lernorten werden verschiedene Eigenschaften und auch Wir-
kungsvorstellungen assoziiert: Lebensnähe durch das Aufgreifen gesellschaftlicher 
Kontexte, Anschaulichkeit durch sinnliche Erfahrbarkeit oder verstärkte Möglichkei-
ten der Selbstbestimmung angesichts geringerer didaktischer Steuerung.  

Unterschieden werden kann als zweite Dimension – neben der Institutionalität – 
der Intentionalitätsaspekt, das Maß, in dem sich die Lernenden selbst auf Lernthema-
tiken einlassen. Geht man in ein Museum, weil man an der Betrachtung eines Bildes 
interessiert ist, oder weil es draußen regnet? Will man bei einem Besuch einer KZ-
Gedenkstätte an die Opfer erinnern oder über die Geschichte des „Dritten Reiches“ 
lernen? Lerntheoretisch gesehen wird die Bedeutsamkeit von Lernorten durch die 
Gründe der Lernenden vermittelt. Die Frage ist, inwieweit die Intentionalität der 
Lehrenden diesen entspricht. 

 

intentional 
       Bildungseinrichtung 
    Betrieb 
      Science Center 
      Zoo/Botanischer Garten 
     Museum 
    Gedenkstätte 
   Theater 
   Verein 
    
inzident Gemeinde, Straße, Platz 
 
   informell     institutionell 
 

Abbildung: Lernorte: Intentionalität und Institutionalität von Lernformen 
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Intentionalität der Lernenden Subjekte 

Vor diesem Hintergrund lässt sich hinsichtlich der Vermittlungsleistungen von Lern-
orten ein Kontinuum mit unterschiedlichen Graden der Inszenierung von Lernmög-
lichkeiten bezogen auf die Dimensionen Intentionalität und Institutionalität aufma-
chen (zum lerntheoretischen Kontext vgl. Faulstich 1999; 2013). In dem dadurch 
aufgespannten Koordinatenfeld lassen sich die verschiedensten Lernorte z. B. Schu-
len, Erwachsenenbildungseinrichtungen, Museen, Bibliotheken, Science Center, 
Zoos, Botanische Gärten, Sternwarten, Gedenkstätten, Sportvereine, Stadteile syste-
matisieren. Die institutionell verortete und intentional ausgerichtete Erwachsenenbil-
dung behält ihren unverzichtbaren Stellenwert für intentionales Lernen. 

Wir wissen jedoch von der Gefahr des Lehr-/Lern-Kurzschlusses: Nicht das Pro-
gramm der Institutionen wird angeeignet, sondern das, was bedeutsam ist für die In-
tentionalität der Lernenden, aus der sich die Lernrelevanz der Orte für die einzelnen 
ergibt. Sie entstammt der raumzeitlichen Präsenz des je lernenden Leibes. Dafür Lern-
möglichkeiten gezielt aufzugreifen und gleichzeitig zu schaffen, ist Aufgabe von Bil-
dungsräumen und -stätten, die auf Entfaltung und Handlungserweiterung abstellen.  
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Relationale Raumkonzeptionen 

Gunter Weidenhaus 

Zusammenfassung 

Eine Perspektive, die den Raum als soziales Produkt auffasst, ist erst innerhalb der letzten 
zwei Jahrzehnte etabliert worden. Der Beitrag beleuchtet diese Perspektivumstellung, die 
unter dem Label des „Spatial Turn“ firmiert, und stellt die Aspekte vor, die für die neuen 
Konzeptualisierungsversuche von Raum zentral sind. Am Beispiel der Raumkonzeption 
von Martina Löw wird das analytische Potenzial einer Raumsoziologie erschlossen und im 
Rahmen der Rekonstruktion von Lebensräumen exemplarisch vorgeführt. 

Die Sozialwissenschaften sind auf einen Raumbegriff angewiesen, der den Raum selbst 
als sozial konstituiert versteht und die handlungsstrukturierende Wirkung dieser Konstitu-
tionen ernst nimmt. Um der Unterschiedlichkeit empirisch vorfindbarer Räume gerecht 
werden zu können, ist ein relationales Raumkonzept von Nöten, das die einzelnen Räume 
als Produkte ihrer Elemente und der Relationen zwischen diesen versteht. Nur eine solche 
Konzeption ist im Hinblick auf die empirische Welt variabel genug, um die Rekonstrukti-
on unterschiedlichster Raumtypen innerhalb eines begrifflichen Rahmens zu ermöglichen. 

Einleitung 

Die vielfältigen Räume unserer Alltagswirklichkeit sind in sozialen Prozessen ent-
standen und entfalten handlungsstrukturierende Wirkung. Dass Schlafzimmer, Schu-
len und Nationalstaaten nicht auf natürlichem Wege entstanden sind, sondern kultu-
relle Produkte darstellen und dass dieses kulturelle Universum Einfluss auf unser 
Denken, Handeln und unsere Praktiken nimmt, erscheint zunächst lapidar. Diese 
Feststellung jedoch macht den Raum zu einem sozial- und bildungswissenschaftli-
chen Gegenstand. Er ist kein passiver Container, in dem sich soziale Prozesse einfach 
abspielen, sondern selbst soziales Produkt, dessen Konstitution sich rekonstruieren 
lässt. Umso erstaunlicher erscheint dann, dass bis in die 1990er Jahre hinein von einer 
„Raumblindheit“ der Sozialwissenschaften gesprochen werden kann (Läpple 1991, 
163). Mit der Auffassung von Raum als einem sozialen Produkt geht in den letzten 
beiden Jahrzehnten jedoch eine rasante Perspektivumstellung einher, die als „Spatial 
Turn der Sozialwissenschaften“ (vgl. Bachmann-Medick 2006) bezeichnet wird. 
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Im Folgenden werde ich zunächst die Grundzüge des Spatial Turn und einige der 
in diesem Rahmen entwickelten Raumkonzeptionen kurz vorstellen. Anschließend 
wird das Konzept des relationalen Raumes von Martina Löw (2001) genauer betrach-
tet, um abschließend zu verdeutlichen wie mit Hilfe einer solchen Konzeption unser 
Verständnis der sozialen Welt beispielsweise durch biographische Entscheidungen 
vertieft werden kann. 

Der Spatial Turn 

Der französische Soziologe Henri Lefebvre formuliert 1974 in seinem einflussreichen 
Werk „La production de l’espace” die These „(social) space is a (social) product“ 
Lefebvre (1991, orig. 1974: 33) und liefert damit bis heute einen zentralen Referenz-
punkt der sozialwissenschaftlichen Auseinandersetzung mit Raum. Lefebvre unter-
sucht den Raum der Moderne, den er entsprechend seines marxistischen Theo-
rierahmens vor allem als verdinglichten Raum analysiert. Er argumentiert im An-
schluss an die Marxsche Warenanalyse, dass die urbanisierte, kapitalistische Gesell-
schaft den Raum in ein homogenes Abstraktum aus Quadratmetern verwandelt habe, 
der beliebig fragmentiert werden kann und an dem einzig der Tauschwert interessiert 
(vgl. auch Steets 2008: 397). Hinter dieser verdinglichten Fassade entsteht der Raum 
jedoch im Zusammenspiel einer „tripolaren Dialektik“ aus räumlicher Praxis (1), der 
Repräsentation des Raumes (2) und den Räumen der Repräsentation (3) (vgl. Lefebv-
re 1991: 33 ff.):  

Mit räumlicher Praxis (1) ist die nichtreflexive Alltagspraxis gemeint, im Rah-
men derer die gesellschaftlichen Raumstrukturen reproduziert und stabilisiert wer-
den (z. B. Arbeiten gehen in der Fabrik). Die Repräsentation des Raums (2) sind 
kognitive Raumvorstellungen wie sie WissenschaftlerInnen oder ArchitektInnen 
entwickeln. Die Durchsetzung dieser Raumvorstellungen ist zentral für die Homo-
genisierung des Raumes in der Moderne. Die Räume der Repräsentation (3) schließ-
lich bezeichnen Symbolisierungen und Imaginationsräume, wie sie in der Kunst ent-
stehen. Hier lässt sich nicht-entfremdete Raumaneignung denken und ein widerstän-
diges Potenzial gegen die hegemonialen Raumkonstitutionen verorten. Im Zusam-
menspiel dieser drei Pole, so der konzeptionelle Vorschlag Lefebvres, entsteht der 
soziale Raum. 

Ende der 1980er Jahre erfahren diese Überlegungen einen Aufschwung. Im 
Rahmen der Auseinandersetzung mit der Globalisierung geraten raumstrukturelle 
Veränderungen in den Fokus vor allem der Soziologie und der Humangeographie. 
Vor dem Hintergrund neuer Kommunikationstechnologien, beschleunigter Trans-
portmöglichkeiten und einer Liberalisierung der internationalen Märkte verändern 
sich die Raumbezüge der AkteurInnen in erster Linie im wirtschaftlichen Feld radi-
kal. Um diese Veränderungen der Strukturen des Raumes auf den Begriff zu brin-
gen, genügt den Sozialwissenschaften die Vorstellung nicht mehr, der Raum ließe 
sich als nationalstaatlicher Container konzeptualisieren, in dem je eine Gesellschaft 
verortet sei. Vielmehr müsse man die Konstitutionsprozesse von Räumen in den 
Blick nehmen und von einer „absolutistischen“ Raumvorstellung, der zufolge der 
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Raum alle sozialen Ereignisse umschließt, zu einer „relationalen“ umschwenken, 
die es erlaubt, Räume als etwas zu denken, das sich aus seinen Elementen zusam-
mensetzt und damit entsprechend wandelbar ist. Die Stunde des „Spatial Turn“ 
hatte geschlagen. 

Im Anschluss an Lefebvre konstatiert der Geograph David Harvey im Rahmen 
seiner zeitdiagnostischen Makroanalyse einen Übergang vom „Raum der Orte“ zu ei-
nem „Raum der Ströme“ (1995). Die dominanten Raumstrukturen der Postmoderne 
werden durch Finanz-, Waren-, Kommunikations- und Bilderströme gebildet, die 
nicht mehr ortsgebunden sind, sondern mobil in weltumspannenden Netzwerken flo-
tieren. Beschleunigter Transport und Kommunikation ermöglichen einen neuen ge-
sellschaftlichen Reproduktionsmodus den Harvey als „flexible Akkumulation“ (1995: 
48) bezeichnet und der zu einer Verdichtung von Raum und Zeit führt („Time-
Space-Compression“, 1995). Konkrete Orte scheinen nur noch wichtig, wenn das 
Kapital durch Investitionen in immobile Infrastrukturen spezielle Knotenpunkte im 
ansonsten ortlosen Raum der Ströme erzeugt. Da diese Knotenpunkte theoretisch 
überall sein könnten, erhöht sich die Standortkonkurrenz im Raum der Ströme, so 
dass paradoxerweise die (im Grunde nivellierten) Differenzen zwischen Orten aus 
marktstrategischen Gründen permanent betont werden müssen. 

Gegen die Beschreibung der raumstrukturellen Verfasstheit der Gegenwartsge-
sellschaft als „Raum der Ströme“ argumentieren Doreen Massey (1999 und 2006) 
und Helmuth Berking (1998). Konkrete Orte, so der Tenor, sind weit mehr als Rest-
größen der Globalisierung. Sie sind die Räume unserer lebensweltlichen Erfahrungen 
und bilden einen „Horizont der Vertrautheit“, in dem abstrakte Konzepte wie das 
„Globale“ überhaupt erst mit Sinn ausgestattet werden können (vgl. Berking 1998: 
390). Entsprechend argumentiert Massey: „Wenn wir das oft zitierte Mantra ernst 
nehmen, dass sich das Lokale und das Globale ‚gegenseitig konstituieren’, dann sind 
lokale Orte nicht einfach ‚Opfer’ nicht einmal nur Produkte des Globalen. Im Ge-
genteil: Sie sind auch die Momente, durch die das Globale konstituiert wird, das 
heißt, es gibt nicht nur globale Konstruktionen des ‚Lokalen’, sondern auch lokale 
Konstruktionen des ‚Globalen’“ (Massey 2006: 29).  

Der Befund, dass sich die raumstrukturelle Verfasstheit des Sozialen nur be-
schreiben lässt, wenn Globalisierung und Lokalisierung gleichzeitig in den Blick ge-
nommen werden, macht die Suche nach einem sozialwissenschaftlichen Raumbegriff 
nicht gerade einfacher. Entsprechend nebulös klingen Masseys Konzeptualisierungen, 
wenn sie den Raum als „Multiplizität“, „Differenz“ und „Pluralität“ (1999: 280 f.) de-
finiert.1 Vor diesem Hintergrund muss die Aufgabe eines angemessenen Raumbe-
griffs sein, ein allgemeines Konzept des Raumes anzubieten, das die Rekonstruktion 
so unterschiedlicher Raumkonstitutionen wie dem netzwerkartig strukturierten Raum 
des globalen Finanzkapitalismus aber auch der Heimat in Oberbayern mithilfe eines 
einheitlichen begrifflichen Rahmens erlaubt. Einen solchen Versuch, den ich im Fol-
genden genauer erläutern möchte, unternimmt Martina Löw in dem Buch „Raumso-
ziologie“ aus dem Jahr 2001. 
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Relationales Raumkonzept2 

Räume werden der Konzeption zu Folge aufgefasst als relationale Anordnungen der 
Gegenstände und Menschen an Orten (vgl. Löw 2001: 159 f.). Ein Raum ist also kein 
passiver Container, der mit irgendetwas gefüllt wird, sondern ergibt sich erst aus den 
Gütern und Lebewesen, die zu dem Raum gehören, sowie aus den räumlichen Relati-
onen, in denen diese Elemente angeordnet sind. Es geht aber nicht um eine objekti-
vierte Beschreibung von Lagerelationen, sondern darum, was überhaupt von Subjek-
ten als raumkonstitutiv wahrgenommen wird und welche sinnhaften Beziehungen 
zwischen diesen Elementen hergestellt werden. 

Der Prozess der Raumkonstitution kann im Rahmen der Theorie genauer be-
schrieben werden: Zwei analytisch zu trennende Prozesse, das Spacing und die Syn-
theseleistung, sind vonnöten, damit ein Raum entsteht. Das Spacing bezeichnet die 
Platzierungspraxis. Sehr vereinfacht ausgedrückt geht es hier darum, wo etwas hinge-
stellt wird, um einen bestimmten Raum zu erzeugen. So wird beispielsweise die Tafel 
oder Projektionsfläche eines Seminarraums häufig an einer Stirnseite, wo auch die 
Lehrenden agieren, befestigt und die Stühle, Tische und Lernenden so platziert, dass 
sie daraufhin ausgerichtet sind. An diesem Beispiel lässt sich auch die Bedeutung der 
Relationen verdeutlichen, denn das Ausrichten bedeutet einen räumlichen Bezug her-
zustellen.  

Die Syntheseleistung legt fest, welche Elemente überhaupt in die Raumkonstituti-
on eingehen, also zu einem Raum zusammengefasst werden (ebd.: 159). Es ist durch-
aus denkbar, dass bestimmte Güter wie ein Stück Kreide oder ein Overheadprojektor 
zwar vorhanden sind, aber den Raum in keiner Weise ausmachen und eventuell gar 
nicht wahrgenommen werden. Fehlt jedoch die Tafel können durchaus Zweifel auf-
kommen, ob es sich hier überhaupt um einen Klassenraum handelt. 

Dass Spacing und Syntheseleistung nur analytisch zu trennen sind, verweist da-
rauf, dass die beiden Akte in der realen Welt häufig zusammenfallen. Stelle ich bei-
spielsweise einen großen Springbrunnen in der Mitte meines Wohnzimmers auf, so 
platziere ich ihn und sorge gleichzeitig dafür, dass er aller Wahrscheinlichkeit nach in 
die Synthese dieses Wohnzimmers mit eingeht. 

Im Alltag ist die Konstitution sozialer Räume häufig institutionalisiert. Das be-
deutet, dass wir es nicht selten mit genormtem Spacing und einsozialisierter Synthese-
leistungen zu tun haben, was die Raumkonstitution, wie das Beispiel des Klassen-
zimmers zeigt, tendenziell unproblematisch macht und für kognitive Entlastung sorgt 
(ebd.: 164). 

Damit wird die Konstitution sozialer Räume zu einem Phänomen, das einerseits 
als Strukturbildung durch menschliches Handeln und andererseits als menschliches 
Handeln strukturierend aufgefasst werden muss. Es wird also nicht nur mit Hilfe von 
Spacing und Syntheseleistung eine räumliche Struktur von Menschen gebildet, son-
dern aufgrund der Institutionalisierung erscheint uns diese Struktur als objektiv in der 
Außenwelt vorhanden, und wir passen unser Handeln den scheinbar gegebenen 
Räumen an. Diesen Prozess kann nachvollziehen, wer beispielsweise eine Kirche be-
tritt. 
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Im Allgemeinen werden Akte der Raumkonstitution im praktischen Bewusstsein 
vollzogen. Sie sind also nicht unbewusst, gleichwohl aber diskursiv normalerweise 
nicht verfügbar (Löw 2001: 161). Dass sie meist nicht in sprachlicher Form mental 
repräsentiert sind, bedeutet für die Sozialwissenschaft zunächst vor allem eines, näm-
lich dass die WissenschaftlerInnen häufig auf interpretative Rekonstruktionsarbeit 
verwiesen sind, um soziale Raumkonstitutionen für den Forschungsprozess sichtbar 
zu machen. 

Die Löwsche Theorie des Raums erlaubt eine begriffliche Trennung zwischen 
Raum und Ort. Orte sind die Stellen, an denen die für eine Raumkonstitution rele-
vanten Lebewesen und Güter platziert sind, während ein Raum die komplexe Forma-
tion darstellt, die aus diesen Gütern und Lebewesen an Orten sowie ihren relationa-
len Bezügen gebildet wird (vgl. ebd.: 198 ff.). 

Damit wird allerdings die Antwort auf die Frage, ob es sich bei einem Marktplatz 
um einen Raum oder einen Ort handelt, davon abhängig, welcher Raum gerade kon-
stituiert wird. Fokussiert man auf den Raum „Innenstadt“, so ist der Marktplatz ein 
Element, das in diesem Raum platziert ist und somit als Ort aufgefasst wird. Wech-
selt man den Maßstab der Betrachtung, indem soweit an den Marktplatz heran ge-
zoomt wird, dass er das gesamte Bild ausfüllt, so verwandelt er sich in einen Raum, 
der sich beispielsweise aus einem Brunnen, Obstständen und Cafétischen konstitu-
iert, die sich nun wiederum an spezifischen Orten befinden, mit Hilfe derer der Platz 
als Raum konstituiert wird. 

Mit Hilfe dieser Konzeption ist es möglich, mehrere Räume an einem Ort zu 
denken, weil ein platziertes soziales Gut oder Lebewesen Element verschiedener 
Raumkonstitutionen sein kann. So kann der Ort der Frankfurter Börse je nach fokus-
siertem Sinnzusammenhang Teil der Stadt, des Nationalstaates Deutschland oder ein 
Ort im Netzwerk des internationalen Finanzkapitalismus sein, genau wie eine Tank-
stelle zu einem zentralen Ort der Jugendkultur werden kann. 

Diese Ausführungen sollten deutlich gemacht haben, dass wir es in der empiri-
schen Welt mit einer schier unendlichen Vielzahl sozialer Räume zu tun haben. In 
diesem Sinne existiert „der Raum“ einzig als formal-analytischer Begriff, nicht aber in 
Form einer empirischen Entität, die alles in sich einschließt. Das heißt, empirisch be-
schreibbar ist immer ein Raum, nicht aber der Raum. 

Das hier vorgestellte Raumkonzept ist – wie erwähnt – hinsichtlich der Konstitu-
tion von Räumen relational gedacht. Daraus folgt jedoch nicht, dass konkrete empiri-
sche Räume nicht auch als territoriale Räume im Sinne von Containern konstituiert 
werden können, wie beispielsweise Nationalstaaten. Auf Konzeptebene werden 
Räume hinsichtlich ihres Entstehungszusammenhangs also immer relational gedacht. 
Manche Räume sind jedoch auf Ebene der Rekonstruktion durchaus sinnvoll als ter-
ritoriale Container zu beschreiben. 

Ein solcher formal-analytischer Raumbegriff kann helfen, die für Subjekte rele-
vanten Raumkonstitutionen zu rekonstruieren und somit ihr Handeln besser ver-
ständlich machen. Das ist deswegen so relevant, weil davon ausgegangen werden 
kann, dass unterschiedliche Menschen und Gruppen unterschiedliche Räume konsti-
tuieren. Ich möchte dies am Beispiel biographischer Raumkonstitutionen erläutern. 
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Die Rekonstruktion empirischer Räume 

Wenn wir unser Leben als Gesamtheit in den Blick nehmen, entsteht eine biographi-
sche Perspektive (vgl. Fuchs-Heinritz 2009). Im Prozess der Biographie stellen wir 
uns räumlich in Welt. Daher werden im Rahmen biographischer Erzählungen auch 
die für uns relevanten Lebensräume thematisch. Eine Rekonstruktion dieser Räume 
mithilfe der Löwschen Konzeption ermöglicht die Bildung einer Typologie von Le-
bensräumen, die für biographische Entscheidungen eine hohe Relevanz besitzen. 

Auf Basis meiner qualitativen Studie (Weidenhaus (noch unveröffentlicht) lassen 
sich drei Lebensraumtypen differenzieren: konzentrische (1), netzwerkartige (2) und 
inselhafte (3) Lebensraumkonstitutionen. 

Bei konzentrischen Lebensräumen (1) werden mindestens zwei biographisch rele-
vante Raumkonstitutionen um einander gelegt: das eigene Zuhause und der Wohnort. 
Viele Personen mit konzentrischer Lebensraumkonstitution machen darüber hinaus 
Stadtviertel, Heimatregionen und Nationalstaaten für ihr Leben relevant. All diese 
Räume liegen bei konzentrischen Typen auf unterschiedlichen Maßstabsebenen. Die 
Aneignungsstrategien des Zuhauses basieren auf starken sozialen Bindungen häufig 
zu Familienmitgliedern, während Stadtviertel und Städte über Freundeskreise ange-
eignet werden. Bei der Aneignung von Regionen werden hingegen Mentalitätsunter-
schiede thematisiert.  

Diese unterschiedlichen Aneignungsstrategien stehen bei allen Typen in unmittel-
barem Zusammenhang mit der Konstitution der jeweiligen Räumen selbst, denn sie 
verraten etwas über die Elemente, die in die Synthese des Raumes eingehen, und über 
die notwendige Platzierung dieser Elemente, damit die Relationen stimmen (z. B. 
schnell bei den Eltern sein können). 

Das auffälligste Merkmal bei netzwerkartiger Lebensraumkonstitution (2) ist, dass 
ein Zuhause in diesen Fällen nicht thematisiert wird. Relevante Lebensräume finden 
sich ausschließlich auf der Ebene von Städten und Stadtvierteln, die hauptsächlich 
auf der Basis ihrer Atmosphären und, damit in Zusammenhang stehend, der dort ver-
tretenen Szenen angeeignet werden. Alle NetzwerkerInnen benutzen Sätze wie diese, 
um die Entscheidung für eine Stadt zu begründen: „O-Stadt war cool. Deswegen bin 
ich auch da geblieben, anstatt noch nach D-Stadt zu gehen oder so.“ Oder in einem 
anderen Fall: „Und du hast irgendwie hier so ein Gefühl in der Stadt, das du nicht so 
wirklich beschreiben kannst. Es ist einfach ein cooles Gefühl.“3 Da die relevanten 
Lebensräume auf gleicher Maßstabsebene liegen, finden sich in den Interviews per-
manent Vergleiche zwischen den Städten und Stadtvierteln. Über die Zeit bildet sich 
ein Netz untereinander verbundener relevanter Lebensräume. 

Beim dritten Typus werden die Lebensräume als Inseln (3) konstituiert, die hoch-
gradig privaten Charakter haben und durch zumeist klare Grenzkonstruktionen von 
der Außenwelt geschieden werden. Ein Fall diesen Typs thematisiert beispielsweise 
sein Zuhause, das Schrebergartengrundstück, das er als „Zuflucht“ bezeichnet und 
einen versteckt gelegenen Angelsee, den er „Paradies“ nennt, als relevante Lebens-
räume, die alle in fußläufiger Entfernung liegen. Zumeist aber besteht der Lebens-
raum in Fällen mit inselhafter Lebensraumkonstitution nur aus einem einzigen Raum: 
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dem Zuhause, das über starke soziale Bindungen zumeist zu Familienmitgliedern an-
geeignet wird und über das idealweise eine hohe Verfügungsgewalt besteht. Typisch 
im Rahmen solcher Interviews sind dezidierte Beschreibungen der Gestaltung dieser 
Räume, an denen mit viel Liebe immer weiter „rumgebaut“ wird. 

Je nach Typ der Lebensraumkonstitution sind unterschiedliche Handlungsstrate-
gien zu erwarten. So können beispielsweise bei konzentrischen Konstitutionen attrak-
tive Stellenangebote abgelehnt werden, obwohl sie exakt in die Karriereplanung pas-
sen, um die etablierte Lebensraumkonstitution nicht zu gefährden. NetzwerkerInnen 
hingegen tendieren zu einer hohen beruflichen Mobilität, auch weil das Kennenler-
nen immer neuer Städte an sich schon einen Reiz auf sie ausübt. Wichtig für die Sozi-
alwissenschaften sind diese Raumkonstitutionen darüber hinaus, weil sie in einem 
Zusammenhang mit sozial-strukturellen Variablen stehen. Die Relevanz der Konsti-
tution eines Zuhauses ist milieuspezifisch differenziert. Während inselhafte Lebens-
raumkonstitutionen gehäuft bei Personen mit geringer ökonomischer und kultureller 
Kapitalausstattung vorkommen, sind die NetzwerkerInnen eher postmaterialistischen 
Milieus mit einem hohen Anteil an kulturellem Kapital zuzurechnen (vgl. Bourdieu 
1982). 

Die Rekonstruktion räumlicher Konstitutionen vertieft also das Verständnis der 
Prozesse in der sozialen Welt entscheidend. Kurz gesagt: Space matters! 

Anmerkungen 

1 Ein ähnlich unscharfer Raumbegriff findet sich beispielsweise bei Edward Soja, der eben-
falls im Anschluss an Lefebvre ein Konzept des Drittraumes (Thirdspace) vorschlägt und 
dieses charakterisiert als: „Alles [Herv. im Original] kommt im Dritt-Raum zusammen: Sub-
jektivität und Objektivität, das Abstrakte und das Konkrete, das Reale und das Imaginäre, 
das Wißbare und das Nicht-Vorstellbare, das sich Wiederholende und das sich Unterschei-
dende, Struktur und Kraft, Geist und Körper, Bewußtsein und das Unbewußte, das Dis-
ziplinierte und das Transdisziplinäre, Alltagsleben und unabschließbare Geschichte. Alles, 
was den Dritt-Raum in getrennte Bereiche spezialisierten Wissens oder in reservierte Regi-
onen teilt – sei es auch unter dem Vorwand, damit seine unendliche Komplexität hand-
habbar zu machen –, zerstört seine Bedeutung und Offenheit.“ (Edward Soja 2005, Orig. 
1996: 96 f.). Eine solche Konzeption von Raum ist, wie Soja selbst schreibt, nicht hand-
habbar – sie ist esoterisch. 

2 Dieses Unterkapitel ist ein überarbeiteter Auszug aus meiner bereits verteidigten, aber 
noch unveröffentlichten Dissertation „Die soziale Raumzeit. Zum Zusammenhang der 
Konstitutionen von Raum und Zeit in Biographien“. 

3 Die Zitate stammen aus narrativ-biographischen Interviews, die im Rahmen des Disserta-
tionsprojektes geführt wurden. 
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Aneignungsprozesse im Sozialraum 

Ulrich Deinet 

Zusammenfassung 

Der Begriff des Sozialraums wird in den Sozialwissenschaften und den entsprechenden 
Aktivitätsfeldern z. B. der Erwachsenenbildung und der Sozialarbeit sehr unterschiedlich 
genutzt: So beschriebt er in der sozialen Arbeit Stadtteile als Planungsräume mit ihren ge-
ografischen und sozial-strukturellen Gegebenheiten, in der Weiterbildung Lernräume und 
-orte der Aneignung. In einem breiteren sozial-ökologischen Verständnis zielt der Begriff 
auf subjektive Lebensräume und einen Zusammenhang von Entwicklung und Raum, der 
im Aneignungskonzept aufgeschlossen werden kann. Mit dem Begriff der „Raumaneig-
nung“ können auch sozialräumliche Bildungsprozesse im öffentlichen Raum fokussiert 
werden. Auf der Grundlage eines breiten Bildungsbegriffs werden Konsequenzen für ein 
pädagogisches Handeln formuliert, das auf die Ermöglichung aneignungsorientierter Bil-
dungsprozesse in unterschiedlichen Sozialräumen gerichtet ist. 

1. Sozialraum als schillernder Begriff 

Der Begriff des Sozialraums wird sowohl in den bildungswissenschaftlichen Tätig-
keitsfeldern als auch in der Wissenschaft unterschiedlich verwendet: Sehr verbreitet 
ist eine bundesweit in der sozialen Arbeit und der Stadtplanung gebräuchliche Defini-
tion von Stadtteilen als Planungsräume, das heißt sozialgeographisch definierten Ge-
bieten. In vielen Kommunen und Kreisen wird eine sozialräumliche Gliederung des 
Stadtgebietes vorgenommen. Diese entsteht oft aus einer Mischung aus historisch 
gewachsenen Siedlungsstrukturen und aktuellen soziodemographischen Fakten, etwa 
zur Segregation, um planerisch sinnvolle Gebiete ausweisen zu können, die dann 
auch Grundlage für „Maßnahmeplanungen“ sind, etwa im Bereich der Stadtentwick-
lung oder auch der sozialen Arbeit (Jugendhilfeplanung). Auch das bundesweite Pro-
gramm Soziale Stadt, das sich auf „Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf“ 
bezieht, trägt zu dieser Definition des Begriffs Sozialraum bei. Es geht um die Prob-
leme der Städte und Strategien zu deren Lösung, wie z. B. „Stadtteilmanagement“ 
und „Quartiersfonds“. Dieses weit über die Jugendhilfe hinausgehende Konzept ei-
ner Sozialraumorientierung wird verschieden akzentuiert: Bei „Hilfen zur Erziehung“ 
wird etwa über Sozialraumteams und Sozialraumbudgets diskutiert und die Jugendhil-
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feplanung debattiert, wie groß ein Sozialraum als Planungsgröße sein sollte und nach 
welchen Kriterien dieser zu definieren sei.  

Sozialraumorientierung wird in der Sozialen Arbeit oft zu einem sozialgeografi-
schen Muster verkürzt (Wohngebiet, eingegrenzter Sozialraum, Planungsraum etc.). 
In diesem – aus planerischer Sicht zwar nachvollziehbaren – aber eingeschränkten 
Verständnis von Sozialraum als Planungsraum, werden die einzelnen Bereiche der 
Bildungs- und Sozialarbeit, z. B. die Kinder- und Jugendarbeit sowie die Erwachse-
nenbildung eingepasst. 

Demgegenüber ist der Sozialraumbezug in den Sozialwissenschaften viel breiter 
gefasst. In der Tradition der Sozialökologie (Bronfenbrenner 1989) werden – gegen-
über dem Planungsparadigma – Lebenswelten einzelner Menschen und Gruppen dif-
ferenziert in den Blick genommen. Auch der dynamische Raumbegriff von Martina 
Löw (Löw 2000; s.a. Weidenhaus in diesem Heft) ist geeignet, unterschiedliche Quali-
täten von Räumen für verschiedene Zielgruppen zu beschreiben und die funktionalis-
tische Definition von Räumen zu überwinden. Dabei ist es notwendig zu wissen, wie 
Kinder, Jugendliche und Erwachsene den öffentlichen Raum nutzen, wie dabei ver-
schiedene Raumqualitäten entstehen und mit welchen Interventionen und Elementen 
Aneignungsprozesse unterstützt werden können.  

Durch die raumsoziologischen und sozial-ökologischen Sichtweisen öffnet sich 
der Blick für die Akteure, etwa der von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen, die 
Sozialräume als Aneignungsräume sehen und spezifische Nutzungsmöglichkeiten su-
chen. Zur Fassung des Sozialraumbegriffs ist es deshalb ratsam, entsprechend der 
Raumdefinition von Löw (2001), sowohl die Struktur des Raums (geo-physikalischen 
Bedingungen, Straßen…) als auch die Handlungsdimensionen (Zonen und Inseln) in 
Betracht zu ziehen. Damit wird ein erweitertes Verständnis des Sozialraumbegriffs 
eingeführt, welches bei der Konstitution des Sozialraums vor allem das Subjekt in 
den Vordergrund rückt und sich entschieden von einem Begriff des Sozialraums ab-
setzt, „der in den letzten Jahren verstärkt in der Sozialverwaltung als quantitative 
Raumzuweisung verwendet wird“ (Bader 2002: 55). 

In Abgrenzung zu einem eher administrativen Begriff des Sozialraums als Pla-
nungsraum wird im Folgenden eine stärker subjektorientierte Sichtweise von Sozial-
räumen als Lebenswelten entwickelt. Um die Bedeutung von Räumen für die Ent-
wicklung von Heranwachsenden zu erfassen, sind theoretische Bausteine erforder-
lich, so wie sie in den sozialökologischen Modellen und neuen Raumvorstellungen zu 
finden sind. Deshalb ist der Aneignungsbegriff als Brücke zum Verständnis des Sozi-
al-Raums aus der subjektiven Sicht geeignet. 

2. Das Aneignungskonzept  

Im Konzept der sozialräumlichen Aneignung, welches auf die kulturhistorische Schu-
le (Wygotski 1977) zurück zu führen ist, wird die Entwicklung des Menschen als tätige 
Auseinandersetzung mit seiner Umwelt begriffen, die vordergründig in den Orten des 
informellen Lernens erfolgt (vgl. Deinet 2004: 178). Das Aneignungskonzept wurde 
in Deutschland in einem ersten Schritt von Klaus Holzkamp (1983) auf eine gesell-
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schaftliche Ebene übertragen. Demnach vollzieht sich Entwicklung der Heranwach-
senden in der eigentätigen Auseinandersetzung mit der Umwelt durch die „Aneignung 
der gegenständlichen und symbolischen Kultur“ (Deinet 2004: 178). In einem zweiten 
Schritt kann der Gesellschaftsbezug des Aneignungskonzeptes vor dem Hintergrund 
sozialökologischer Raummodelle auf die konkreten sozialräumlichen Strukturen 
übertragen werden. Dieser Schritt ist entscheidend, um den Zusammenhang von 
Raum und Aneignung für die sozialräumliche Entwicklung von Heranwachsenden 
untersuchen zu können.  

Aus einem aktualisierten Aneignungskonzept lassen sich insgesamt fünf konkrete 
sozialräumliche Aneignungsdimensionen operationalisieren, um die sozialräumliche 
Entwicklung von Heranwachsenden als Wechselbeziehung zwischen Raum und 
Mensch untersuchen zu können (vgl. Derecik 2011: 70-75). Alle fünf Aneignungsdi-
mensionen basieren dabei auf der eigentätigen Auseinandersetzung mit der Umwelt. 
 Aneignung als Erweiterung motorischer Fertigkeiten und kognitiven Wissens 
 Aneignung als Erweiterung des Handlungsraums 
 Aneignung als Veränderung von Situationen 
 Aneignung als Verknüpfung von Räumen 
 Aneignung als „Spacing“. 

Die Aneignung als Erweiterung motorischer Erfahrungen basiert dabei zunächst auf 
der grundlegenden Aneignung von Gegenstandsbedeutungen nach Leontjew (1973). 
Die nächsten drei Aneignungsdimensionen lassen sich anhand sozialökologischer 
Raumvorstellungen bestimmen (vgl. Deinet 1992; 1999), wobei Aneignung als Ver-
knüpfung von Räumen die Schnittmenge zwischen den klassischen und den erweiter-
ten Formen der Aneignung darstellt. Aneignung als Spacing ist schließlich neuen 
Raumvorstellungen (Löw (2001) zu verdanken.  

Spacing, also das eigentätige Schaffen von Räumen, ist nicht nur eine erweiterte 
Form der Aneignung, sondern ermöglicht es ebenso, „neu über bildungspolitische 
und pädagogische Aspekte der Kämpfe um Raum nachzudenken“ (Löw 2001: 245). 
Das Aneignungsverhalten von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen muss dabei 
stets als eine Form von Raumverhalten verstanden werden. Raumtheoretische Unter-
suchungen erfordern es, sowohl die Wechselbeziehungen zwischen Mensch und 
Raum in konkreten Situationen zu betrachten, als auch die Räume und die Menschen 
selbst. Löw (2001: 156-157) fordert dabei zu relationalem Denken auf, d. h. dass zu-
nächst die Wechselbeziehungen zwischen den Räumen und den Menschen zu be-
trachten sind, denn diese verdanken ihre Eigenschaften zu wesentlichen Teilen ihrer 
Wechselbeziehung zueinander.  

3. Aneignung als Bildung im Sozialraum 

Mit dem Aneignungskonzept – besonders dem Begriff der „Raumaneignung“ – lässt 
sich eine Brücke zwischen dem aktuellen Bildungsdiskurs und den Sozialräumen, in 
denen Menschen leben, bauen. Bildungsprozesse, die außerhalb von Institutionen 
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oder auf deren Hinterbühne, besonders aber im öffentlichen Raum stattfinden, lassen 
sich als subjektive Formen der Raumaneignung fassen. 

Dass Bildung über die Schule hinausgeht und damit außerschulische Bildungsorte 
mit einschließt, wird seit längerem diskutiert: Diese Auffassung steht im Zusammen-
hang mit einem erweiterten Bildungsbegriff. Auch im Zwölften Kinder- und Jugend-
bericht wurde darauf aufmerksam gemacht, dass die Berücksichtigung informeller 
Bildungsprozesse notwendig ist und somit ein Blick auf Lernwelten jenseits formaler 
Bildungsinstitutionen geworfen werden muss. Es geht um „die Wahrnehmung beiläu-
figer, nicht-intendierter Lernprozesse“ (BMFSFJ 2005: 533) und gefordert wird ein 
Zusammenspiel von Bildungsorten und Lernwelten. „Dabei kommen Schule und Ju-
gendhilfe als öffentlichen Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungsinstitutionen gestal-
tende und vermittelnde Funktionen zu“ (BMFSFJ 2005: 534). Entscheidend ist dabei, 
dass diese Lernprozesse nicht durch Unterricht und ähnliche zielgerichtete Bildungs-
prozesse ermöglicht werden können, sondern durch direkte Begegnungen und Aus-
einandersetzungen mit der Umwelt. An anderer Stelle wird dafür der Begriff „Aneig-
nung“ (s.u.) verwendet und Bildung als Aneignung von Welt auch in einer sozial-
räumlichen Dimension definiert (BMFSFJ 2005: 105 ff).  

In einem breiten Spektrum zwischen formellen und informellen Bildungsprozes-
sen sowie formalen und non- formalen Settings wird die Gleichrangigkeit unter-
schiedlicher Bildungsprozesse an unterschiedlichen Orten beschrieben (s.u.). Dabei 
stehen auch informelle Bildungsprozesse in non- formalen Settings, z. B. die Aktivitä-
ten im Jugendzentrum oder die in der Clique im Fokus.  

Mit der Bezugnahme auf informelle Bildungsorte kommt somit der öffentliche 
Raum in den Blick: Kinder und Jugendliche lernen und bilden sich also nicht nur in 
der Schule oder in anderen Institutionen, sondern insbesondere auch in ihren jeweili-
gen Lebenswelten, Nahräumen, Dörfern, Stadtteilen, das heißt sie bilden sich eben-
falls im öffentlichen Raum. Diese Orte der informellen Bildung prägen die intentio-
nalen Bildungsprozesse mit. Die Entwicklung sozialer Kompetenz im Umgang mit 
fremden Bezugspersonen in neuen Situationen, die Erweiterung des Handlungsrau-
mes und damit des Verhaltensrepertoires fördern dabei die Fähigkeit für den Erwerb 
von Handlungsfähigkeit auch als Grundlage für das Erlangen von Bildungsabschlüs-
sen. In die nähere Betrachtung gerät damit auch die alltägliche Lebensumwelt von 
Kindern und Jugendlichen, deren Bedeutung in der ökologischen Sozialisationsfor-
schung (vgl. Bronfenbrenner 1989) schon in den 1970er und 1980er Jahren betont 
wurde.  

Aber auch die neuere Bildungsforschung versucht, alltägliche Lebenswelten und 
ihre Bildungswirkungen zu fassen, so spricht etwa Thomas Rauschenbach von der 
„Alltagsbildung“ (Rauschenbach 2009), die als aktive Erschließung der Welt verstan-
den werden kann und sich insbesondere auf informelle Bildungsprozesse bezieht. In 
seinem Konzept einer Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule auf einer sozial-
räumlichen Grundlage geht Thomas Coelen ebenfalls auf die Bedeutung der lokalen 
Öffentlichkeit für Bildungsprozesse ein und spricht deshalb auch von „kommunaler 
Jugendbildung“ (Coelen 2000).  
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4. Konsequenzen für das pädagogische Handeln 

Für die Arbeit in Institutionen stellt sich vor allen Dingen die Frage nach den dort 
zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Räumen für Aneignungsprozesse im 
Sinne der Erweiterung der Fähigkeiten. Dafür spielt der Aufforderungscharakter in 
den Institutionen eine große Rolle sowie die Frage nach Zugang und Ermöglichung 
für die unterschiedlichen Zielgruppen. Aneignungsprozesse in diesem Bereich kön-
nen sich sowohl auf formelle, informelle als auch nicht formelle Bildungsbereiche be-
ziehen, d. h. Kurse z. B. im Bereich der Erwachsenenbildung, aber auch die zuneh-
mende Zahl non-formaler Bildungsangebote bis hin zu den individuell nutzbaren in-
formellen Bereichen. 

Angesprochen ist ebenfalls der öffentliche Raum bzw. der Bereich von Stadt- und 
Regionalentwicklung. Wie kann der öffentliche Raum oder wie können unsere Städte 
so gestaltet werden, dass neben kommerziellen und ökonomischen Gesichtspunkten 
genügend Freiräume bestehen, die einen Aufforderungscharakter besitzen, um solche 
Aneignungsprozesse zu fördern? 

Bei der Aneignungsdimension „Veränderung von Situationen“ geht es im Rah-
men der Identitätsentwicklung darum, eigene Akzente zu setzen, sich bestenfalls von 
anderen Gruppierungen und Individuen abzusetzen. Das Experimentieren mit neuen 
Rollen und der wechselnde Umgang mit unterschiedlichen Cliquen erfordern eine 
Umwelt, die dies zulässt und die dafür nötigen Freiräume zur Verfügung stellt. Für 
die Arbeit in Institutionen bedeutet diese Dimension, die Aneignungsweisen nicht 
nur von Jugendlichen nicht immer nur als Störung zu sehen, sondern als Aneig-
nungsverhalten zu verstehen und ihnen auch Freiräume zu bieten, Situationen zu 
verändern etc. Eigentätigkeit und Selbstwirksamkeit sind Faktoren, die nicht nur für 
Jugendliche eine große Rolle spielen, sondern für alle anderen Altersstufen genauso.  

Auch die Aneignungsdimension des „spacings“ gewinnt ihre Bedeutung des ei-
gentätigen Schaffens von Räumen für alle Altersstufen.  

Diese beiden Dimensionen (Situationsgestaltung und Spacing) zeigen, dass sich 
sozialräumliche Aneignungsprozesse in sehr unterschiedlichen Bereichen und auf 
verschiedenen Ebenen ergeben, aber auch gefördert werden können. Der stärkere 
Blick auf diese vom Subjekt ausgehenden Aneignungsformen als Bildungsformen 
schafft eine Sichtweise, die über die klassische Vermittlungsfunktion hinaus auf Sozi-
alräume verweist: Stadtteil, Wohngebiete oder Dörfer stellen mit ihren jeweiligen Ge-
gebenheiten unterschiedliche Rahmenbedingungen für die skizzierte sozialräumliche 
Bildung als Aneignung dar. Der Blick auf Sozialräume als subjektive Lebenswelten 
weist auf unterschiedliche sozialräumliche Bezüge an verschiedenen Orten (oder heu-
te auch zunehmend nicht ortsbezogenen virtuellen Räumen) hin, die ebenfalls unter-
schiedliche Aneignungsformen ermöglichen oder diese auch einschränken. Mit dem 
„sozialräumlichen Blick“ auf Institutionen werden Aneignungsformen sichtbar, die 
eher auf der Hinterbühne oder neben der Hauptfunktion (etwa in Schulen oder 
Hochschulen) verlaufen, auf der Grundlage eines breiten Bildungsbegriffe zwischen 
Aneignung und Vermittlung aber eine hohe Bedeutung für die Subjekte, jedoch auch 
für das pädagogische und andrologische Handeln besitzen.  



Thema | Aneignung von sozialen Räumen 

225 

Literatur 

Bader, Kurt: „Alltägliche Lebensführung und Handlungsfähigkeit. Ein Beitrag zur Weiterent-
wicklung gemeinwesenorientierten Handelns“, in: Stiftung Mitarbeit: „Alltagsträume, 
Lebensführung im Gemeinwesen Beiträge zur Demokratieentwicklung von unten“ Nr. 
18, Verlag Stiftung Mitarbeit, Bonn 2002, S. 11 B 60 

Bronfenbrenner, Urie, Die Ökologie der menschlichen Entwicklung. Natürliche und geplante 
Experimente, Frankfurt a.M. 1989 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Zwölfter Kinder und Jugendbe-
richt: Bildung, Betreuung und Erziehung vor und neben der Schule. Berlin 2005 

Coelen, Thomas: Kommunale Jugendbildung. Raumbezogene Identitätsbildung zwischen 
Schule und Jugendarbeit. Frankfurt. a.M. 2000 

Deinet, Ulrich: Kooperation von Jugendhilfe und Schule. Ein Handbuch für die Praxis, Opla-
den 2001 

Deinet, Ulrich/Reutlinger, Christian (Hrsg.): „Aneignung“ als Bildungskonzept der Sozialpä-
dagogik. Beiträge zur Pädagogik des Jugendalters in Zeiten entgeizter Lernorte. Opladen 
2004 

Deinet, Ulrich (Hrsg.): „Sozialräumliche Jugendarbeit. Grundlagen, Methoden, Praxiskonzep-
te“, 2., völlig überarbeitete Auflage, Wiesbaden 2005 

Deinet, Ulrich/Icking, Maria (Hrsg.): Jugendhilfe und Schule, Analysen und Konzepte für die 
kommunale Kooperation, Leverkusen – Opladen, 2. Auflage, 2010 

Derecik, Ahmet: Der Schulhof als bewegungsorientierter Sozialraum. Eine sportpädagogische 
Untersuchung zum informellen Lernen in Ganztagsschulen. Aachen 2011 

Holzkamp, Klaus: Grundlegung der Psychologie. Frankfurt/M. 1983 
Leontjew, Alexei Nikolajewitsch (1973): Problem der Entwicklung des Psychischen, Frankfurt 

a.M. 
Löw, Martina: „Raumsoziologie“, Frankfurt/M. 2001 
Rauschenbach, Thomas: Zukunftschance Bildung, Familie, Jugendhilfe und Schule in neuer Al-

lianz, Weinheim und München 2009 
Reutlinger, Christian: Bildungslandschaften – raumtheoretisch betrachtet, in: Böhme, J. (Hrsg.): 

Schularchitektur im interdisziplinären Diskurs. Territorialisierungskrise und Gestaltungs-
perspektiven des schulischen Bildungsraums, Wiesbaden 2009 

Reutlinger, Christian: Unsichtbare Bewältigungskarten von Jugendlichen in gespaltenen Städ-
ten. Sozialpädagogik des Jugendraums aus sozialgeografischer Perspektive, Opladen 
2002 

Wygotski, Lew S.: Denken und Sprechen. Russische Originalausgabe 1934, Frankfurt/M. 1977 



Hessische Blätter 3 | 2013 

226 

Bildungsraum Stadt 
Aufgaben und Profil städtischer Volkshochschulen  

Klaus Meisel, Regine Mickler 

Zusammenfassung 

Der Beitrag geht nach einem kurzen Überblick auf die Bedeutung der Volkshochschulen 
(1) am Beispiel der Münchner Volkshochschule der Frage nach, welche Aufgaben und wel-
che Profilentwicklungsmöglichkeiten städtische Volkshochschulen im Zuge von Moderni-
sierungs- und Entgrenzungsdebatten haben. Zunächst wird in aller Kürze die Besonder-
heit von städtischer Erwachsenenbildung aufgezeigt (2). Danach wird das Strukturprinzip 
der Kommunalität erläutert (3), um schließlich anhand konkreter Beispiele den Bildungs-
raum Stadt, wie ihn die Münchner Volkshochschule sieht, fördert und mitgestaltet, zu 
verdeutlichen. Schlussfolgernd kann festgehalten werden: Städtische Volkshochschulen sind 
zeitgemäße und unentbehrliche Einrichtungen der Erwachsenenbildung, weil es ihnen ge-
lingt über die Erfüllung vielfältiger Aufgaben und die Entwicklung lokalspezifischer Pro-
grammprofile die kommunale Erwachsenenbildung zu fördern (4).  

1. Volkshochschulen in der zweiten Moderne – ein Anachronismus? 

„Volkshochschulen sind überall“, so präsentiert der Deutsche Volkshochschulver-
band das deutsche Volkshochschulsystem (DVV 2011, 17). Mit ca. 940 eigenständi-
gen Einrichtungen und über 3200 Außenstellen bilden die Volkshochschulen ein 
bundesweit einmaliges Netz lokal verankerter Weiterbildungs- und Kultureinrichtun-
gen. Gegen diese quantitative und qualitative Bedeutung des Volkshochschulsystems 
stehen modernisierungstheoretische Betrachtungsweisen, die Institutionen als vor-
modern beschreiben, wenn das dort stattfindende Lernen Erwachsener noch unmit-
telbar in den gemeinschaftlichen Alltag eingebettet und Bildung räumlich, zeitlich und 
personell an unmittelbare Erfahrung gebunden ist.  

In einer „Zweiten Modernen“ werden die Institutionen des Lernens Erwachsener 
– so der theoretische Ansatz – selbst zum Problemfall, da die Brüchigkeit und Kon-
tingenz der institutionellen Angebote in den Vordergrund treten. In dieser Sicht ste-
hen die Begriffe „Weiterbildung“ und „lebenslanges Lernen“ in unmittelbarem Zu-
sammenhang zu einer raum-zeitlichen und sozialen Entgrenzung des Lernanspruchs 
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(vgl. Fischer 2007, 128 f.). Der Eindruck, die kommunale Einrichtung Volkshoch-
schule sei eine durch die gesellschaftlichen und technologischen Fortschritte überhol-
te Erscheinung, könnte sich zudem bei der Lektüre zahlreicher Veröffentlichungen 
zur Bedeutung des Online-Lernens oder der zunehmenden Bedeutung des „selbstge-
steuerten Lernens“ gegenüber dem sozial organisierten Lernen verfestigen.  

Jedoch, die Empirie spricht eine andere Sprache. Ohne den Stellenwert der 
Volkshochschulen in der gesamten Weiterbildung überhöhen zu wollen: aus den Be-
funden des Berichtssystems Weiterbildung lässt sich kein Bedeutungsverlust entneh-
men (vgl. Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 2011). Bekräftigt wird 
diese These durch die statistischen Daten zur Langzeitentwicklung der Volkshoch-
schulleistungen, die eine Steigerung der Anzahl von Kursen, Unterrichtsstunden und 
Belegungen belegen (vgl. DIE 2012; VHS Statistik 2011; 7 und 11). Volkshochschu-
len sind demnach kontinuierliche und erfolgreiche Einrichtungen, die sich dennoch 
verändern. So lässt sich an den sich ändernden Rechtsformen festmachen, dass be-
stimmte institutionelle Verfasstheiten zielführender sind als andere. Auch lässt sich 
ein starkes Engagement in der horizontalen und vertikalen Vernetzung mit anderen 
regionalen und kommunalen Akteuren der Kultur und Bildung in einem sich stetig 
entwickelnden kommunalen System des lebenslangen Lernens feststellen (vgl. Meisel 
2006; Feld 2011).  

Es muss also Gründe geben, dass sich Volkshochschulen entgegen mancher Mo-
dernisierungsprognosen und trotz bildungspolitischer Programmatik einer Entgren-
zung des Lehrens und Lernens hartnäckig halten. Als „kommunales Weiterbildungs-
zentrum“ (DVV 2011, 17) bestehen sie erfolgreich auf einem seit den 1990er Jahren 
weitgehend wettbewerbsorientierten Weiterbildungsmarkt. Insbesondere städtische 
Volkshochschulen sehen sich mit einer Großzahl von konkurrenten Bildungsanbie-
tern und vielseitigen Lernangeboten für die Bürgerinnen und Bürger konfrontiert und 
stehen vor der Aufgabe sich als lokales Weiterbildungszentrum zu profilieren.  

2. Volkshochschule und Stadt 

Der Sozialraum Stadt mit hoher Siedlungsdichte sowie mit einer sozial und kulturell 
differenzierten Bevölkerungsstruktur scheint komplementär zu den Globalisierungs- 
und Entgrenzungstrends ein besonderer Ort der sozialen Interaktion und des mitei-
nander Lernens zu sein. Die Stadt als Bildungsraum spiegelt sich schon im Begriff der 
Urbanität wider, der Stadt mit Bildung und Weltläufigkeit konnotiert. Der Soziologe 
Richard Sennet verweist in seinen Auseinandersetzungen mit dem „Verfall und Ende 
des öffentlichen Lebens“ (vgl. Sennet 2004, 427 f.; in: Hajak/May 2011, 77) darauf, 
dass die Stadt über weite Strecken der Geschichte unserer Zivilisation Brennpunkt 
eines aktiven Lebens, Austragungsort von Interessenkonflikten und -ausgleichen so-
wie Schauplatz der Entfaltung menschlicher Fähigkeiten und Möglichkeiten ist. Er 
plädiert ausdrücklich dafür, die Stadt als Lernforum zu begreifen.  

In der Tat zeigen sich in der Stadtgesellschaft die Folgen der gesellschaftlichen 
und ökonomischen Entwicklungen in konzentrierter Weise. Was in der Forschungsli-
teratur zur Individualisierung, zur demographischen Entwicklung, zur Veränderung 
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der Arbeitsgesellschaft oder zur Zuwanderung beschrieben wird, lässt sich in der 
Stadtgesellschaft hautnah erfahren und erleben. Die Kommunen haben diese Ent-
wicklungen seit jeher als Herausforderung an eine kommunale Erwachsenenbildung 
begriffen, deren rechtlich verfasstes Zentrum die Volkshochschule darstellt. Nach ei-
ner langen Phase der tendenziellen Auflösung der öffentlichen Verantwortung, wird 
die Volkshochschule wieder ausdrücklich als unverzichtbarer Bestandteil der Da-
seinsvorsorge im Rahmen der vom Grundgesetz in Artikel 28 garantierten kommuna-
len Selbstverwaltung begriffen (vgl. Hebborn 2011, 55). Pointiert hat dies der Präsi-
dent des Deutschen Städtetages, der Münchner Oberbürgermeister, auf dem Volks-
hochschultag 2006 formuliert: „Die Weiterbildung ist ein eigenständiger Teil des 
kommunalpolitischen Handelns, in dem sich kommunale Selbstverantwortung zur 
Geltung bringen kann. Daher halte ich es, angesichts der Tendenz immer mehr Be-
reiche des kommunalen Handelns dem Markt zuzuführen, für entscheidend, die Wei-
terbildung als Aufgabe der kommunalen Daseinsvorsorge zu verteidigen.“ (Ude 
2006). In der Erklärung des Deutschen Städtetags von 2006 wird konsequenter Weise 
formuliert, dass die Volkshochschulen als kommunales Gestaltungselement in einem 
System des lebenslangen Lernens auch zukünftig unverzichtbar sind (DST, 2006, 9)  

3. Strukturprinzip der Kommunalität 

In der Kommunalität, einer engen Beziehung zum Gemeinwesen, sehen die Volks-
hochschulen ein konstitutives Merkmal ihrer Identität (DVV 2011, 18). In der Perspek-
tive einer Gemeinwohlorientierung mit kommunaler Verantwortung ermöglichen 
Volkshochschulen „Bildung für alle, unabhängig von sozialer Schicht, Geschlecht, Bil-
dungsabschluss und Alter, Religion, Weltanschauung und Staatsangehörigkeit“ (Süss-
muth 2011, 6). Somit unterscheiden sie sich von anderen Weiterbildungs- und Kul-
tureinrichtungen, die ein spezialisierteres Angebot vorhalten. Ziel von Volkshoch-
schulen ist hingegen, gesellschaftliche Integration und Partizipation, bürgerschaftliche 
Begegnung und Kommunikation, Lebensqualität und Wohlbefinden sowie individu-
elle Emanzipation und Qualifikation vor Ort zu ermöglichen und zu fördern.  

Wie sich das Strukturprinzip der Kommunalität in der Volkshochschularbeit wi-
derspiegelt, sei am Beispiel der Münchner Volkshochschule – im Folgenden MVHS – 
verdeutlicht.  

Vorweg sei einem möglichen Missverständnis aber vorgebeugt. Kommunalität ist 
nicht gleichzusetzen mit einer ausschließlichen Orientierung an regionalen Gegeben-
heiten. Selbstverständlich orientiert sich die kommunale Bildungsarbeit der Volks-
hochschulen auch an überregionalen Standards – wie im Sprachenbereich beispiels-
weise an dem europäischen Referenzrahmen oder in der Gesundheitsbildung an Vor-
gaben des Sozialgesetzbuches. Es ist auch offensichtlich, dass die VHS-Bildungs-
programme auf bundesweit vorfindbare, übergreifende Nachfragen wie z. B. nach 
IT-Kompetenzen oder in der kulturellen Bildung reagieren. Da sich jedoch übergrei-
fende gesellschaftliche Trends wie z. B. die demographische Entwicklungen in den 
Regionen und Städten ganz unterschiedlich ausprägen, reagieren die örtlichen Volks-
hochschulen auch mit einem unterschiedlich profilierten Programm. 
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3.1 Stadtspezifische Programmprofile  

Volkshochschulen zeichnen sich dadurch aus, dass sie sich nicht nur auf einen inhalt-
lichen Kontext konzentrieren, sondern sich mit ihrem umfassenden und ausdifferen-
zierten Angebotsprofil in unterschiedlichsten Bereichen bewegen und damit nach 
Schrader (2008, 2) als „hybride Organisation der Weiterbildung“ zu bezeichnen sind. 
Demnach zählen Volkshochschulen zu den Organisationstypen, die durch sehr viel-
fältige Ziele charakterisiert sind, die sich ständig an einer sich ändernden Umwelt 
bzw. auf eine direkte Auseinandersetzung mit Menschen und ihren sich ständig ver-
ändernden Ansprüchen und Bedürfnissen ausrichten (vgl. hierzu auch Terhart 1986, 
209 und Schnurr 2006, 140). Das Programmprofil von städtischen Volkshochschulen 
nimmt entsprechend eine von Kreisvolkshochschulen differente thematische Schwer-
punktsetzung vor, was sich anknüpfend an dem von Sennet zitierten Gedanken, die 
Stadt sei Brennpunkt eines aktiven gesellschaftlichen Lebens und Austragungsort von 
Interessenkonflikten und -ausgleichen, darstellen lässt. So hat z. B. die MVHS seit 
vielen Jahren Veranstaltungsreihen der politischen Bildung wie die „Stadtgespräche“ 
entwickelt (vgl. Hajak/May 2011, 76 ff). Aufgegriffen werden brisante Themen der 
Stadtplanung, der kommunalen Verkehrspolitik, Haushaltspolitik, Kultur- und Bil-
dungspolitik oder städtische Zukunftsthemen. Hier ist es „gelungen, mit den Stadtge-
sprächen ein Forum zu etablieren, das unterschiedliche kommunale Teilöffentlichkei-
ten erreicht, und das seinerseits in die kommunale und mediale Öffentlichkeit zu-
rückstrahlt.“ (Hajak/May 2011, S. 78) 

Die Stadt wird aus kulturwissenschaftlicher Perspektive auch als Raum mit hoher 
„Kulturverdichtung“ wahrgenommen (vgl. Marquardt/Schreiber (Hrsg.) 2012). In 
erster Linie soll hierbei die Ansammlung kultureller Einrichtungen in einer Stadt in 
den Blick gefasst werden. Hieraus erwachsen für die städtische Volkshochschule be-
sondere Anforderungen. So trägt die MVHS in verschiedener Hinsicht zur kulturellen 
Vitalität der Stadt bei. Sie verbindet beispielsweise Kunst und Publikum, in dem sie 
den Menschen den Weg zu den Museen, Kunstschätzen, Theatern und Konzerten 
durch entsprechende Begleitprogramme ermöglicht. Sie hat mit ihrem besonderen 
Zugang zu Bevölkerungsgruppen, die nicht von sich aus den Weg in die Kulturein-
richtungen finden würden, die Möglichkeit für die Adressaten neue Lernräume zu er-
öffnen. Dies tut sie beispielsweise, wenn Integrationskurse im städtischen Museum 
stattfinden oder Angebote für Blinde und Normalsehende im Museum für Abgüsse 
klassischer Bildwerke realisiert werden.  

In zweiter Linie bezieht sich „Kulturverdichtung“ nicht auf einzelne Einrichtun-
gen, die als „kulturell“ charakterisiert werden, sondern auf die Stadt an sich, die zum 
Schauplatz von Kultur wird. Kultur bietet dann als Sinninstanz „einen komplexen 
Orientierungsrahmen“ (Lüddemann 2011, S. 125) in der Gesellschaft: „Medial ver-
fasst bietet sich Kultur damit als Ensemble von Sichtweisen und Konkretisierungs-
formen dar, das Anlässe zur Diskussion darüber bietet, wie Menschen ihre Wirklich-
keit in den Blick nehmen und dadurch auf spezifische Weise konstituieren.“ (ebd., 
126). Lüddemann führt weiter aus, dass Kultur erst durch die aktive Teilhabe von 
Menschen, über Kommunikation, Rezeption, Reflexivität und Kreativität lebt und 
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sich weiterentwickelt. Und hier knüpft die MVHS an, wenn sie die Auseinanderset-
zung mit mannigfaltigen Lernanlässen und Eindrücken fördert und Orientierungshil-
fen für die Bewusstmachung von und den Umgang mit städtischer Diversität, Dyna-
mik und verschiedenen Kultur- und Weltbezügen gibt. 

Darüber hinaus reagiert die MVHS auf die städtische Ausrichtung, sich als offene 
„Weltstadt mit Herz“ und internationalem Tourismus sowie international tätigen Un-
ternehmen zu verstehen. Etwa 33 Prozent der Münchener Bevölkerung haben einen 
Migrationshintergrund. Da die Stadt und deren Wirtschaft ökonomisch global ver-
flochten ist, ist sie darauf angewiesen, dass deren Bürgerinnen und Bürger fremd-
sprachlich und interkulturell kompetent sind. Die MVHS bietet deshalb regelmäßig 
mehr als 50 Fremdsprachen an und trägt als größte Sprachenschule in erheblichem 
Maße zur Weltoffenheit der Stadt bei.  

In der Stadtgesellschaft gibt es immer mehr Menschen, die sich nicht dem Ver-
einsleben hingezogen fühlen, aber dennoch praktische und theoretische Fähigkeit zur 
Erhaltung der eigenen Gesundheit erwerben wollen. Sie haben zwar das Interesse in 
einer Gruppe zu lernen, aber nicht zugleich den Wunsch die anderen Teilnehmer als 
Person kennenzulernen und sich in vereinsbezogenen Strukturen zu engagieren (vgl. 
Sennet 2004, S. 427). Die Volkshochschulen bieten genau diesem Adressatenkreis ein 
vielfältiges Angebot an. „Gestärkt werden gesundheitliche Ressourcen vor allem 
durch die Verknüpfung individuell gelebter Gesundheitspraxis mit der Vermittlung 
von Wissen sowie der alltagsbezogenen Einübung gesundheitsförderlicher Bewe-
gungsabläufe, Entspannungsmöglichkeiten und Ernährungsweisen.“ (DVV 2011, 34) 

Ausgeprägter als in vielen ländlichen und kleinstädtischen Sozialräumen kumulie-
ren in den Großstädten die Übergangsprobleme von jungen Menschen in die Berufs-
ausbildung oder in die Arbeitswelt. Je nach der sich in der Stadt entwickelten Bil-
dungsinfrastruktur akzentuieren städtische Einrichtungen in diesem Feld ihre Bil-
dungsdienstleistungen. Die MVHS berät in einer Beratungsstelle Übergang Schule 
und Beruf jährlich mehrere tausend Jugendliche zur Bewältigung von Übergangs-
problemen. An den festgestellten Systemlücken ergänzt sie das Bildungsangebot in 
der Stadt. In München werden Brückenkurse veranstaltet, um Jugendliche mit spezi-
fischen Leistungsdefiziten auf den erfolgreichen Besuch eines Schulabschluss-
Lehrganges vorzubereiten. Im Rahmen der „zweiten Chance“ haben die Teilnehmer 
und Teilnehmerinnen anschließend die Gelegenheit, den qualifizierten Haupt- und 
Realschulabschluss in Voll- oder Teilzeitlehrgängen nachzuholen. In spezifischen 
Lehrgängen wird besonders der Erwerb der deutschen Sprache gefördert, in anderen 
verbunden mit dem Schulabschluss auf lokal nachgefragte Berufsfelder (z. B. Erzie-
hungs- und Pflegeberufe) vorbereitet. Ein so ausgebauter zweiter Bildungsweg ist aus 
der Städtischen Bildungslandschaft nicht mehr wegzudenken.  

3.2 VHS im kommunalen Kooperationsnetz 

Hieran wird deutlich, dass Volkshochschulen als städtische Einrichtungen nicht nur 
offen für die anderen Kultur- und Bildungsakteure der Stadt sind. Kooperation hat 
sich zu einer normativen Orientierung der Einrichtung entwickelt (vgl. Dollhau-
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sen/Mickler 2012, 28 ff.). Die Teilnahme an kooperativen Aktivitäten gehört explizit 
zum organisationskulturellen Selbstverständnis von Volkshochschulen dazu: „Volks-
hochschulen unterstützen diese Entwicklung in vorderster Reihe, treiben sie voran 
und initiieren sie zum Teil überhaupt erst.“ (DVV 2011, 55) 

So fördert auch die MVHS in ihrem Wirkungskreis das kommunale Bildungs-
netzwerk für die Umsetzung des Prinzips des lebensbegleitenden Lernens (vgl. Meisel 
2009, 91 ff.). Sie leistet im Zusammenwirken mit dem Bildungsreferat Schulsozialar-
beit, veranstaltet mit der Stadtbibliothek ein gemeinsames Bildungsprogramm. Sie ar-
beitet in einem von ihr getragenen Ökologischen Bildungszentrum mit einem 
Münchner Umweltzentrum zusammen (vgl. Bräse 2004). Ihre eigene Weiterbildungs-
beratung hat sie in ein kommunales Projekt der Bildungs- und Weiterbildungsbera-
tung integriert (vgl. Strobel/Tippelt 2009). Für Münchner Hochschulen und Univer-
sitäten bietet sie ein studienbegleitendes Fremdsprachenangebot an und fördert auf 
diese Weise die Durchlässigkeit im Bildungswesen. Letzteres betreibt sie darüber hin-
aus gezielt im Rahmen des Bundesprogramms „Offene Hochschule“ mit der Hoch-
schule für angewandte Wissenschaften. Die Beispiele für Kooperationen und Vernet-
zungen ließen sich für weitere Bereiche noch in vielfältiger Form (z. B. mit den städ-
tischen Kliniken oder den Selbstorganisationen der Migranten und Migrantinnen) er-
gänzen. Eine solche Vielfalt und Intensität der Kooperation kann sich in diesem Um-
fang und mit diesen stadtspezifischen Akteuren nur im städtischen Raum ergeben. 
Standardisieren lassen sich solche Kooperationen jedoch kaum, weil sie spezifische 
kommunale Situationen berücksichtigen und in der Regel auf einer längeren Vertrau-
enserfahrung mit gemeinsamen bildungspolitischen und pädagogischen Zielsetzun-
gen aufbauen.  

3.3 VHS als interkulturelles Weiterbildungszentrum 

Die Integrationserfolge wie auch -probleme einer Einwanderungsgesellschaft zeigen 
sich in erster Linie im kommunalen Zusammenleben. Deshalb ist es Ziel der MVHS, 
Brücken zwischen Menschen unterschiedlicher Herkunft, Sprache und kultureller 
Prägung zu bauen. Für die Einwanderer und Einwanderinnen ist die Volkshochschu-
le in der Regel die erste deutsche Bildungseinrichtung, mit der sie Erfahrungen ma-
chen. Für etwa 22.000 Migranten und Migrantinnen bietet die MVHS jährlich ein 
hochdifferenziertes Angebot in Deutsch an, das zugleich Orientierungshilfen in der 
fremden Kultur liefert. Seit 2008 haben mehrere Tausend Einbürgerungswillige an 
der MVHS ihren Einbürgerungstest absolviert. Natürlich hält die MVHS hierzu ent-
sprechende Begleit- und Informationsprogramme sowie Beratungsangebote vor. Hie-
rauf kann sich die Volkshochschule, die sich zu einem interkulturellen Weiterbil-
dungszentrum entwickeln will, jedoch nicht beschränken. Einen exemplarischen Pro-
zess der interkulturellen Öffnung vollzog die MVHS in einem Stadtteil, der in Mün-
chen als sozialer Brennpunkt gilt. Vor der Öffnung des Stadtteilzentrums wurde eine 
Bevölkerungsbefragung nach Weiterbildungswünschen durchgeführt. Der Fragebo-
gen wurde dabei in die fünf wichtigsten Herkunftssprachen der Bevölkerung über-
setzt. So konnte die Programmplanung auf Basis der Auswertung der Bedarfsunter-



Hessische Blätter 3 | 2013 

232 

suchung stattfinden. Als Ausdruck der „Willkommenkultur“ wurde das erste Stadt-
teilprogramm mit ca. 200 Angeboten ebenso in den wichtigsten Herkunftssprachen 
erstellt, gedruckt und verteilt. Das Stadtteilzentrum wird zudem von einem Mitarbei-
ter mit Migrationshintergrund betreut, der dadurch als Vertrauensperson wahrge-
nommen und angesprochen wird. Das nun stadtteilspezifisch entwickelte Programm 
stellt die Grundversorgung (vgl. Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 
2004, 218 ff) der Stadtteilbevölkerung mit Weiterbildung sicher und kann darüber 
hinaus auf besondere Bedarfe der dort lebenden Menschen eingehen. Das Angebot 
berücksichtigt aber nicht nur die Bedürfnisse der dortigen Bevölkerung, sondern dar-
über hinaus verbindet es auch „Hoch“- mit „Soziokultur“, wenn Gastspiele der 
Münchner Philharmoniker, des Schauspielhauses und des Jugendtheaters dort statt-
finden. Die bisherige Resonanz auf das Programm zeigt, dass es sich lohnt den einge-
leiteten Prozess der interkulturellen Öffnung auf die spezifischen Anforderungen der 
dezentralen Lernorte jeweils angepasst, systematisch weiterzuverfolgen.  

Das Beispiel zur spezifischen Programmausgestaltung in einem Stadtteilzentrum 
verweist auf eine Besonderheit von Volkshochschularbeit in der Stadt. In den Stadt-
teilen findet neben der Grundversorgung auch ein stadtteil-spezifisches Programm 
statt, in dem beispielsweise besondere Zielgruppen angesprochen werden, lokale Ge-
schichtswerkstätten oder stadtteilspezifische, umstrittene Stadtentwicklungspläne dis-
kutiert werden. Gleichzeitig können in städtischen Volkshochschulen auch solche 
Spezialveranstaltungen wie z. B. „Englisch für Juristen“ stattfinden, die in bestimm-
ten Stadtteilen nicht ausreichend nachgefragt werden würden. Zentral, durch die vor-
handene Mobilität in der Stadt optimal erreichbar, werden also auch hoch differen-
zierte Angebote angenommen und darüber hinaus auch kostenintensiv ausgestattete 
Fachräume problemlos ausgelastet. Die Kombination zentraler und dezentraler 
Lernorte spiegelt sich in der Organisationsstruktur der MVHS wider: Neben Pro-
grammbereichen und Fachgebieten im Zentrum der Stadt, sind vier Stadtbereiche für 
die stadtteilspezifischen Belange zuständig. Auf diese Weise fördert die MVHS das 
Prinzip einer dezentralen Urbanität und wird städtischen Anforderungen von Wei-
terbildung gerecht.  

3.4 Städtisches Weiterbildungsmonitoring und Volkshochschule 

Voraussetzung für eine erfolgreiche Berücksichtigung und Umsetzung städtischer 
Anforderungen ist eine regelmäßige Überprüfung der Programmstrategien durch die 
kommunale Volkshochschule. Für die makrodidaktische Planung sind beispielsweise 
Untersuchungen zu unter- und überdurchschnittlich vertretenen Teilnehmergruppen 
nach Milieuzugehörigkeit relevant, wie sie von Tippelt u. a. für die Münchner Volks-
hochschule durchgeführt wurden (vgl. Tippelt u. a. 2003, 131 ff.). Vor dem Hinter-
grund weiterer empirischen Untersuchungen zum Volkshochschulangebot in der 
Stadt München, konnte die MVHS für die kommunale bildungspolitische Diskussion 
um die Bildungsgerechtigkeit in der Stadt einen gut begründeten MVHS-
Entwicklungsplan zur Perspektive der Münchner Volkshochschule in der Dezentrale 
entwickeln (vgl. MVHS 2008). Die empirischen Befunde sind mittlerweile in den Bil-
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dungsbericht der Stadt München eingegangen (vgl. Landeshauptstadt München, 
2010, 88 ff.). In der Zwischenzeit hat der Münchner Stadtrat auf dieser Grundlage für 
die kommenden Jahre drei weitere MVHS-Stadtteilzentren in Aussicht gestellt. Das 
Verfahren des Weiterbildungsmonitorings ist in München also eine Grundlage für die 
stadtteilspezifische Weiterentwicklung der Volkshochschule. „Für Entscheidungen 
auf der empirischen Basis eines Bildungsberichts haben vor allem kleinräumige Be-
trachtungen eine hohe Relevanz; gerade auf dieser Ebene sind steuerungsrelevante 
Informationen zu finden. Sie liefern u. a. einen Anhaltspunkt für den Grad der Ver-
sorgung eines bestimmten Stadtteiles mit Weiterbildung oder den Grad der Beteili-
gung bestimmter Bevölkerungsgruppen eines Sozialraumes an Weiterbildungsmaß-
nahmen und können Antwort auf die Frage geben, in welchem Sozialraum besondere 
Maßnahmen ergriffen werden müssen.“ (Gnahs/Weiß 2012, 63)  

4. Volkshochschule als integraler Baustein im kommunalen System 
des lebenslangen Lernens  

Bundesweite Programme wie „Lernende Regionen“ oder „Lernen vor Ort“ zeigen, 
dass die kommunale Ebene bei der Realisierung der bildungspolitischen Strategie des 
„Lernens im Lebenslauf“ eine wichtige Bedeutung hat. Die Städte reagieren darauf 
mit dem Anspruch, nicht nur notwendige Infrastrukturen und Ausstattungen zur 
Verfügung zu stellen, sondern das kommunale Handlungsfeld der Bildungspolitik of-
fensiv weiterzuentwickeln (vgl. Hebborn 2011, 53). In diesem Handlungsfeld sichern 
die Volkshochschulen ein wohnortnahes, breitgefächertes Grundangebot, reagieren 
mit spezifischen Programmprofilen auf die städtischen Bedarfe und vorfindbaren 
Bedürfnisse, bemühen sich besonders um sogenannte bildungsferne Gruppen, kon-
zentrieren sich auf Übergangsprobleme im Bildungssystem und den interkulturellen 
Dialog, leisten übergreifenden Support mit ihren Beratungsdienstleistungen und ge-
stalten kommunale Bildungsnetzwerke mit.  

Es geht dabei um die zentrale Frage, „wie das Lernen aller Bürgerinnen und Bür-
ger in allen Lebensphasen und Lebensbereichen, an verschiedenen Lernorten und in 
vielfältigen Lernformen angeregt und unterstützt werden kann“ (Bund-Länder-
Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung 2004, 5). Der Zusam-
menhang zwischen der Bildungsprogrammatik des lebenslangen Lernens und Orga-
nisationen wie den Volkshochschulen lässt sich zweifach aufzeigen: Lebenslanges 
Lernen bildet erstens einen neuen Bezugspunkt, an dem sich Organisationen ausrich-
ten und zweitens wird lebenslanges Lernen über Organisationen vermittelt. 

Wenn es ihnen gelingt kompetent mit dem Spannungsfeld zwischen Förderung 
und Abfederung der gesellschaftlichen Modernisierung im städtischen Umfeld umzu-
gehen, dann handelt es sich bei der Volkshochschule um alles andere als eine ana-
chronistische Einrichtung. Voraussetzung dafür ist, dass sie nicht nur mit ihrem An-
gebot Teilhabe an und Reflexionsmöglichkeiten zu der gesellschaftlichen Modernisie-
rung leistet. Sie selbst muss als lernende Organisation (vgl. Feld 2007) ihre Rolle und 
Funktion in sich verändernden kommunalen Bildungslandschaften reflektieren und 
verändern. Es ist zu vermuten, dass die Menschen auch zukünftig jenseits der Be-



Hessische Blätter 3 | 2013 

234 

schleunigungs- und Entgrenzungstendenzen, Orte der Reflexion, des Miteinanderler-
nens, des Lernens mit Lehrenden und Lernenden aus Fleisch und Blut, des sozialen 
Austauschs, der Begegnung und der direkten Partizipation geradezu suchen. Anders 
wäre die wachsende Nachfrage nach Volkshochschulangeboten in der Stadt nicht zu 
erklären. 
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Lernort Heimvolkshochschule 

Falko von Ameln 

Zusammenfassung 

Im Rahmen einer Studie wurden u. a. die besonderen Merkmale des Lernortes Heim-
volkshochschule herausgearbeitet, so wie sie sich aus der Perspektive der Leiter/innen der 
Niedersächsischen Heimvolkshochschulen darstellen. Dieses Selbstverständnis wird den Er-
gebnissen einer Online-Befragung mit 298 TeilnehmerInnen gegenübergestellt. Der Arti-
kel schließt mit Gedanken zu den Herausforderungen für den Lernort Heimvolkshoch-
schule. 

Die Lernforschung der letzten Jahrzehnte hat das einseitige Verständnis von Ler-
nen als Wissensvermittlung in Frage gestellt und darauf hingewiesen, wie Lernpro-
zesse vor dem Hintergrund eines weiteren Lernbegriffs gestaltet werden sollten: 
Lernen sei immer situiertes Lernen im sozialen Kontext, das am Erfahrungsschatz 
der Lernenden ansetzen müsse und in dem sich aufnehmende, verarbeitende und 
übende Phasen (Döring 2008 spricht von „Ein- und Ausatmen“) abwechseln soll-
ten usw. Ein solches auf Nachhaltigkeit orientiertes Lernen, so Schüßler (2007, 
S. 208), brauche „Zeit und Muße“ sowie einen „Schonraum (…), der die Teilneh-
merInnen vom unmittelbaren, alltäglichen Handlungszwang befreit und ihnen 
Raum und Zeit anbietet, mit Abstand auf aktuelle Handlungsproblematiken zu 
schauen und über diese zu reflektieren“. Andererseits verbleiben in einer Erwach-
senenbildung, in der sich ein missverstandenes Effizienzgebot in immer kürzeren 
getakteten Veranstaltungen niederschlägt, nur wenige solcher Schonräume. Vor 
diesem Hintergrund ist es erstaunlich, dass die räumlichen und zeitlichen Randbe-
dingungen eines Lernverständnisses, das zweifellos hohe Anforderungen an das 
Lernsetting stellt, oft nur am Rande thematisiert werden – der situs, der Ort des si-
tuierten Lernens, bleibt ein blinder Fleck der pädagogischen Forschung. Des Wei-
teren stellt sich die Frage, ob sich das vielbeschworene lebenslange Lernen wirklich 
darin erschöpfen kann, immer wieder neue Fertigkeiten für eine von Diskontinuitä-
ten geprägte Karriere in einem ebenso diskontinuierlichen Prozess zu erwerben. 
Wenn lebenslanges Lernen auch als Aufbau von Schlüsselkompetenzen im Umgang 
mit der eigenen Person verstanden wird – Negt (2010) spricht in diesem Zusam-
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menhang von Identitätskompetenz – ist für deren Erwerb auch „die Rückbesinnung 
auf den eigenen Lebenszusammenhang unerlässlich“ (ebd., 208) und somit Kontinui-
tät erfordert. 

Die Heimvolkshochschulen (HVHS) verstehen sich als Orte, die Zeit und Raum 
für ein solches biografiebegleitendes Lernen im soeben beschriebenen Sinne bieten. 
Im Rahmen einer vom Niedersächsischen Landesverband der Heimvolkshochschu-
len beauftragten Studie (Ameln, im Druck) hat sich die ArtSet Forschung Bildung 
Beratung GmbH u. a. mit den Besonderheiten des Lernortes HVHS beschäftigt. Da-
bei wurde das Selbstverständnis der Niedersächsischen HVHS in Interviews mit den 
Leiter/innen von elf HVHS herausgearbeitet und mit der Perspektive von externen 
Dozent/innen und Teilnehmenden kontrastiert. Teil der Studie ist eine Online-
Befragung, in der erhoben wurde, wie 298 Teilnehmer/innen aus unterschiedlichen 
HVHS den Lernort wahrnehmen und wie diese Wahrnehmung mit der Selbstein-
schätzung ihres Lernerfolges zusammenhängt. Die Ergebnisse können hier nur aus-
schnittweise dargestellt werden; weitere Themenfelder der Studie, die im Rahmen 
dieses Beitrags ebenfalls nicht vertieft werden können, sind das Bildungsverständnis, 
die Wertegrundlage und das institutionelle Profil von HVHS, die spezifische Gestal-
tung von Lernprozessen, der gesellschaftliche Nutzen und die Entwicklungsperspek-
tiven von HVHS. 

Das konstitutive Merkmal von HVHS liegt nach dem Niedersächsischen Erwach-
senenbildungsgesetz darin, „dass diese einen Internats- und Wirtschaftsbetrieb unter-
halten, der fester Bestandteil ihrer besonderen Arbeitsweise ist“ (NEBG, § 3 Abs. 3 
Satz 2). Die Teilnehmenden sollen gemäß dem Motto der Niedersächsischen HVHS 
für einen längeren Zeitraum unter einem Dach zusammen leben und lernen.  

Bereits 1922 schrieb Eduard Weitsch, Leiter der Heimvolkshochschule Dreißig-
acker bei Meiningen: „Das Wesentliche aber am Getriebe des Volkshochschulheims 
ist das Zusammenwirken […] des Unterrichts und des gemeinsamen Lebens, ihre ge-
genseitige Ergänzung, Durchdringung“ (S. 263, zitiert nach Ciupke 2005, 149). Bis 
heute bildet dieses Konzept, in dem der Lernort für die Umsetzung des eigenen Bil-
dungsauftrages eine herausragende Bedeutung erlangt, eine der wichtigsten, wenn 
nicht die wesentliche Klammer für das Selbstverständnis der ansonsten in ihrem in-
haltlichen Profil bisweilen recht unterschiedlichen Häuser.  

Daher ist, wie unsere Studie ausführlich belegt, der Lernort für das Selbstver-
ständnis der HVHS wichtiger als die Gemeinsamkeiten hinsichtlich des Bildungsver-
ständnisses, der normativen Ausrichtung oder des Angebotsprofils. In den Interviews 
wurden fünf zentrale Merkmale des Lernortes HVHS herausgearbeitet: 
 Distanz zum Alltag 
 Lernen mit Zeit 
 Begegnung zwischen den Teilnehmenden 
 Fokus auf die Teilnehmenden 
 Atmosphäre des Lernens. 
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Distanz zum Alltag 

HVHS liegen meist (mit wenigen Ausnahmen) in ländlichen Gebieten fernab der 
Großstädte. Häufig besteht auch eine günstige Verkehrsanbindung, da Bahnhöfe 
oder Autobahnen oft recht weit entfernt sind. Dies ist Teil des Konzeptes: Zum ei-
nen soll vermieden werden, dass zu viele Teilnehmende abends nach Hause fahren, 
wodurch die Seminargruppe auseinandergerissen würde. Angesichts der meist ab-
geschiedenen Lage fern der Städte sei der Besuch bei einer HVHS, wie „auf eine Art 
Insel zu kommen“1, so dass die Teilnehmenden „ein Stück freier im Kopf“ würden. 

In der Online-Befragung wird dieses Selbstverständnis von einer großen Mehrheit 
der Teilnehmenden bestätigt: 91,6 Prozent der Teilnehmenden bewerten die Aussage 
„Hier gewinnt man Abstand zum Alltag – der Kopf wird frei für neue Gedanken“ 
mit „stimmt voll und ganz“ oder „stimmt überwiegend“, nur 1,6 Prozent meinen, 
dies sei gar nicht oder überwiegend nicht der Fall. Bei der Frage, welche der in der 
Online-Befragung abgefragten Aspekte des Lernortes HVHS der wichtigste sei, liegt 
„Abstand zum Alltag“ mit 27,0 Prozent der Nennungen auf Platz 1. Dies weist da-
rauf hin, dass diese Dimension des Konzeptes der HVHS auch aus der Sicht der 
Teilnehmenden eine überragende Bedeutung hat. 

Um die Möglichkeit zu eröffnen, die in der Online-Befragung abgegebenen Ein-
schätzungen der Teilnehmenden anhand von weiterem qualitativen Datenmaterial in-
haltlich aufzuschließen, wurde eine telefonische Nachbefragung durchgeführt. Eine 
Aussage aus dieser Nachbefragung illustriert, wie die Teilnehmenden den von den 
HVHS angestrebten Abstand zum Alltag wahrnehmen: „Die Besonderheit dort ist ei-
gentlich, dass man dem persönlichen Alltag sozusagen entflohen ist, wenn man da ist. Also 
der Alltag ist nicht mehr da und man kann sich ganz auf die Leute konzentrieren, die da 
sind. Das ist eigentlich sehr entlastend, dass man da mal zwei bis drei Tage… sich wirk-
lich nur um ein Thema kümmern kann … Man kann sich da wirklich auf die Sache 
konzentrieren. Das ist für mich eigentlich das Besondere … generell an Heimvolkshoch-
schulen“.  

Ein anderer Teilnehmer meint: „Da [Name der HVHS] ja wirklich so im Wald liegt 
und man da ja auch keinen Telefonempfang hat, hat man da wirklich Gelegenheit um 
Abstand zu gewinnen vom Alltag und sich da auch auf das Thema komplett einzulassen 
… Man ist da wirklich im Thema drin … Und bei dem Konzept der Heimvolkshochschu-
len gefällt mir zum Beispiel, dass man sich da intensiver mit den Themen auseinanderset-
zen kann als wenn man das irgendwie nebenbei macht.“ 

Lernen mit Zeit 

Eine für die HVHS traditionell bedeutsame Veranstaltungsform ist der sogenannte 
Lange Kurs, der ursprünglich meist mehrere Monate umfasste. Während 1966 noch 
9 Prozent der Veranstaltungen und mehr als 51 Prozent der Teilnehmertage auf 
Kurse mit mehr als 21 Übernachtungen entfielen (Tölke 1968, 9), waren es 2007 
nur noch 1 Prozent der Gesamtveranstaltungen und 3 Prozent der Teilnehmertage 
(Nds. Landesverband der HVHS 2008). Seminare mit 4 bis 21 Übernachtungen 
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machten 2008 immerhin etwa 15 Prozent des Angebots aus und erbrachten 39 
Prozent der Teilnehmertage (ebd.).  

Für einen Bildungsprozess, der sich nicht als isolierter Erwerb von Fertigkeiten, 
sondern als auf den ganzen Menschen abzielenden Vorgang verstehe, seien solche 
längeren Zeithorizonte essenziell. Denn diese Form des Lernens entstehe an HVHS 
gerade, „indem wir Schleifen produzieren, Auszeiten, Rückzugszeiten produzieren, indem 
wir Lernen auf Vorrat ermöglichen. Lernen braucht Zeit, Lernen geht langsam, braucht 
immer wieder neue Impulse und Anregungen … Wir sind der Meinung, dass die Men-
schen, die nachher Verantwortung übernehmen, die diese Gesellschaft tragen … ihre Bio-
grafien durch das Verweilen und das langsame Lernen herausgebildet haben und nicht 
dadurch, dass sie ‚effizient’ in der Lage waren, kurzfristig etwas aufzunehmen und dann 
zu reproduzieren“. 

Das höhere Zeitbudget in mehrtägigen Veranstaltungen ermöglicht es einerseits, 
Themen im Seminar auf Wunsch der Teilnehmenden zu vertiefen. Diese „Herstel-
lung von Zeitsouveränität“ führen Faulstich & Bayer (2009, 15) als ein Merkmal von 
Lernensembles auf, die reflexives Lernen unterstützen. 87,8 Prozent der Teilneh-
mer/innen geben in der Online-Befragung an, die Möglichkeit zur spontanen Vertie-
fung von Themen habe in ihrem Fall voll und ganz oder überwiegend stattgefunden. 
Interessanterweise meinen aber nur 4,5 Prozent, dies sei für sie der wichtigste Aspekt 
im Hinblick auf die Veranstaltung. 

Eine ganz ähnliche Bewertung erhält die Aussage „Wir haben auch in der Freizeit 
(abends, in den Pausen) weiter über die Themen des Seminars gesprochen“. Über die 
Hälfte der Befragten (52,9 Prozent) geben an, dies sei voll und ganz der Fall gewesen, 
nur 4,4 Prozent meinen, dies stimme überwiegend nicht oder gar nicht. Auch hier 
sind es nur 4,5 Prozent, die dies für den wichtigsten Aspekt im Hinblick auf die Ver-
anstaltung halten. 

Begegnung zwischen den Teilnehmenden 

Neben der Möglichkeit, das Seminar bei Bedarf umzugestalten, soll das Lernen mit 
Zeit nach dem Anspruch der befragten Leiter/innen auch Räume für Begegnung so-
wohl mit anderen Teilnehmenden (siehe unten) als auch mit den Dozent/innen, die 
abends vor Ort bleiben, eröffnen. Das in diesen Pausen- und Abendzeiten ermöglich-
te informelle Lernen ist ein fester Bestandteil des Konzepts der HVHS: „Wir hören 
um viertel nach zehn auf normalerweise und dann geht man ein Bier trinken. Und dann 
ist man sofort wieder im Thema“ – das heißt: „es gibt ein Später, Nachher, ein Morgen, 
ein Übermorgen“. Auf diese Weise ergibt sich, so ein weiterer Leiter, „eine andere 
Dichte von Lernerfahrungen und … eine stärkere Vernetzung von Lernen und Leben und 
Persönlichkeit und Lernen. Das muss man nicht ‚machen’, das ergibt sich einfach daraus, 
dass die Menschen miteinander hier frühstücken, Mittag essen, Abend essen, ihre Freizeit 
verbringen … und [dass] das, worum es geht, immer auch weiter transportiert wird in 
diese anderen Zeiten, in denen nicht die klassische Lernzeit ist“.  
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96,8 Prozent der Teilnehmer/innen meinen voll und ganz oder überwiegend, dass 
dieser Austausch mit anderen Teilnehmern stattgefunden habe. Für 18,6 Prozent der 
Befragten ist dies das wichtigste Merkmal des Lernortes. Gleichzeitig findet die Aus-
sage „Ich bin mit Teilnehmer/innen aus anderen Gruppen in Kontakt gekommen“ 
nur bei 34,0 Prozent der Befragten volle und bei 14,1 Prozent der Befragten überwie-
gende Zustimmung (N = 247). Hier sind es nur 2,4 Prozent, die diesen Aspekt als am 
bedeutendsten erleben. Eine weiterführende Auswertung zeigt, dass das Ausmaß, in 
dem Kontakt zu anderen Gruppen zustande kommt, stark von der Art der besuchten 
Veranstaltung abhängt. 

Fokus auf die Teilnehmenden 

In den Interviews mit den Leiter/innen wird deutlich, dass die HVHS einen hohen 
Serviceanspruch vertreten. Das gesamte hauptamtliche Personal soll sich mit den 
Worten eines Interviewpartners „als Akteurinnen oder Akteure des Bildungsprozesses be-
schreiben – im Grunde auch der Koch, die Köchin trägt dazu bei“. Das Ziel besteht 
nicht in einem professionellen, aber letztlich immer professionell distanzierten Kon-
takt, sondern in der persönlichen Begegnung (im Sinne Martin Bubers) zwischen 
Mitarbeiter/innen und Gästen: „Hier muss man den Gast anders empfangen. Ihm zu 
begegnen ist ein besonderer Auftrag“. In der Online-Befragung zeigt sich, dass diese 
hohe Serviceorientierung für die Teilnehmenden spürbar ist: 96,0 Prozent stimmen 
der Aussage „Das Hauspersonal (Anmeldung, Küche etc.) hat sich aufmerksam um 
uns gekümmert“ voll und ganz bzw. überwiegend zu. Allerdings stufen nur 2,0 Pro-
zent der Befragten diesen Aspekt als den für sie wichtigsten der von ihnen besuchten 
HVHS ein. 

Atmosphäre des Lernens 

Die befragten Leiter/innen betonen in den Interviews mehrfach, dass HVHS in be-
sonderem Maße auf die ansprechende, lernfördernde Gestaltung der Räumlichkeiten 
achteten. Dabei wird „viel Wert drauf gelegt (…), dass das Umfeld des Lernens stimmt: 
der Raum ist eine Botschaft, die Architektur, der Lernraum ist eine Botschaft, das Zimmer 
ist eine Botschaft. Wir versuchen sehr stark, auch die inhaltliche Konzeption auch im 
Raumerleben spürbar zu machen“. Diese Atmosphäre wird als Voraussetzung dafür 
angesehen, dass die Gäste sich auf einen intensiven Lernprozess und eine die Nähe 
zu anderen Teilnehmenden und Dozent/innen einlassen können. 

54,0 Prozent der Teilnehmenden stimmen der Aussage, dass an HVHS eine be-
sondere Lernatmosphäre herrsche, die man anderswo nicht finde, voll und ganz zu, 
26,2 Prozent sind überwiegend dieser Ansicht. Dieser etwas geringere Zustim-
mungswert könnte so interpretiert werden, dass ein Teil der Teilnehmenden die At-
mosphäre als nicht HVHS-spezifisch erlebt. Er könnte aber auch darauf zurückge-
hen, dass die Frage einen Vergleich impliziert, den sich einige aufgrund mangelnder 
Kenntnis der Bildungslandschaft nicht zutrauen (immerhin 7,7 Prozent bewerten die-
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se Aussage mit „weiß nicht“). 16,1 Prozent der Befragten und damit ein recht hoher 
Prozentsatz geben an, die Lernatmosphäre sei der für sie wichtigste Aspekt des Bil-
dungshauses. 

Fazit 

Das Spezifikum des Lernortes HVHS besteht aus der Sicht der Leiter/innen, die im 
Rahmen der Studie befragt wurden, im Konzept des Lebens und Lernens unter ei-
nem Dach. Die für die HVHS typischen mehrtägigen und bisweilen mehrwöchigen 
Veranstaltungen bieten Zeit für ein situiertes, reflexives Lernen im formalen Semi-
narkontext ebenso wie für informelles Lernen in der Freizeit, das durch die Do-
zent/innen auch gezielt gefördert werden soll. Der durch das Verweilen am Ort er-
zielte Abstand zum Alltag schafft einen Reflexionsraum, der eine störungsfreie Kon-
zentration auf den Lernprozess gewährleisten soll. Lernen wird stets als soziales Ler-
nen in der Begegnung mit Teilnehmenden aus der eigenen sowie aus anderen Semi-
nargruppen verstanden. 

Wie die Ergebnisse der Online-Befragung zeigen, kann dieser Anspruch als wei-
testgehend eingelöst betrachtet werden. Besonders der Abstand zum Alltag und die 
Möglichkeit des Austauschs mit den anderen Teilnehmenden werden von den Be-
fragten als wichtig erachtet und in großer Übereinstimmung auch als hervorstechende 
Merkmale des Lernortes HVHS empfunden. Die durch das Konzept des Lebens und 
Lernens unter einem Dach eröffnete Möglichkeit, Themen im Seminar oder in der 
Freizeit zu vertiefen, wird ebenso wie die Möglichkeit, mit anderen Teilnehmenden in 
Kontakt zu kommen, in der Umsetzung weniger einheitlich bewertet, in der persönli-
chen Bewertung aber auch als sekundär eingestuft. 

Die Studie hat gezeigt, dass sich die HVHS in erster Linie über den Lernort defi-
nieren. Eine Herausforderung wird für sie darin bestehen, gegen den Trend zu immer 
kürzeren Veranstaltungen Werbung für die Besonderheiten des Lernortes HVHS zu 
machen und auch in den kommenden Generationen Menschen zu gewinnen, die ge-
rade diese Besonderheiten schätzen. Sicherlich werden sich die HVHS aber auch der 
Aufgabe stellen müssen, sich als Marke neu zu definieren und dabei die starke Bin-
dung der eigenen Identität an das Konzept des Lebens und Lernens unter einem 
Dach durch weitere Alleinstellungsmerkmale zu ergänzen. Dieser Prozess, der z. B. 
eine stärkere Positionierung als Forum für gesellschaftliche Diskurse oder eine stärke-
re Vernetzung untereinander und mit der Wissenschaft beinhalten kann, hat in vielen 
Häusern bereits begonnen. Die Bewältigung dieses Spannungsfeldes zwischen Besin-
nung auf die Tradition und Weiterentwicklung im Einklang mit den eigenen Werten 
wird eine der zentralen Aufgaben sein, die die Niedersächsischen HVHS in den 
kommenden Jahren zu bewältigen haben. 

Anmerkungen 

1 Aussagen aus den Interviews mit den Leiter/innen der HVHS sind kursiv und in Anfüh-
rungszeichen gesetzt. 



Hessische Blätter 3 | 2013 

242 

Literatur 

Ameln, F. v. (in Druck). Heimvolkshochschulen in Niedersachsen. Hannover: Expressum. 
Ciupke, P. (2005). „Selten war es still im Haus.“ Zur Kulturgeschichte der Heimvolkshoch-

schulen. Außerschulische Bildung, 36(2), 142-151. 
Döring, K. W. (2008). Handbuch Lehren und Trainieren in der Weiterbildung. Weinheim: Beltz. 
Faulstich, P. & Bayer, M. (2009). Lernorte. Vielfalt von Weiterbildungs- und Lernmöglichkei-

ten. Hamburg: VSA. 
Niedersächsischer Landesverband der Heimvolkshochschulen (Hrsg.) (2008). Veranstaltungen 

und Personal der Heimvolkshochschulen in Niedersachsen – Entwicklungen und Struk-
turen. Ergebnisse der jährlichen Einrichtungsbefragung. Hannover: Niedersächsischer 
Landesverband der Heimvolkshochschulen. 

Tölke, H. W. (1968). Heimvolkshochschulen in Niedersachsen. Eine Strukturanalyse ihrer Ar-
beit im Jahre 1966. In Niedersächsischer Landesverband der Heimvolkshochschulen 
(Hrsg.), Heimvolkshochschulen in Niedersachsen (S. 7-22). Hermannsburg: Niedersäch-
sischer Landesverband der Heimvolkshochschulen. 

Weitsch, E. (1922). Unterricht und Lebensgemeinschaft im Volkshochschulheim. Die Tat. Mo-
natszeitschrift für die Zukunft deutscher Kultur, 14(4), 263 ff. (zitiert nach Ciupke 2005) 



Thema | Lernort Museum 

243 

Lernort Museum 
Tendenzen und Befunde 

Annette Noschka-Roos, Doris Lewalter 

Zusammenfassung 

Zweifellos führten die 1970er Jahre zu einer – im Rückblick betrachtet – entscheidenden 
Zäsur in der Museumslandschaft (Graf, 2003), die mit dem Konzept der Besucherorien-
tierung und seinen verschiedenen Ausprägungsformen (Noschka-Roos, 2012) eine neue, 
qualitative Entwicklung in der Quadriga der Museumsaufgaben – des Sammelns, For-
schens, Bewahrens und Vermittelns – einleitete. Die mit der Öffnung der Museen stetig 
wachsende „Erfolgsgeschichte“, der sogenannte „Museumsboom“, soll im vorliegenden Bei-
trag mit Blick auf die Bedeutung als Lernort für die Erwachsenenbildung unter folgenden 
Prämissen nachgezeichnet werden: Zunächst ist festzuhalten, dass dem Museumsboom ein 
komplexes Wirkungsfeld an Ursachen zu Grunde liegt, ausführlich dokumentiert in der 
jüngst herausgegebenen sogenannten zweiten Denkschrift zur Lage der Museen (Graf/-
Rodekamp, 2012). Dieser Band knüpft sowohl an den „Appell zur Soforthilfe“ von 1971 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft an als auch an die „Denkschrift der Museen. Zur 
Lage der Museen“ (DFG, 1974); er zieht nach vierzig Jahren Bilanz, auch mit Blick da-
rauf, ob und wie sich die Museen seitdem geöffnet und ihren seiner Zeit monierten exklu-
siven Charakter abgestreift haben. Daraus resultieren für den vorliegenden Beitrag folgen-
de Fragen: Ist mit dem Museumsboom das Museum ein inzwischen für alle Menschen ge-
öffneter Ort? Und die zweite Frage, die sich daran anschließt: Ist es ein Ort, an dem ge-
lernt wird?  

Museumsboom und museumspädagogische Programme 

Vergleicht man die Museumslandschaft gegenüber den 1970er Jahren, so zeigt sich 
auf den ersten Blick eine beeindruckende Bilanz, was den Ausbau und die Differen-
zierung betrifft: Meldete 1990 – dem Vergleichsjahr nach der Wiedervereinigung – 
das Institut für Museumsforschung in Berlin etwas mehr als 4000 Museen, waren es 
2010 bereits über 6.500, Tendenz weiter steigend (Graf/Noschka-Roos, 2009). Ne-
ben dem quantitativen Ausbau werden ebenso qualitativ neue Museen wie Science 
Center registriert, zahlreiche kulturhistorische Spezialmuseen und vor allem ein 
Wachstum der Volks- und Heimatkundemuseen.  
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Zur Erklärung dieser Dynamik im Museumswesen nennt Korff (2008) verschie-
dene Motive, die jeweils für sich genommen begrenzte Erklärungskraft besitzen: 
Zum einen wird mit Verweis auf Hermann Lübbe das kompensatorische Motiv ge-
nannt, das davon ausgeht, dass aus der Schnelllebigkeit der Moderne der Impuls zum 
Bewahren wächst. Zum andern spielt das Motiv eine Rolle, das in der Begegnung mit 
den originalen Dingen in der Dialektik des gleichzeitigen Erlebens des Nahen und 
Fernen liegt. Das Fremde, das einem außerhalb der lebensweltlichen Erfahrung im 
Museum begegnet, dieser besondere Reiz der Differenz in der „xenologischen Insti-
tution“, wird mit Verweis auf Peter Sloterdijk als drittes Motiv aufgeführt. Schließlich 
wird das in den Artefakten materialisierte Wissen oder die in den Naturmaterialien 
freigelegten Strukturen und Gesetze, das laut Hans-Jörg Rheinberger „epistemische 
Ding“ erwähnt, das aus dem wissenschaftshistorischen Diskurs stammt. 

An diesem Museumsboom, der sich zudem aus der wachsenden öffentlichen 
Aufmerksamkeit für sogenannte Blockbuster-Ausstellungen oder spektakuläre Muse-
umsbauten speist, ist weiterhin bemerkenswert, dass er museologische Professionali-
sierungsfragen hinsichtlich der Präsentation und des Umgangs mit den Dingen eben-
so forcierte wie Konzepte der Besucherorientierung und museumspädagogische 
Maßnahmen.  

Inwieweit solche Maßnahmen zur Besucherorientierung Museen tatsächlich zu 
einer mehr inklusiven Institution herausbildeten, ist nicht eindeutig zu belegen: So ist 
auf der einen Seite zwar die Zahl der Museen gestiegen, die Zahl der Museumsbesu-
che allerdings – es werden Besuche und nicht Besucherinnen und Besucher gezählt – 
hat relativ dazu betrachtet nicht so stark zugenommen: Zwischen den Vergleichsjah-
ren 1990 und 2010 stieg die Besuchszahl von über 97 Millionen auf über 104 Millio-
nen und schwankt seitdem auf diesem relativ gleich bleibend hohen Niveau 
(Graf/Noschka-Roos, 2009). Untersuchungen über soziodemographische Merkmale 
der Besucherinnen und Besucher legen nahe, dass zum einen je nach Museumsgat-
tung unterschiedliche Besucherinnen und Besucher rekrutiert werden – so werden 
beispielsweise Kunstmuseen nach wie vor von Besuchenden mit höherem Bildungs-
grad aufgesucht, doch bei anderen Museen wie den Technikmuseen oder den natur-
historischen Museen ist eine „soziale Ausweitung“ festzustellen. Und dennoch, auch 
diesen Befund teilen zahlreiche Untersuchungen, erreichen die Museen heutzutage 
„nur“ die Hälfte der erwachsenen Bevölkerung (Graf/Noschka-Roos, 2009). 

Weiterhin lässt sich auf Grund einer Sekundäranalyse des Instituts für Museums-
forschung feststellen (Graf, 2003), dass ein Anstieg der Besuchszahlen besonders an 
solchen Häusern zu verzeichnen ist, die museumspädagogische Programme anbieten; 
sie waren für einen Anstieg ebenso ausschlaggebend wie Neueröffnungen oder Son-
derausstellungen. So hat die Zahl der Verantwortlichen für museumspädagogische 
Aktivitäten in den Museen deutlich zugenommen (Noschka-Roos/Hagedorn-Saupe, 
2009), was als Indikator dafür dienen kann, wie sich das Museum zu einem lebendi-
gen Ort des Austauschs entwickelte, der durch die Öffnung in den 1970er Jahren und 
die Einrichtung erster museumspädagogischer Stellen und Zentren seinen Anfang 
nahm.  
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Für den Bundesverband der Museumspädagogik, der sich in dieser Zeit formierte, 
ist das Museum ein Ort des lebenslangen Lernens mit dezidiertem Bildungsauftrag 
(Bundesverband Museumspädagogik, 2006), ebenso wie für den Deutschen Muse-
umsbund, insbesondere vor dem Hintergrund der Konzepte Kultureller Bildung 
(Enquete-Kommission, 2007). 

Die erhobenen Daten des Instituts für Museumsforschung spiegeln jedoch, dass 
nicht Erwachsene, sondern Kinder und Jugendliche die Hauptzielgruppe museums-
pädagogischer Programme bilden, allenfalls tauchen Erwachsene in der Kategorie der 
Touristen auf, die ebenfalls eine bedeutende Zielgruppe darstellt.  

Neben den verschiedenen Initiativen für Erwachsenenprogramme (vgl. Lewal-
ter/Noschka-Roos, 2009) zeichnen sich an den Museen in jüngster Zeit in der 
Hauptsache zwei Trends ab, um Erwachsene zu erreichen: Integrationsprogramme, die 
in naturhistorischen Museen ebenso zu finden sind wie in kulturhistorischen; Bürger-
dialoge, die zu gesellschaftlich relevanten Themen geführt werden, seien es Fragen 
zum Klimawandel oder Fragen der Stadtentwicklung usw. Museen beginnen sich zu 
Foren für aktuelle gesellschaftliche Diskurse zu entwickeln. Diese Trends bilden eine 
weitere, qualitativ neue Palette im Angebot für Erwachsene, das zu Beginn seinen 
Schwerpunkt in Führungen hatte, später ergänzt durch erlebnisorientierte Program-
me wie die „Lange Nacht der Museen“. Mit diesem Ausbau ging ebenfalls ein Me-
thoden- resp. Perspektivwechsel einher, der Besucherinnen und Besucher auf Au-
genhöhe betrachtet und sie in ihren Erfahrungen und ihrem Wissen einbeziehen 
möchte: From deficit to dialogue, nannte es John Durant (2003) treffend.  

Museen – Orte selbstgesteuerten Lernens 

Bereits die Charakterisierung des Lernorts Museum sowie seiner Entwicklung und 
Ausdifferenzierung verdeutlicht seine Vielfältigkeit. Doch wie werden diese kulturel-
len Bildungsangebote von Besucherinnen und Besuchern in den Ausstellungen selbst 
genutzt? Grundsätzlich kann festgestellt werden, dass die Nutzung ebenso vielfältig 
ist wie das Angebot der Heterogenität seiner Besucher entspricht. Dennoch können 
Spezifika der Auseinandersetzung von Besuchern mit dem jeweiligen Angebot des 
Lernorts, unabhängig von konkreten Bildungsprogrammen, identifiziert werden, die 
die Besonderheit des Lernens in diesem Informationsraum kennzeichnen. Diese be-
treffen die Navigation durch den Raum, die Auswahl von Ausstellungselementen so-
wie die Art und Weise der Beschäftigung mit ihnen und das Lernergebnis. 

Ein Forschungszugang zur Beantwortung der oben gestellten Fragen liegt in der 
Analyse von Besuchspfaden durch eine Ausstellung. Befunde einer auf 104 Studien 
beruhenden Metaanalyse individueller Besuchsverläufe von Serrell (1998) weisen da-
rauf hin, dass Museumsbesuchende nur ca. 20 bis 40 Prozent einer Ausstellung be-
trachten. Dabei wählen sie individuell sehr unterschiedliche Besuchspfade, die nur in 
seltenen Fällen den vom Kurator geplanten Besuchswegen entsprechen (Falk/ 
Dierking 2000). Von außen betrachtet wirken diese Pfade willkürlich und ungezielt 
(Rounds 2006). Eine völlig andere Sicht auf die individuellen Lernwege, nämlich die 
der Besucher, stellt Rounds (2006) zur Diskussion. Ihre Analysen ergaben, dass diese 
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ungezielten und oberflächlich anmutenden Besuchsverläufe das Ergebnis einer indi-
viduell optimierten Neugier-geleiteten (curiosity-driven) Besuchsgestaltung sind. Diese 
erfolgt mit dem Ziel, im Museum optimal interessante und die eigene Neugier befrie-
digende Erfahrungen zu machen. Rounds geht, basierend auf Beobachtungsbefun-
den, von der Annahme aus, dass Besucher über ein System schneller und einfacher 
Heuristiken (bezogen auf die Suche und Auswahl der Ausstellungselemente sowie die 
Aufmerksamkeitsfokussierung und den Abbruch der Beschäftigung) verfügen, die sie 
bewusst oder auch unbewusst einsetzen, um möglichst effektiv diejenigen Ausstel-
lungselemente auszuwählen, mit denen sie sich eingehender beschäftigen wollen. 
Diese Befunde machen deutlich, dass die Auswahl und Beschäftigung mit den einzel-
nen Exponaten wesentlich von der zeitgleichen und räumlichen Anordnung der prä-
sentierten Inhalte beeinflusst wird, die eine ständige Konkurrenz der Ausstellungs-
elemente untereinander zur Folge hat. Die komplette Freiheit und Selbststeuerung 
des Rezeptionsprozesses macht auf ein weiteres zentrales Merkmal des Museumsbe-
suchs aufmerksam, das von Falk und Dierking (2000) als „free-choice-learning activi-
ty“ gekennzeichnet wurde. Hier liefert eine Studie von Packer (2006) interessante 
Einsichten in die Qualität dieser Lernprozesse. Mithilfe von Prä-Post-Befragungen 
von Besuchern in Museen, Zoos und Aquarien ermittelte Packer die mit dem Besuch 
verfolgten Ziele und angestrebten Ergebnisse (Prä-Befragung) sowie die Wahrneh-
mung der Lernumgebung und der Lernerfahrung während des Besuchs (Post-
Befragung). Es zeigte sich, dass die Besucher während des Museumsbesuchs eine be-
sondere Lernerfahrung anstreben und tatsächlich auch realisieren, die Packer als 
„Lernen zum Spaß“ („learning for fun“) bezeichnet. Bei dieser Qualität des Lernens 
geht es nicht um das individuell erzielte Lernergebnis (vgl. „free-choice-learning“, 
Falk und Dierking, 2000), sondern um die Lernerfahrung an sich. „Lernen zum 
Spaß“ charakterisiert eine Mischung aus Entdecken, Erforschen, mentaler Anregung 
und Spannung. Diese sehr positive Lernerfahrung kann zum Wissenserwerb führen, 
muss aber nicht. Es geht hier vielmehr um den Genuss des Lernens und der Lerner-
fahrung. Als Bedingungen, die eine solche Lernerfahrung begünstigen, ergaben die 
Interviewbefunde Wahlmöglichkeiten in einem als mühelos erlebten Prozess des 
Entdeckens neuer, faszinierender Informationen, die multiple Sinne ansprechen. Die 
Besucher schätzen an diesem Lernerlebnis die transformative Erfahrung, die Einfluss 
auf das eigene Leben oder die eigene Weltsicht haben kann, eigene Fähigkeiten beflü-
geln oder mit Erstaunen, Schönheit und Wertschätzung verbunden ist. D. h. eine 
starke Individualisierung und Personalisierung der inhaltlichen Auseinandersetzung 
und der damit verbundene Selbstbezug der Lernerfahrung sind hier entscheidend.  

Dieses Merkmal wird auch in anderen Ansätzen zum Thema „museum experi-
ence“ (e. g. Falk/Dierking, 1992) angesprochen, die schon lange in der museumspä-
dagogischen Literatur und Forschung diskutiert werden. Pekarik, Doering und Karns 
(1999) ermittelten auf der Basis von Interviewdaten vier Erfahrungsformen, die alle-
samt positiv sind und als befriedigend wahrgenommen werden. Es handelt sich dabei 
um objektbezogene, kognitive, introspektive und soziale Erfahrungen. Betrachtet 
man diese Erfahrungen aus der Perspektive der musealen Raumdiskussion, so sind es 
vor allem die objektbezogenen und die sozialen Erfahrungen, die an die spezifische 
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Räumlichkeit von Museen gebunden sind. Die objektbezogenen Erfahrungen bezie-
hen sich auf die sinnliche Wahrnehmung von z. B. beeindruckenden, schönen, selte-
nen, ungewöhnlichen, Neugier weckenden oder wertvollen Objekten. Doch wie diese 
Beschreibung bereits andeutet, ist es nicht das Objekt allein, das diese Erfahrung be-
wirkt, es ist das Objekt mitsamt seiner Inszenierung im Raum. Diese Erfahrungen 
werden umso wahrscheinlicher, als sich die Präsentation der Objekte im Museums-
kontext im Sinne einer Inszenierung verändert hat. Doch auch die sozialen Erfahrun-
gen, die sich auf die Interaktion von Mitgliedern der Besuchsgruppe, aber auch mit 
anderen Besuchern oder dem Museumspersonal beziehen, sind durch die Räumlich-
keit des Museums beeinflusst. Museen erlauben ein gemeinsames, interaktives Er-
schließen, Erleben und Entdecken der Lernumgebung und ihrer Ausstellungselemen-
te und nicht „nur“ einen Austausch nach rezeptiven Erfahrungen, wie es z. B. im 
Theater der Fall ist: Im Museum findet der Austausch über die Erfahrungen während 
der (Lern-)Handlung statt und nicht im Anschluss daran. 

Solche Erfahrungen sind eng mit bestimmten Erwartungen der Besucher an den 
Aufenthalt im Museum verknüpft, die wiederum mit vorausgegangenen Erfahrungen 
interagieren und unter dem Begriff der „Visitor Agendas“ zusammengefasst werden. 
(Falk/Moussouri/Coulson 1998; Morris/Hargreaves/McIntyre 2005; Pekarik/Doe-
ring/Karns 1999). Sie sind durch zwei Dimensionen gekennzeichnet, einerseits die 
Motivation für den Museumsbesuch und andererseits den Strategieeinsatz der Besu-
cher während des Museumsbesuchs (Moussouri 1997 nach Falk 2009). Bezogen auf 
die Motivation werden unterschieden: Unterhaltung, Bildung, sozialer Austausch, die 
Attraktivität des Museums bzw. der Ausstellungsgegenstände, Verbindung zu eigenen 
Erfahrungen (z. B. Besuch in der Kindheit) sowie praktische Gründe. Der Strategie-
einsatz wird von Falk et al. (1998) hinsichtlich des Grades der Fokussierung differen-
ziert. Die unterschiedlichen Visitor Agendas werden auch mit verschiedenen Besu-
chertypen assoziiert. Falk (2009) unterscheidet folgende fünf Typen: Explorer, Pro-
fessional/Hobbyist, Facilitator, Experience Seeker, Recharger. Insbesondere für die 
beiden erstgenannten Gruppen spielt der Wissenserwerb im Museum eine wichtige 
Rolle. In ähnlicher Weise unterscheiden Morris/Hargreaves/McIntyre (2005) Besu-
chertypen als „Researcher, Searcher, Browser, Follower“. Während die ersten beiden 
eher pro-aktiv das Museum erkunden, setzten sich die beiden letztgenannten Typen 
eher reaktiv mit den Ausstellungselementen auseinander. Studien in der museumspä-
dagogischen Forschung haben auf die Bedeutung von Visitor Agendas für die Auswahl 
von Informationen oder für deren kognitive Verarbeitung hingewiesen (Falk/Mous-
souri/Coulson 1998). So ging eine bildungsorientierte und fokussierte Agenda mit ei-
ner längeren Aufenthaltsdauer, einer spezifischen Auswahl der Inhalte sowie einer in-
tensiveren Beschäftigung mit den ausgestellten Inhalten einher.  

Welche Lernwirkung kann nun von einem Museumsbesuch erwartet werden?  

Die vielfältigen und vielschichtigen Erfahrungen, die Besucher im Museum machen 
können, spiegeln sich auch in den Befunden zur Lernwirkung von Museumsbesuchen 
wider. Dabei ist es wichtig zu beachten, dass Museumsbesuche kein isoliertes Ereig-
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nis darstellen, sondern in ihrer Einbettung in die jeweiligen Lebenszusammenhänge 
zu sehen sind (Falk/Dierking, 2000). Die Befunde und Konzeption der Lernwirkung 
von Museen sind ebenso vielfältig wie die Besuche. Diesem Faktum trägt Hooper-
Greenhill (2007) mit ihrer Konzeption des Generic Learning Outcome (GLO) Rech-
nung. In ihrer „cultural theory of learning“ beschreibt sie das Museum als Ort selbst-
organisierter Lernprozesse, deren Ergebnis sich einer objektiven Überprüfung ent-
ziehen. Daher verfolgt sie mit ihrem Ansatz eine sehr viel breitere und weichere Vor-
stellung einer musealen Lernwirkung, die das gesamte Spektrum subjektiv wahrge-
nommener Wirkungen einbezieht: Folgerichtig umfasst ihr Modell neben Wissen und 
Verstehen die Verbesserung von Fertigkeiten, die Veränderung von Einstellungen 
und Werten, das Erleben von Vergnügen, Inspiration und Kreativität, sowie Aktivitä-
ten und persönliche (Identitäts-)Entwicklung. Dieser sehr breit angelegte Zugang zur 
Lernwirkung von Museen, der sicherlich auch vor dem Hintergrund bildungspoliti-
scher Diskussionen um die Rechtfertigung öffentlicher Ausgaben für Museen zu be-
trachten ist, macht deutlich, dass Museen andersgeartete Bildungsinstitutionen sind, 
die mit ihren eigenen Maßstäben betrachtet und gemessen werden müssen. 

Der Umgang im und mit dem Raum und seinen speziellen Merkmalen sowie die 
Bildungsprogramme vor Ort werden nicht mehr per se als Bildung proklamiert, son-
dern im Kontext der individuellen Bedingungen der Besucherinnen und Besucher re-
flektiert und empirisch untersucht – auch das ist ein qualitativ neues Merkmal im 
Vergleich zum museumspädagogischen Aufbruch. 
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Vom „zweckmäßigen Arbeitsraum“ 
zur „positiven Lernatmosphäre“ 
Lernorte Erwachsener im Spiegel der Lernratgeber-Literatur 

Nicole Hoffmann 

Zusammenfassung 

Der Beitrag greift die Frage nach der Strukturierung von Orten in pädagogischer Absicht 
auf – jedoch nicht im Sinne des Arrangements von Kursräumen oder Lerninseln der Er-
wachsenen- und Weiterbildung, sondern mit Blick auf jene Vorstellungen zur Gestaltung 
von Lernorten, wie sie in der Lernratgeber-Literatur thematisiert werden, also in Titeln 
wie „So lernt man leichter!“ oder „Effizientes Lernen und Selbstmanagement“. Anhand 
des Genres der Lernratgeber kann ein Ausschnitt des gesellschaftlichen Diskurses zu Bedeu-
tung und Verständnis von „Ort“ bzw. „Raum“ in Relation zum „Lernen“ rekonstruiert 
werden. Das analysierte Material vermittelt einen Einblick, inwiefern der „Ort“ den rat-
suchenden LeserInnen als lernrelevant präsentiert wird bzw. welches gesellschaftliche Bild 
einer angemessenen Lernpraxis im Erwachsenenalter auf dem Markt der Medien präsent 
ist. 

Einleitung 

„Alles ist irgendwie ein ‚Lernort’ – im lebenslangen Lernen wird immer und überall 
gelernt“ (Nuissl 2006, S. 29). Sind erst einmal – und dies ist keineswegs selbstver-
ständlich – die Voraussetzungen des Zugangs zum Lernen gegeben, dann ist das Ler-
nen immer an einen konkreten „Ort“ gebunden; schon aufgrund der physischen Ver-
fasstheit der AkteurInnen, ihres „In-der-Welt-Seins“ bzw. der zwangsläufigen „Situie-
rung“ von Lernakten (vgl. Westphal/Hoffmann 2007). Für Pädagogik bzw. Erwach-
senen- und Weiterbildung bedeutet diese – vermeintlich triviale – Aussage u. a., dass 
sie sich mit den Möglichkeiten und Grenzen der Gestaltung dieser räumlichen Di-
mension des Lernens auseinandersetzen müssen (zur Lernort-Diskussion vgl. u. a. Je-
lich/Kemnitz 2003; DIE Zeitschrift 4/2006; Bayer/Faulstich 2009; REPORT 
2/2010; Stifter 2012). So grenzt auch Nuissl weiter ein: „Menschen können zwar Or-
te selbstständig als Lernorte definieren, im erweiterten Sinne aber entsteht eine Lern-
ortpluralität (...) nur durch das Vorhandensein didaktisch strukturierter Lernorte, die 
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von den Interessierten unterschiedlich ‚angesteuert’ werden können“ (Nuissl 2006, 
31). 

Der folgende Beitrag greift diese Frage nach der „didaktischen Strukturierung“ 
von Lernorten auf – jedoch nicht im Sinne des Arrangements von Kursräumen oder 
Lerninseln der organisierten Erwachsenen- und Weiterbildung, sondern mit Blick auf 
jene Vorstellungen zur Gestaltung von Lernorten, wie sie im Diskurs der Lernratge-
ber-Literatur thematisiert werden. Der inhaltliche Fokus richtet sich auf die in diesen 
Werken entworfene Lernpraxis, die den LeserInnen dieser Gattung als „gut“ oder 
„erfolgreich“ präsentiert wird – und dabei insbesondere auf die Berücksichtigung von 
Ort bzw. Raum in ihrer Bedeutung für das Lernen Erwachsener. 

„Ratgeber“ sind auf dem Buch- bzw. Medienmarkt von hoher Präsenz. Sie halten 
ca. 15 Prozent Marktanteil am Gesamtumsatz des deutschen Buchhandels, d. h. ca. 
1,5 Milliarden Euro werden pro Jahr für diese Sparte ausgegeben (vgl. Lippmann 
2012). Speziell zum Thema Erwachsenen- und Weiterbildung bzw. Lernen finden 
sich dabei u. a. Werke, die über Weiterbildungsangebote informieren, Bücher zur Ge-
staltung von Lehr-Prozessen, Medien, die einen bestimmten Gegenstand des Lernens 
im Fokus haben (z. B. Gitarre oder Englisch), sowie Ratgeber, die das Lernen selbst 
vermitteln wollen (vgl. Hoffmann 2010). 

Innerhalb dieses Subgenres, der „Lern-Ratgeber“, wird die Dimension von Raum 
oder Ort allerdings – ganz entgegen der Ausgangsthese – keineswegs immer berück-
sichtigt. Ein Teil der Werke begrenzt das Wissenswerte über das Lernen auf die for-
male Aufbereitung, die Verarbeitung oder die Speicherung von Inhalten oder Infor-
mationen im Gedächtnis (vgl. etwa „Garantiert erfolgreich lernen. Wie Sie Ihre Lese- 
und Lernfähigkeit steigern“, Grüning 2006). 

Aus der anderen Gruppe der Lernratgeber, also jenen, die Raum oder Ort explizit 
Bedeutung zumessen, werden im Folgenden drei typische deutschsprachige Werke 
aus den letzten 40 Jahren kontrastierend vorgestellt, um dabei – methodisch im An-
schluss an die Systematik von Diaz-Bone (1999) – insbesondere auf die diskursive 
Formation des Lernens Erwachsener einzugehen. Im Zentrum stehen dabei folgende 
Leitfragen: 
a. Positionen des Sprechens im Diskurs: Wer meint mit diesen Medien welchen Er-

wachsenen zu Fragen des Lernens Rat geben zu können? 
b. Begriffe und thematisierte Objekte: Welche Vorstellung vom „Lernen“ wird in 

den Ratgebern präsentiert – und wie sieht das diesbezügliche Verständnis von 
„Raum“ aus? 

c. Ordnungsmuster und thematische Wahlen: Welche „Strategien“ der Strukturie-
rung von Lern-Orten sind erkennbar – was wird aufgenommen, was ausgeschlos-
sen? 

Beispiel 1: „So lernt man leichter!“ 

1968 erstmals erschienen, wurde dieses Werk 1972 in der Reihe „praktische ratgeber“ 
des Humboldt-Taschenbuch-Verlags Jacobi erneut aufgelegt. Eine 9., aktualisierte 
und neu bearbeitete Ausgabe wurde 1994 vorgelegt. Es stammt von Wolfgang Zielke, 
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der auf dem Cover als Autor zahlreicher Ratgeber vorgestellt wird: „Zielke ist be-
kannt geworden durch einen programmgesteuerten Selbstunterricht ‚Rationelles Le-
sen’ und das große Selbstunterrichtswerk ‚Schneller lesen – besser lesen’.“ Ebenfalls 
auf dem Cover wird die Zielgruppe benannt: „Dieses Buch ist für moderne Men-
schen geschrieben, die noch erfolgreicher sein und im Beruf vorwärtskommen wol-
len.“ 

Bereits im ersten Kapitel stellt Zielke Bezüge zu Raum bzw. Ort her. Er verweist 
darauf, dass Lernen ubiquitär stattfinden kann; Lernen sei überall möglich, „wo geist-
volle Menschen tätig sind“ (1972, 12). Faktisch wird dem Lernort in einem materialen 
Sinn ein ganzes Kapitel unter der Überschrift „Zweckmäßiger Arbeitsraum und  
-platz“ gewidmet. Dort werden folgende Aspekte des Räumlichen als lernrelevant 
thematisiert: Beim Lernen seien die Größe und die Proportionen des Zimmers zu be-
rücksichtigen: „Von Fachleuten wird für den alleinarbeitenden Geistesschaffenden 
eine Raumgröße von 16-20 qm empfohlen“ (1972, 97). Eine angemessene Farbgestal-
tung und die dezent gehaltene Bebilderung werden ebenso angesprochen wie gute 
Temperierung, Beleuchtung und ergonomische Möblierung, wobei insgesamt die 
„Raumharmonie“ (1972, 97) im Vordergrund steht. Vor allem gilt es, Ordnung auf 
der Arbeits- bzw. Schreibfläche zu bewahren: „Wesentlich ist Ordnung unter den 
Dingen, Aufgeräumtheit ohne Pedanterie, wie sie moderne Küchen auszeichnet“ 
(1972, S. 98). Zu den ordnungsstiftenden Medien gehören hierbei etwa ein „Kon-
zepthalter“, das „Tintenfässchen“ und die „Bücherkrippe“ (1972, 102 f.). 

Beispiel 2: „Rationeller Lernen lernen. Ratschläge und Übungen für alle Wissbegierigen“ 

Die erste Auflage dieses Werks erschien bereits 1971; 2000 kam die völlig überarbei-
tete 19. Auflage im Beltz Verlag in der Reihe „Weiterbildung“ heraus; aktuell ist die 
21. Auflage aus dem Jahr 2003 im Buchhandel erhältlich. Die Verfasserin, Regula 
Schräder-Naef, ist ebenfalls Autorin zahlreicher Ratgeber; sie wird zudem als studier-
te Psychologin mit jahrelanger Erfahrung im Bereich des Bildungsmanagements so-
wie als „selbständige Forscherin, Autorin und Dozentin für Erwachsenenbildung und 
Lernstrategien“ vorgestellt (2000, 4). Das Buch richtet sich – „alle Wissbegierigen“ 
des Titels konkretisierend – dem Cover zufolge an „Studierende, Erwachsene in der 
Aus- und Weiterbildung sowie an alle Berufstätigen, die neues Wissen aufnehmen, 
verarbeiten und weitergeben müssen und dabei rationell vorgehen wollen“. 

Zur Dimension des Raums ist auch hier ein ganzes Teilkapitel, „Lernort und Ar-
beitsplatz“, zu finden, welches unter der Gesamtüberschrift „Äußere Bedingungen“ 
an erster Stelle thematisiert wird. Im Detail spricht Schräder-Naef hier folgende 
Raumaspekte als lernrelevant an, wobei sie dabei v.a. die Hochschule als Lernort vor 
Augen hat. So wird das Kapitel „4.1.1 Zurechtfinden an der Universität“ (2000, 100 
f.) verbunden mit dem „Lerntipp“, sich vor Beginn des Studiums schon einmal auf 
dem Campus zu orientieren. Kap. 4.2.2 greift dann das Thema „Arbeitsort und Ar-
beitsplatz“ genauer auf: „Studentinnen und Studenten können ihre Arbeiten in Lese-
sälen von Bibliotheken, speziellen Räumen der Universität oder aber in einem eige-
nen Zimmer ausführen.“ (2000, 101; Hörsaal oder Seminarraum werden hier nicht 
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genannt) Bei aller Vielfalt wird jedoch empfohlen, möglichst immer an einem Ort zu 
lernen, um sich daran zu gewöhnen. Dieser Ort soll dann v.a. dem „konzentrierten“ 
Arbeiten dienen – unter folgendem Hinweis: „Allgemeine Geltung hat der Grund-
satz, dass Arbeit und Entspannung streng getrennt werden sollen“ (2000, 102). Um 
vor Ort ein entsprechendes „Arbeitsklima“ zu schaffen, diskutiert auch Schräder-
Naef die Faktoren „Beleuchtung“ und „Lärm“ bzw. „Musik“. Erneut werden auch 
hier Medien und Hilfsmittel angesprochen, u. a. Schreibutensilien, Nachschlagewerke, 
aber inzwischen auch der PC. Wiederum gilt ein Teil der Überlegungen der „Ord-
nung“ (sei es durch „Hängeregister“, „Ordner“ oder „PC-Programme“) (vgl. 2000, 
102 ff.). Wie im Hinblick auf die Wahl des persönlichen Lernortes ist auch dabei die 
beste individuelle Passung das zentrale Entscheidungskriterium: „Überlegen Sie sich, 
welches Ordnungssystem Ihnen am besten entspricht“ (2000, 105). 

Beispiel 3: „Effizientes Lernen und Selbstmanagement“ 

Dieser Ratgeber, der erstmals 2007 in der Reihe „Studieren mit Erfolg“ im Verlag 
Schäffer-Poeschel erschien, stellt im Untertitel explizit einen Bezug zu „Bachelor-, 
Master- und Diplomstudiengängen“ her. Inzwischen liegt eine 2., überarbeitete und 
erweiterte Auflage von 2009 vor. Die Zielgruppe wird also weiter eingeschränkt; so 
heißt es auf dem Cover: „Ein spritzig geschriebener Ratgeber für alle, die ihre persön-
lichen Ressourcen im Studium effektiv einsetzen möchten.“ Der Autor, Werner Heis-
ter, wird den LeserInnen als Professor an der Hochschule Niederrhein in Mönchen-
gladbach vorgestellt – zu seiner Vita gehören verschiedene Projekte und Leitungs-
funktionen in den Bereichen „Schlüsselqualifikationen“, „Multimedia“ und „E-
Learning“ (vgl. 2007, X).  

In diesem Buch wird die Frage nach dem Räumlichen weniger konzentriert auf-
bereitet, sie ist verteilt, in verschiedenen Kapiteln anzutreffen: etwa „Kap. 2.10 Schaf-
fen Sie eine positive Lernatmosphäre“ (2007, 16); „Kap. 2.16 Lernen ‚auf der Bett-
kante’“ (2007, S. 22); „Kap. 3.46 Arbeiten Sie, ‚wo immer Sie stehen und sitzen’“ 
(2007, 102). Heister legt hierin weniger Wert auf bestimmte Ausstattungsmerkmale 
eines Zimmers, sondern vielmehr auf die Gesamtwirkung des jeweiligen, dabei po-
tenziell flexiblen Ortes. Die erstrebte „positive Lernatmosphäre“ wird, Heister zufol-
ge, von einem Spektrum von Faktoren beeinflusst, das u. a. von leichter Nahrungs-
aufnahme, ausreichendem Trinken, angenehmer Raumtemperatur und frischer Belüf-
tung, bequemem Sitzen oder einem Lieblingsduft bis hin zu Allem reicht, „was beim 
Lernen Freude macht“ (2007, 16). Es handelt sich zwar um bereits bekannte Aspekte, 
diese werden aber hier weniger mit Bedürfnisbefriedigung, Ergonomie oder Stö-
rungsfreiheit begründet, sondern vielmehr als emotionale Stimulanzien thematisiert. 
Dabei wird auch die strikte Trennung der Orte des Arbeitens und der Entspannung 
verabschiedet. Unter Bezug auf hirnphysiologische Forschungsergebnisse wird etwa 
ausdrücklich das Lernen „auf der Bettkante“ befürwortet, da der anschließende 
Schlaf der „Einspeicherung“ zuträglich sei (2007, 22). Auch vermeintliche „Wartezei-
ten“ (bzw. die dazugehörigen Orte) seien für das Lernen zu nutzen, etwa in Bus oder 
Bahn, beim Warten in der Kneipe auf einen Freund, beim Sport oder im sommerli-
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chen Liegestuhl (vgl. 2007, 102). „Mit dem Fahrrad auf dem Weg zum Supermarkt – 
da lässt sich doch das soeben gelernte Modell noch einmal reflektieren“ (2007, 102). 
„Ordnung“ ist bei Heister schließlich ebenfalls von Bedeutung, doch wird diese v. a. 
im Hinblick auf eine sinnvolle Ablagestruktur oder Verschlagwortung von Papieren 
und Texten in einer Datenbank gehalten bzw. ausführlich für Dateien, Kontaktdaten 
oder E-Learning-Medien in den Blick genommen (vgl. 2007, 79).  

Zur diskursiven Formation von Lernen und Raum/Ort in den Ratgebern 

Zur Analyse des hier vorgestellten Materials im Sinne seiner diskursiven Formation 
werden abschließend die eingangs genannten Fragen aufgegriffen, welche verschiede-
ne Diskurselemente ansprechen, wie sie Diaz-Bone (1999) im Anschluss an Michel 
Foucault systematisiert hat. Dabei ist vorab zu berücksichtigen, dass sich die Ratgeber 
auf einer Diskurs-Ebene des Konzeptuellen bzw. des Programmatisch-Normativen 
bewegen. Die Werke geben ein Bild davon, wie Lernen aussehen soll; wir wissen je-
doch wenig darüber, wie diese Bücher tatsächlich rezipiert werden. Dies korrespon-
diert mit dem allgemeinen Forschungsstand zum Thema Lernorte, der deutlich weni-
ger Aussagen über die faktischen Wahrnehmungen oder Wirkungen aus Sicht der 
Lernenden umfasst (vgl. Jelich/Kemnitz 2003). Bei über 180.000 verkauften Exemp-
laren im Fall des Buchs von Schräder-Naef etwa ist jedoch von einer Breitenwirkung 
der Lernratgeber auszugehen. 

Wer meint, welchen Erwachsenen zu Fragen des Lernens Rat geben zu können?  

In Bezug auf die Sprecherpositionen der AutorInnen ist in allen Beispielen die Beru-
fung auf einen ExpertInnen-Status zu verzeichnen, dessen Legitimation jedoch ver-
schiedene Grundlagen haben kann; sei es dadurch, dass der Sprecher bereits erfolg-
reicher Ratgeber-Autor ist; sei es durch den Bezug auf umfangreiches Erfahrungswis-
sen in der Lehre und im Management unter explizitem Bezug auf die Erwachsenen-
bildung; sei es durch die Angabe einer entsprechenden wissenschaftlichen Position 
mit zahlreichen Projekten. Insgesamt ist im zeitlichen Verlauf sowohl eine Tendenz 
zur Verwissenschaftlichung der Autorenposition zu erkennen, als auch eine stärkere 
Berufung auf Pädagogik bzw. Erwachsenenlernen als Legitimationsbasis.  

Auch mit Blick auf die angesprochenen Zielgruppen ist eine Veränderung zu 
konstatieren: Sind es im 1. Beispiel „moderne Menschen“, richtet sich das 2. Beispiel 
an „Studierende, Erwachsene in der Aus- und Weiterbildung sowie an alle Berufstäti-
gen“, und im 3. Beispiel werden schließlich Studierende in „Bachelor-, Master- und 
Diplomstudiengängen“ genannt. Im Vergleich wird deutlich, dass sich die Zielgrup-
pen-Ansprache – hier wie auch in der Ratgeberliteratur allgemein – immer weiter dif-
ferenziert. Diese Spezialisierung wirkt sich jedoch kaum auf die Berücksichtigung des 
Ortes aus. In den untersuchten Ratgebern wird generell davon ausgegangen, dass 
Lernen ein selbstverständlicher Bestandteil der jeweiligen Zielgruppe ist – und dass 
die vorhandenen Wohn-, Arbeits- und Lebensumgebungen entsprechend für das Ziel 
der Wissensaneignung zu optimieren sind. 
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Welche Vorstellung vom „Lernen“ wird präsentiert – und wie sieht das diesbezügliche Ver-
ständnis von „Raum“ aus? 

Neben der eingangs erwähnten ersten Gruppe im Genre der Lernratgeber, in der 
Lernen als Prozess innerhalb des psychischen Systems konzipiert wird, wobei dem 
materialen „Ort“ als sozialem Raum oder als Umgebung keinerlei Bedeutung beige-
messen wird, werden in der zweiten Gruppe der o.g. Beispiele räumliche Aspekte 
ausdrücklich thematisiert. Zwar bezieht sich Zielke 1972 explizit auf die Funktions-
weise des Gedächtnisses, doch umfasst sein Lernverständnis auch „Wissen“ und den 
Prozess der „geistigen Arbeit“ insgesamt. Aspekte des Raums werden dann konkret 
im Sinne eines technisch funktionalen Arbeits-Zimmers aufgegriffen. Im 2. Beispiel, 
aus dem Jahr 2000, verweist Schräder-Naef einleitend darauf, dass Lernen ein „kom-
plexer Begriff“ sei, dass dazu inzwischen viel Forschung vorliege, wobei zwischen 
Oberflächenstrategien (im Sinne des Auswendiglernens) und Tiefenverarbeitungsstra-
tegien (Verstehen und kritische Auseinandersetzung) zu unterscheiden sei (vgl. 2000, 
12 ff.). In ihrer Konkretisierung von Lernen mit Blick auf das Studium nimmt Schrä-
der-Naef dann vor allem „Studientechniken“ in den Blick, die der Bewältigung der 
universitären Anforderungen dienen sollen. Der Raum, sei es in der Bibliothek oder 
zu Hause, wird vor allem im Sinne eines konzentrationsförderlichen Arbeitsplatzes 
thematisiert, wobei hier deutlicher auf persönliche Vorlieben und Vorerfahrungen 
Rücksicht genommen wird. Im 3. Beispiel Heisters aus dem Jahr 2007, also nach der 
Einführung der Bologna-Reform, stoßen wir auf ein Bild des Lernens im Studium, 
das sich auf diverse Aspekte der Lebensführung ausdehnt. Lernen wird als „Wissens- 
und Selbstmanagement“ konzipiert, das unhintergehbar von den Individuen mög-
lichst vielgestaltig und kreativ umzusetzen sei. Für den Raum bedeutet dies, dass er 
im Sinne einer positiven Wohlfühl-Atmosphäre zu gestalten ist, wobei dies an belie-
bigen Orten der Fall sein kann – und soll. 

Im Vergleich der Werke ist insgesamt – mit einer Tendenz zu Flexibilisierung 
bzw. Pluralisierung der Orte – eine Verlagerung von einer eher funktional techni-
schen hin zu einer – weiterhin funktional – atmosphärischen Raumwahrnehmung zu 
konstatieren. Individualisierung und auch Emotionalisierung schlagen sich sowohl im 
Lernverständnis als auch in der Raumwahrnehmung nieder, wobei in allen Beispielen 
das Lernen als „Arbeit“ bezeichnet, doch immer mehr als Selbsttechnik inszeniert 
wird. „Raum“ wird dabei als individuell gestaltbarer, aber auch gestaltungsnotwendi-
ger Einflussfaktor mit optimierendem Wirkungspotenzial verstanden. Es geht stets 
um den individuellen Nah-Raum, der als Lernumgebung mit zu den Bedingungen des 
persönlichen Wissenskonsums gehört. 

Welche „Strategien“ der Strukturierung von Lernorten sind erkennbar – was wird aufge-
nommen, was ausgeschlossen? 

Zwar vermeintlich auf der individuell-privaten Ebene angesiedelt, zeigen die in den 
Ratgebern erwähnten institutionellen Bezüge jedoch, dass es sich keineswegs um in-
formelles Lernen handelt. Vielmehr wird gerade über die Thematisierung des Räumli-
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chen der Lernort „Arbeitszimmer“ zur privaten Exklave organisierter (Aus-) Bil-
dungsangebote im Rahmen von Studium und Beruf. 

Eine entsprechende Motivlage wird bei den Lernenden vorausgesetzt, diese sei al-
lerdings durch die passende Gestaltung noch zu verbessern („Schaffen Sie sich viele 
verschiedene Lernmotivationen“, Heister 2007, 15). Es geht vor allem um den effizi-
enzsteigenden Einsatz der vorhandenen raumzeitlichen Ressourcen. Alle Elemente 
des materialen Nah-Raums werden auf ihren Beitrag zum Lernerfolg geprüft – und 
gewinnen somit den Charakter von Requisiten in der Gestaltung einer pädagogischen 
Aneignungsszenerie. 

Wenn auch unter Anpassung des Sprachspiels oder der Lernmedien (vom Tinten-
fässchen zum PC), der Zielhorizont in den Argumentationen zur Gestaltung der je-
weiligen Lernumgebung bleibt gleich: So sie überhaupt angesprochen werden, kön-
nen und sollen Aspekte des Ortes einer – am persönlichen Erfolg orientierten – Op-
timierung der Effizienz in Aneignung und Verarbeitung von potenziell qualifikations-
bedeutsamem Wissen dienen. 

Andere Seiten des Lernens und des Raums geraten aus dem Blick; so erfahren 
Widerstand, Scheitern, Irr- oder Umwege oder die Bedeutung des Inhalts für das 
Lernen hier genauso wenig Berücksichtigung wie politische, kulturelle, soziale oder 
ästhetische Seiten im Verhältnis von Lernen und Raum (außer es kann ihnen ein in-
dividueller Nutzen abgerungen werden). So ließe gerade die in den beiden letzten 
Beispielen vollzogene Einschränkung der Zielgruppe auf Studierende auch zu, die 
Hochschule als einen Ort der „Bildung“ oder als einen Platz für (bildungs-)poli-
tisches Engagement anders zu thematisieren. Schräder-Naef zeichnet hingegen ein 
eher trauriges Bild des Studienalltags: „Überfüllte Universitäten, Konkurrenzdruck, 
schlechte Dozenten belasten die Lernenden“ (2000, 13); doch trotz ihres Plädoyers 
für die „selbstständige Auseinandersetzung“ (ebd.) bekommt das Lernen im Studium 
in den Folgekapiteln eher den Charakter der Anpassung bzw. der Bewältigung der 
vorgegebenen Bedingungen. 

Die in den Ratgebern vorfindlichen Referenzen auf „geistvolle Menschen“, 
„selbstständiges Denken“, „kritische Auseinandersetzung“, „Neugier“ oder „Wis-
senshunger“ werden eingebunden in einen gesellschaftlichen Diskurs der Makro-
Ebene; in die große Erzählung von den – auf dem Weg des richtigen (wissenschaft-
lich begründeten) Lernens – individuell erschließbaren (beruflichen) Entwicklungspo-
tenzialen, allerdings angesichts primär extern gesetzter Anforderungen. Mit einem 
Lernverständnis dieser Art gerät, etwa bei Heister (2007), die gesamte Lebensführung 
einer immer genauer eingegrenzten Zielgruppe, wie in einem Panoptikum, unter den 
kontrollierenden Blick des effektivierenden Selbstmanagements. Wohlmeinende Vor-
schläge zu „Studientechniken“ können im Format der Ratgeber als gouvernementale 
„Technologien des Selbst“ (vgl. Foucault 2005) Wirkung entfalten. In dieser Lesart 
erscheinen dann alle sozialen Räume oder materialen Orte vor allem funktional als 
Träger von optimierungsrelevanten Einflussfaktoren eines Lernregimes im Erwach-
senenalter. Inwiefern die Zielgruppen dieser Bücher dies auch so rezipieren, ist aller-
dings eine offene Frage. 
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Erwachsenenbildungswelten in den USA 
und in Deutschland 
Vergleichende Beobachtungen zur 
sozialräumlichen Bildungspartizipation 

Marion Fleige 

Zusammenfassung 

Im Rahmen vergleichender Beobachtungen zu „Erwachsenenbildungswelten“ in den USA 
und in Deutschland werden Wechselwirkungen von sozialräumlicher Bildungspartizipati-
on und Institutionalisierung von Erwachsenenbildung diskutiert. Auf der Basis exemplari-
scher Fallbeobachtungen werden zudem Hypothesen zu diesem Zusammenhang und zu 
seiner Ausprägung im Ländervergleich formuliert. Die Beobachtungen sind eingebettet in 
eine Charakterisierung von Strukturen der Erwachsenenbildung in beiden Ländern.  

1. Ausgangslage 

Die Kategorie des Sozialraumes bringt die Raumgebundenheit von Bildungseinrich-
tungen und Lernorten zum Ausdruck und regt zur Beschäftigung mit der Frage an, 
inwieweit auch die Bildungsinteressen und Suchbewegungen von Teilnehmenden in 
Bildungseinrichtungen räumlich gerahmt sein können. Ich beziehe den Sozialraum-
begriff vorwiegend auf – städtische oder ländliche – Kommunen bzw. Stadtteile, 
Quartiere oder Dörfer, in welche Einrichtungen und Lernorte ausstrahlen und in de-
nen Erwachsene, wohn- und lebensweltlich eingebettet, (gemeinsam) partizipieren 
(vgl. Fleige 2013; siehe auch Mania 2013; Faulstich/Faulstich-Wieland 2012; Ro-
bak/Fleige 2013).  

Anlässe für erwachsenenpädagogische Sozialraumanalysen bieten über diesen er-
wachsenenbildungswissenschaftlichen Beobachtungszusammenhang hinaus auch 
geistes- und kulturwissenschaftliche sowie sozialpädagogische Diskussionen zum 
Thema (vgl. z. B. Löw 2001; Reutlinger 2009). Anschlussfähig sind ferner die bereits 
länger zurückliegenden erwachsenenpädagogischen Diskussionen zur Stadtteilorien-
tierung (vgl. Tietgens 1993, S. 155) und die Befunde zur Bildungspartizipation im 
Stadtteil. Letzteren zufolge wird partizipiert, wo sich Lernorte anbieten, erreichbar 
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sind und Lerngelegenheiten konstituieren (vgl. Wittpoth 2007; Hülsmann/Mania 
2012). Dabei bedürfen die individuellen und soziostrukturell heterogenen Vorausset-
zungen des Teilnahmeverhaltens von Menschen ein- und derselben Wohnwelt, eben-
so wie deren gesellschaftlichen und systemischen Rahmenbedingungen, differenzier-
ter Beachtung. Dieser Untersuchungszusammenhang, der auch bildungspolitisch von 
hoher Relevanz ist, spielt neben der Ausstrahlungskraft von Bildungseinrichtungen 
und Wohnwelten auch im vorliegenden Artikel eine Rolle, kann hier aber nicht theo-
rie- und methodengeleitet behandelt werden.  

Im Artikel werden Erwachsenenbildungswelten in den USA und in Deutschland 
im Hinblick auf sozialräumliche Ausstrahlungskraft und deren systemischen und ge-
sellschaftlichen Rahmenbedingungen charakterisiert. Ausgangspunkt sind Fallstudien 
in Bildungseinrichtungen in Chicago, Berlin, Detroit und Chemnitz, die durch eine 
Forschungsreise nach Chicago im Jahre 2012 angeregt waren (vgl. Fleige 2012, 2013). 
Im Zentrum des Artikels stehen exemplarische Beobachtungen zum Wechselverhält-
nis von sozialräumlicher Bildungspartizipation und Institutionalisierung bzw. die 
Formulierung von Hypothesen zu diesem Wechselverhältnis:1 Einrichtungen für Er-
wachsenenbildung in den USA scheinen, zumindest was die Finanzierung betrifft, 
schwächer institutionalisiert zu sein als diejenigen in Deutschland. In diesem Rahmen 
ist die sozialräumliche Nutzung der Einrichtungen in beiden Ländern zunächst ein-
mal abhängig von ihrer Zugänglichkeit aus der Wohnwelt heraus. Dabei scheinen ihre 
Angebote im Vergleich mit ähnlichen Einrichtungen in Deutschland vor dem Hin-
tergrund des relativ schwachen Institutionalisierungsgrades einerseits und eines er-
höhten sozialen Exklusionsrisikos andererseits expliziter zur Wohn- und Lebenswelt 
hin geöffnet zu sein, wobei die Gestaltung der Lernorte eine entscheidende Rolle 
spielt. Für die Analyse solcher Zusammenhänge können vergleichende Beobachtun-
gen einen hypothesenschärfenden Effekt haben. 

Im Artikel werden diesbezügliche Impulse formuliert. Nach einer Beschreibung 
der Erwachsenenbildungsstrukturen in beiden Ländern (2) folgen Fallbeobachtungen 
am Beispiel zweier Einrichtungen der kulturellen Bildung, da Kultur, Kunst und in-
terkulturelle Verständigung zentrale und sichtbare Aspekte sozialer Lebensräume sind 
(vgl. Börjesson 2005; Fleige 2011) (3). Der Artikel schließt mit Reflexionen und Hy-
pothesen zum Wechselverhältnis von Sozialräumlichkeit und Institutionalisierung an 
sich und im Ländervergleich (4).  

2. Strukturen der Erwachsenenbildung in den USA und in Deutschland 

Die institutionellen Strukturen der Erwachsenenbildung beider Länder unterliegen 
differenten systemischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen sowie Steue-
rungsgraden.2 Im US-amerikanischen Verständnis umfasst „Weiterbildung“ nicht zu-
vorderst das breite Spektrum lebensbegleitender Lernthemen, sondern Qualifikatio-
nen und Kompetenzen in den Bereichen Grundbildung/Alphabetisierung und Se-
kundarbildung/Schulabschlüsse,3 wie auch weiterbildende Masterstudiengänge4 und 
aufbauende Abschlüsse an Professional Schools. Das Community College als kommu-
nale Bildungseinrichtung bietet wie die Volkshochschule (VHS) zwar die ganze Breite 
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an Themen an, doch die qualifikationsbezogenen Angebote dominieren (vgl. 
www.aacc.nche; Pfahl u. a. 2010; Huntemann/Reichart 2010).5 Zertifizierung („cre-
dit“) spielt eine wichtige Rolle. Die Verbindung von Aufstiegsoptimismus und Bil-
dungsaspiration begegnet in Weiterbildungserzählungen und -marketing, etwa in der 
Chiffre „going back to school“.  

Kleinere Einrichtungen sind häufig auf einen Angebotsschwerpunkt wie die kul-
turelle Bildung hin ausgerichtet. Ihre Pendants in Deutschland decken demgegenüber 
oftmals verschiedene Programmbereiche ab, die auch in der VHS zu finden sind. Die 
Vielfalt partikularer Anbieter in den USA erscheint als „expansive array of agencies” 
(Charters 1999, S. 55), mischfinanziert, auf private Initiative gestützt und „not co-
ordinated” (ebd.), während das Subsidiaritätsprinzip in Deutschland eine Koordinie-
rung, Sicherung und Sichtbarkeit im kommunalen Gemeinwesen wie auch eine ge-
sellschaftliche und professionelle Anerkennung herstellt.  

Die Erwachsenenbildungslandschaften beider Länder verdeutlicht Abbildung 1 
(vgl. Fleige 2012, hier gekürzt, aber im englischen Original): 

USA Germany 

(Cf. Kasworm/Rose/Ross-Gordon 2010; 
Merriam/Brockett 2007, pp. 205; 107f. and 
further references there; Charters 1999, p. 55; 
Edelson 2000; v. Doetinchem de Rande 
2012) 

 (Cf. Fleige 2011, S. 37 and further refe-
rences there) 

Community Colleges 
Open to everyone; 
civic/environmental 
education, art educati-
on, intercultural dia-
logue, health education, 
basic/literacy educati-
on, GED, prep, pro-
fessional continuing 
education, English and 
foreign languages 

Volkshochschulen (VHS) 
Open to everyone; civic/environmental education, art education, 
intercultural dialogue, health education, basic/literacy education, 
school leaving certificates, prep, professional continuing educati-
on, German and foreign languages 
Similarly: Learning Centers where the VHS is involved 

Institutions provided by large non-profit organizations that 
receive public funding: 
Academies by Churches, Unions, Foundations; Ländliche Er-
wachsenenbildung, Deutscher Sportbund; Open 

Public, national or federal organizations for civic education: 
Bundes- und Landeszentrale(n) für Politische Bildung; open 

Quasi- and noneducational („beigeordnete“) organisations with public/tax or mixed 
funding: 
Museums, art centers, galleries, environmental organizations, sports organizations, insti-
tutes, foundations, societies (open but also for special groups) 

Organizations for continuing professio-
nal education at the federal or state level 
Reserved for special target groups like civil 
servants; long-term unemployed; medical 
personnel; military 

Organizations for continuing professio-
nal education at the federal or state le-
vel 
Reserved for target groups like civil ser-
vants; long-term unemployed: Berufsaka-
demien; Bundesagentur für Arbeit 

Continuing professional education in private, for profit organizations 
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USA Germany 

Continuing professional education in private, not for profit organizations 
Professional organizations, chambers (Germany) and centers run by federal states (USA) 

Continuing professional education in 
enterprises 
Inhouse or in professional associations; 
Learning in the workplace 

Continuing professional education in 
enterprises 
Inhouse or in chambers, professional 
associations; Learning in the workplace 

(Four-year) colleges at universities Continuing education at universities 

Workers’ education in unions and labor organizations 

Religious, art and volunteer education in congregations and religious bodies 

Special schools for music, theater etc. Special schools for music, theater etc. 

Special schools and independent education organization for basic education and li-
teracy 

Abb. 1: Erwachsenenbildungslandschaft USA und Deutschland  

Die Fragmentierung von Interessen und Finanzierungsstrukturen ist nach Lösche 
(1998) ein grundlegendes Kennzeichen von Organisationen in den USA. Sie korres-
pondiert mit einer im Vergleich zu Deutschland stärker ausgeprägten sozial-
kulturellen Segmentierung der Bevölkerung, die sich in „Neighborhoods“ – Stadtteilen 
bzw. Quartieren – mit tendenziell homogenen Sozialstrukturen ausdrückt. In der 
Folge scheinen die Organisationen relativ autonom, aber marktförmig und isoliert 
voneinander zu sein. Zugleich resultieren aus der sozialen Segmentierung soziale Ex-
klusionsrisiken durch Verarmung und soziale Probleme in Stadtteilen. Beide Aspekte, 
die Segmentierung und die Fragmentierung, stellen Rahmenbedingungen für die Ar-
beit von Erwachsenenbildungseinrichtungen im Stadtteil dar und scheinen von den 
professionellen Handelnden als Herausforderung angenommen zu werden, worauf 
die gebräuchlichen Konzepte für Community Outreach und Community Building 
hinweisen (vgl. z. B. Armstrong 2005).  

3. Erwachsenenbildungswelten am Beispiel kultureller Bildung  

Folgende Fallbeobachtungen6 beziehen sich auf das Hyde Park Art Center in Chicago 
und die VHS Chemnitz, Programmbereich kulturelle Bildung.7 Beide werden nach 
knapper Vorstellung im Hinblick auf sozialräumliche Bildungspartizipation und Insti-
tutionalisierung verglichen. 

VHS Chemnitz, Programmbereich Kulturelle Bildung  
„Das TIETZ“, Moritzstraße 20, 09106 Chemnitz, Germany, www.vhs-chemnitz.de 

Die VHS Chemnitz (Gründungsjahr 1919) bildet seit 2004 zusammen mit der Stadt-
bücherei und dem Museum für Naturkunde Das TIETZ, Eigenbetrieb der Stadt. Die 
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Portale (Gieseke u. a. 2005) kultureller Bildung sind systematisch-rezeptiv, selbsttätig-
kreativ und verstehend-kommunikativ (interkulturell). Thematisch ist die kulturelle 
Bildung ausdifferenziert in Literatur, bildende Kunst, darstellende Kunst, angewandte 
Kunst/Design sowie Kunstgeschichte. Die Angebote sind nicht-abschlussbezogen, 
es gibt aber einen Jahreskurs zur Studienvorbereitung und (semi-)professionellen 
Entwicklung. Die Teilnehmenden entstammen den Interviews mit Programmleiten-
den zufolge überwiegend akademischen und mittleren Mittelschichtsmilieus und 
kommen aus Stadtteilen, in denen diese Milieus mittlerweile vorwiegend leben, aber 
auch aus Chemnitz Mitte, dem Sitz der VHS. 

Mit 245.000 Einwohnenden ist Chemnitz die drittgrößte Stadt Sachsens bzw. der 
ostdeutschen Bundesländer. Das Image zunächst einer Industriestadt mit wohlha-
bendem Bürgertum und Kulturinstitutionen und später einer sozialistischen Muster-
stadt wird gegenwärtig abgelöst vom Image „Stadt der Moderne“ (www.chemnitz.de) 
mit technologischer und kultureller Innovation. Gleichwohl resultiert aus der Zerstö-
rung stätischen Wohnraumes, der Deindustrialisierung sowie dem demographischem 
Wandel und der Suburbanisierung der 1990er Jahre eine anhaltende Schrumpfung 
(vgl. Reißmüller u. a. 2011). Zu den kommunalen Bemühungen einer Wiederbele-
bung innenstädtischer Räume sollen Das TIETZ und andere Kulturinstitutionen bei-
tragen.  

Hyde Park Art Center (HPAC) Chicago 
5020 South Cornell Ave, Chicago, IL 60615, USA, www.hydeparkart.org 

HPAC ist ein mischfinanziertes non-profit community art center bzw. Bildungs-, Gal-
lerie- und Kommunikationszentrum im Süden Chicagos, das Einwohner/innen des 
Stadtteils Hyde Park sowie, in geringerem Umfang, auch ganz Chicagos anzieht. Die 
zehnwöchigen Kurse umfassen bildende (Malen, Zeichnen, Fotographie) und ange-
wandte Kunst bzw. Design. Die meisten Kurse sind selbsttätig-kreativ, doch werden 
auch Vorträge mit Diskussion („gallery talks“) angeboten. Seit 2012 können sich pro-
fessionelle Künstler/innen im Center Program unter Anleitung und Austausch mit 
Kolleg/innen auf nächste Karriereschritte vorbereiten. Sämtliche Angebote sind 
nicht-abschlussbezogen. Teilnehmende entstammen den Interviews zufolge aus den 
(gehobenen) Mittelschichtsmilieus bzw. aus dem akademischen Milieu.  

Chicago ist mit 2.696.000 Einwohner/innen die drittgrößte Stadt der USA. Zum 
Image gehörten bis Mitte des 20. Jahrhunderts die Aspekte Kapitalismus und organi-
siertes Verbrechen, aber auch soziale Bewegungen sowie Kunst und Musik, insbe-
sondere Jazz. Heute wird das Image einer Kultur-, Wissensschafts- und Handelsmet-
ropole gepflegt. Allerdings schritt in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts eine 
massive soziale Segmentierung, insbesondere von afroamerikanischen nicht nicht-
afroamerikanischen Bevölkerungsanteilen, voran. Hyde Park mit seinen 25.700 Ein-
wohner/innen ist als einziger Bezirk im Süden der Stadt durch eine gemischte Bevöl-
kerungsstruktur gekennzeichnet, wobei eine Reihe sozialer Probleme existieren (vgl. 
Pacyga 2009). Die Initiativen für soziale Kohäsion sind über die lokalen Medien sehr 
präsent und scheinen von der Bevölkerung mitgetragen zu werden. Zugleich beher-
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bergt der Stadtteil die bekannte University of Chicago, nimmt aber wenig Bezug auf 
sie. 

Im Vergleich fällt auf, dass der Grad der Institutionalisierung der Einrichtungen 
hinsichtlich der öffentlichen Finanzierung differiert. Hinsichtlich der Stabilität von 
Angebot und Nachfrage ist er vergleichbar, da es sich bei beiden Einrichtungen um 
große und historisch etablierte Institutionen handelt. Zu den thematischen Profilen im 
Schwerpunktbereich bildende Kunst gehören kulturelles Wissen und künstlerische 
Praktiken bzw. deren intensive und systematische Behandlung. Dieses muss jeweils 
mit Orten beigeordneter Bildung wie Museen und soziokulturellen Zentren abge-
stimmt werden, welche in den USA bereits eine stärkere Verbreitung erfahren als in 
Deutschland.8  

Bei beiden Einrichtungen ist aufgrund ihrer Stabilität und Zugänglichkeit eine dif-
ferenzierte sozialräumliche Partizipation zu beobachten. Ein Element ist die Orientie-
rung an bildungsgewohnten Milieus. Daneben zeigt sich aber auch ein Trend zu pro-
fessionsorientierten Nutzungsstrukturen. Dieser besteht in der VHS sogar schon et-
was länger als im HPAC, wobei im HPAC spezifischere Erwartungen an einen auf 
Stabilisierung und Motivation beruhenden professionellen Entwicklungsschub domi-
nieren. Teilnehmende beider Einrichtungen, für die bildende Kunst ein Hobby ist, 
das ihren thematischen Interessen entspricht, erwarten demgegenüber eine Steige-
rung an persönlicher Kreativität und einen Zugewinn an kulturellem Wissen, an Deu-
tungsfähigkeit, ästhetischer Urteilsfähigkeit, Fertigkeiten und hierüber an allgemeiner 
Zufriedenheit (vgl. auch Lawrence Lipson 2005; Gieseke u. a. 2005). Im Rahmen die-
ser Erwartungen zeichnen sich beide Einrichtungen durch eine Zugänglichkeit aus 
der Wohnwelt heraus und einen lebensweltlichen Bezug zum (urbanen) Raum aus. 
Zum einen werden in den in Kursen produzierte und ausgestellte Werke zum Teil die 
Lebenswelten thematisiert. Dabei explizieren besonders die Teilnehmer/innen im 
HPAC den Wunsch, mit ihren diesbezüglichen Arbeiten die soziale Kohäsion im 
Stadtteil zu unterstützen. Zum anderen laden die Einrichtungen selbst zum Aufent-
halt und Austausch ein, das HPAC durch Gallerie und Café sogar in unmittelbarer 
Nähe zu den Kursräumen bzw. Lernorten.  

Beide Einrichtungen haben aus Sicht des pädagogischen Personals eine sozialin-
tegrative Aufgabe, in deren Licht der Sozialraum- und Lebensweltbezug interpretiert 
wird. Wegen der spezifischen sozialen Problemlagen der Neighborhood ist diese im 
HPAC allerdings stärker ausgeprägt als bei der VHS. Es ist Realität und gehört zum 
Selbstverständnis des HPAC, dass Erwachsene und Jugendliche aus der Gegend das 
Center als nachmittäglichen Aufenthaltsort und sogar informellen Bildungsort für 
sich nutzen und das Angebot in diese Richtung durch Gallerie und Café im Sinne ei-
nes Community Outreach profiliert wird. Für die VHS sind solche Ansätze expliziter 
oder konzeptioneller Sozialraumorientierung in den Angeboten bislang nur ansatz-
weise feststellbar (vgl. auch Robak/Fleige 2013). Allerdings sind die Kurse im HPAC 
mit ca. 200 Euro deutlich teuer als bei der VHS mit unter 50 bis unter 100 Euro. De-
ren Nutzung durch die Breite der Bevölkerung ist damit begrenzter als in der VHS, 
ebenso wie ihre finanzielle institutionelle Absicherung insgesamt. Gleichzeitig ist aber 
das erforderliche Mindestmaß an Finanzierung für ein stabiles Angebot gegeben.9  



Hessische Blätter 3 | 2013 

264 

4. Sozialräumliche Bildungspartizipation und Institutionalisierung 

Bildungseinrichtungen und ihre Angebote sowie Lernorte scheinen mit Bildungsinte-
ressen und lebensweltlich gerahmten Suchbewegungen im sozialen Raum zu korres-
pondieren. Die Fallbeobachtungen legen dabei aber auch ein Wechselverhältnis von 
sozialräumlicher Bildungspartizipation und Institutionalisierung nahe. Das themati-
sche Profil eines stabilen Angebotes erscheint als eine zentrale Kategorie bzw. Bedin-
gung von Institutionalisierung, da sich die Bildungsinteressen und Nutzungsstruktu-
ren an ihm ausrichten, wodurch Lerngelegenheiten im sozialen Raum entstehen und 
auch über die Zeit erhalten werden. Für die Stabilität dieses Wirkungszusammenhan-
ges ist allerdings ein Mindestmaß an Finanzierung und institutioneller Absicherung 
erforderlich. Ist dies gegeben, kann Sozialräumlichkeit explizit zu einem Thema auch 
der Lernangebote werden, wobei die Gestaltung der Lernorte im Übergang zu den 
Wohnwelten eine eigenständige didaktische Rolle zu spielen scheint.  

Ob diese Option von den Teilnehmenden genutzt wird bzw. ob sie durch die 
Planenden in einem konzeptionell sozialintegrativen Sinne mit Blick auf die Angebote 
interpretiert wird, scheint bis zu einem gewissen Grade von den systemischen und 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen einerseits und den soziostrukturellen und so-
ziokulturellen Verortungen andererseits abzuhängen, wie die international-verglei-
chenden Beobachtungen anhand mehrerer Fallstudien, von denen im vorliegenden 
Artikel zwei ausgewählt wurden, nahelegen. Für weitergehende theoriegeleitete Be-
trachtungen wäre eine Befassung mit Lebenswelten10 als Rahmung von Suchbewe-
gungen und mit Lernorten, die diese Lebenswelten aufnehmen und atmosphärisch 
sowie lernanregend ausgestalten, von hoher Relevanz (vgl. z. B. Tippelt/Reich-
Claassen 2010; Faulstich/Bayer 2009; Fleige 2013; Fleige/Dietel 2013). Die Fallbe-
obachtungen legen zumindest nahe, dass soziostrukturelle Muster von Bildungsparti-
zipation mit soziokulturellen Faktoren von Bildungsinteressen und Erwartungen in-
teragieren, welche zum Teil aus dem Sozialraum als geteilter Wohnwelt resultieren. 
Bei der Betrachtung von Lebenswelten wäre in diesem Zusammenhang allerdings 
systematisch nach Zugehörigkeiten zu Wohnwelten und Zugehörigkeiten zu sozialen 
Milieus zu differenzieren. 

In ländervergleichender Hinsicht deuten die im Artikel vorgestellten Beobachtun-
gen auch an, inwiefern Landeskulturen die lebensweltlichen Bezüge von Bildungspar-
tizipation als Erwachsenenbildungswelten11 rahmen und mit systemischen und gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen von Erwachsenenbildung interagieren bzw. Grade 
von Institutionaliseriung in der Erwachsenenbildung hervorbringen, die eine sozial-
räumliche Angebotsgestaltung im Sinne eines Community Building und Community 
Outreach im Anschluss an eine pädagogische Lebensweltorientierung befördern. Ab-
bildung 2 pointiert diesbezügliche Annahmen, auf deren Basis weitergehende For-
schungshypothesen für eine ländervergleichende Studie gebildet werden könnten.  

Von Interesse wären hier Studien, die methodisch und theoretisch gesichert dazu 
beitragen „to understand why ... differences and similarities occur and what their sig-
nificance is for adult education“ (Charters/Hilton 1989, S. 3, zit. nach Reisch-
mann/Bron 2008, S. 10). Zu beachten wäre dabei für die USA der Zusammenhang 
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von sozialräumlicher Bildungspartizipation mit der seit den 1970er Jahren intensivier-
ten Deinstitutionalisierung und Deregulierung, welche zwar in kulturell verankerten 
Werten wie Eigeninitiative und Selbstbestimmung wurzelt, unter der breite Bevölke-
rungsteile jedoch offenkundig leiden, so dass sozialliberale Milieus, Erwachsenenbil-
dungsprofession und -wissenschaft und zunehmend auch politische Akteure und 
Administrationen sie nicht kritiklos hinnehmen, was Auswirkungen auf die erwach-
senenpädagogische Diskurse hat. Erkenntnisse in diesem Bereich helfen, eine Verste-
tigung von Fördermitteln für kommunale und regionale Lernwelten auch in Deutsch-
land zu begründen und private Initiative mit subsidiären Finanzierungsstrukturen zu 
balancieren.  

Erwachsenenbildungswelten 
USA 

Erwachsenenbildungswelten 
Deutschland 

Die sozialräumlich stark segmentierte Gesell-
schaft der USA spiegelt sich im Verhältnis 
von schwacher Institutionalisierung und star-
kem Lebensweltbezug der Weiterbildungsein-
richtungen im Rahmen einer fragmentierten 
und mischfinanzierten Landschaft. 

Die sozialräumlich relativ schwach segmen-
tierte Gesellschaft in Deutschland spiegelt 
sich im ausgeglichenen Verhältnis von Institu-
tionalisierung und Lebensweltbezug der Wei-
terbildungseinrichtungen im Rahmen ihrer 
subsidiär geordneten Landschaft. 

Schwache Institutionalisierung wird kom-
pensiert mit professioneller Leidenschaft für 
bildungspolitische Fragen, Optimismus der 
Bildungsaspiration und Konzepten der So-
zialraumorientierung. 

Die voranschreitende Individualisierung 
und Ökonomisierung der Lebenswelten 
führt zu Deinstitutionalisierung und zum 
Teil zu einem ungesteuerten Wachstum (vgl. 
Enoch/Gieseke 2011), wobei die Grund-
strukturen der Subsidiarität weiterwirken. 

Abbildung 2: Erwachsenenbildungswelten USA und Deutschland: Annahmen 

Anmerkungen 

1 Ich folge hier den neoinstitutionalistischen Vorstellungen einer Genese von Erwachsenen-
bildungsorganisationen in kulturell codierten institutionellen Umwelten (vgl. z. B. Gieseke 
u. a. 2009; Schrader 2011) und eines Ineinanders von Institutionalisierung und Deinstituti-
onalisierung, parallelisiere dabei aber auch „Institutionalisierung“ mit „institutioneller Ab-
sicherung“ über Finanzierung und Planung.  

2 Für den sekundären und tertiären Bereich ist die deutsche Seite – ungeachtet der derzeiti-
gen Wandlungsprozesse – charakterisiert durch die Differenzierung allgemeiner und beruf-
licher Bildung in Sek. II, eine selektive Hochschulzugangsberechtigung und das grundstän-
dige Fachstudium im tertiären Bereich. In den USA existieren demgegenüber eine allge-
meinbildende High School Bildung mit Hochschulzugangsberechtigung für alle, ein be-
rufsqualifizierendes allgemein bildendes oder technisches Bachelorstudium und ein weiter-
führend berufsqualifizierend-angewandtes Studium oder ein Promotionsstudium. Dabei 
wird das Angebot im tertiären Bereich in den USA selektiv genutzt, vor allem wegen des 
großen Anteils an privater Finanzierung, welche sich, anders als in Deutschland, auf allen 
Ebenen des Bildungssystems findet. Auch ein berufsorientierendes Übergangssystem wie 
in Deutschland ist in den USA nicht ausgeprägt (vgl. KMK 2012; NCES, IES 2012). 

3 General Educational Development Test, GED. 
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4 Weiterbildende Masterstudiengänge sind in den USA Teil von Weiterbildungs-Colleges an 
Universitäten, welche auch nicht-abschlussbezogene allgemeinbildende Kurse anbieten 
(vgl. Shannon 2009). In Deutschland werden die mittlerweile zahlreichen Angebote von 
den Universitäten in häufig schwächer institutionalisierter, beigeordneter Form vorgehal-
ten. Vgl. dazu historisch auch Zeuner (1991). 

5 Eine Beteiligung beim Aufbau dualer Berufsausbildungsstrukturen wird diskutiert. Vgl. zu 
dieser Diskussion und entsprechenden Initiativen www.bibb.de/usa. 

6 Sie basieren auf einer explorativen Sichtung und hermeneutischen Beschreibung von 
Homepages, Programmen und halb-offenen Interviews. Das Fallstudiendesign hilft, Wech-
selwirkungen zwischen Einrichtung und gesellschaftlich-kultureller Umwelt zu erschließen 
(vgl. Cohen u. a. 2011, S. 289). 

7 Für die Unterschiede der Größe und historischen Entwicklung der Städte siehe Fleige 
(2012). 

8 Dieses gilt in den USA grundlegend und in Deutschland seit ca. 15 Jahren zunehmend. Die 
Angebote in Museen selbst sind dabei in den USA bislang stärker institutionalisiert als in 
Deutschland und weisen eine Tendenz zur tertiären Bildung auf. 

9 Dabei kommt in beiden Ländern dem Branding als Marketingstrategie eine hohe Bedeu-
tung zu, bis in das für die gesamtgesellschaftliche Akzeptanz bedeutsame Design des In-
ternetauftritts hinein. 

10 Der Begriff kennzeichnet in der Erwachsenenbildung den subjektiv bedeutsamen „Kos-
mos der Selbstverständlichkeiten, in dem wir leben“ (Arnold 2010, S. 185) und seine sozia-
lisatorisch wirksamen Deutungen, Werte und Normen.  

11 Der Terminus bezieht über den Begriff der Lebenswelt hinaus die ordnungspolitischen 
und institutionellen Bedingungen von Bildungspartizipation mit ein (vgl. Schmid u. a. 
2009). 
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Berichte 

Weiterbildungsbeteiligung in Deutschland 
auf Rekordniveau  
Jeder zweite Bürger im erwerbsfähigen Alter 
hat 2012 eine Weiterbildung gemacht/Wan-
ka: „Lebenslanges Lernen lohnt sich“  

In Deutschland haben im vergangenen 
Jahr so viele Menschen eine Weiterbil-
dung gemacht wie niemals zuvor. 49 
Prozent der Bevölkerung im erwerbstäti-
gen Alter haben von April 2011 bis Juni 
2012 an einer Weiterbildungsveranstal-
tung teilgenommen. Während die Betei-
ligung in Westdeutschland bei 48 Pro-
zent lag, wurde für Ostdeutschland eine 
Quote von 53 Prozent gemessen. Das 
geht aus einer Erhebung hervor, die von 
TNS Infratest Sozialforschung im Auf-
trag des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung (BMBF) auf Grundlage 
des europäischen Adult Education Sur-
vey (AES) durchgeführt hat. Bei der ers-
ten Erhebung 1979, damals nur in West-
deutschland, hatte die Beteiligungsquote 
noch 23 Prozent betragen. Auch im Ver-
gleich zur letzten europäischen Erhe-
bung 2007 hat sich Deutschland um 5 
Prozentpunkte gesteigert. Das Ziel einer 
Weiterbildungsbeteiligung von 50 Pro-
zent im Jahr 2015, das Bund und Länder 
sich 2008 beim Dresdner Bildungsgipfel 
gesetzt hatte, ist damit schon jetzt nahe-
zu erreicht.  

Besonders erfreulich ist der hohe 
Weiterbildungsanteil in der Gruppe der 
60- bis 64-Jährigen. Hier ist die Quote 
von 18 Prozent im Jahr 2007 auf den 
Spitzenwert von 32 Prozent im Jahr 2012 
gestiegen. „Lebenslanges Lernen lohnt 
sich – für Arbeitnehmer und Arbeitge-

ber“, sagte Bundesbildungsministerin 
Johanna Wanka. „Unsere Gesellschaft 
und unsere Arbeitswelt verändern sich 
rasant. Weiterbildung ist der Schlüssel 
für die persönliche Entwicklung des Ein-
zelnen und die Innovationsfähigkeit von 
Unternehmen“, sagte Wanka. 

Die Weiterbildungsbeteiligung in 
Deutschland liegt damit weit über dem 
EU-Durchschnitt. Der Anstieg beruht 
insbesondere auf der Zunahme der be-
trieblichen Weiterbildung, der 69 Pro-
zent aller Weiterbildungsaktivitäten zu-
zurechnen sind. Ein wesentlicher Faktor 
für den Anstieg dürfte einerseits im wirt-
schaftlichen Wachstum Deutschlands 
und damit in der hohen Beschäftigungs-
rate liegen. Andererseits haben die Un-
ternehmen ihre Weiterbildungsanstren-
gungen verstärkt, um im Zeichen des 
Demografischen Wandels dem drohen-
den Fachkräftemangel vorzubeugen.  

Das BMBF investiert konsequent in 
den Weiterbildungsbereich. Mit dem 
Meister-BAföG werden berufliche Auf-
stiegsfortbildungen gefördert. Mit der 
Bildungsprämie, für die seit 2009 insge-
samt 164 000 Gutscheine ausgegeben 
wurden, sollen vor allem Einkommens-
schwache gefördert werden. Auch Wei-
terbildungs- und Aufstiegsstipendien 
dienen dazu, beruflich Qualifizierten den 
Erwerb neuer Kompetenzen zu ermögli-
chen. „Die gute Entwicklung bei der 
Weiterbildung zeigt, dass Deutschland 
sich zu einer lernenden Gesellschaft 
entwickelt. Aber auch in Zukunft gilt: 
Jedes Unternehmen wie auch jeder Ein-
zelne ist gut beraten, seine Weiterbil-
dungsaktivitäten weiter zu verstärken“, 
so Wanka.  

Den Bericht steht im Internet unter: 
www.bmbf.de/pub/trendbericht_weiter
bildungsverhalten_2012.pdf 

Quelle: BMBF 26.03.2013 [Pressemittei-
lung 024/2013] 
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Volkshochschulen: Recht auf Weiterbildung 
garantieren und Kooperationsverbot aufhe-
ben  

Über Themen der Weiterbildung verlie-
ren die Wahlprogramme der im Bundes-
tag vertretenen Parteien kaum ein Wort. 
Grund genug für die Volkshochschulen, 
ihnen vor der Bundestagswahl ihre Er-
wartungen und Forderungen mitzuteilen 
und ihnen Gelegenheit zu geben, sich zu 
positionieren. 

Bei der Mitgliederversammlung des 
Deutschen Volkshochschul-Verbandes 
(DVV) mit rund hundert VHS-Dele-
gierten aus ganz Deutschland am 18. Juni 
2013 in Hannover brachte DVV-
Präsidentin Prof. Dr. Rita Süssmuth die 
Kernforderung aus den entsprechenden 
Wahlprüfsteinen auf den Punkt: 
„Deutschland braucht ein Recht auf 
Weiterbildung für alle und ein Recht auf 
die zweite und dritte Chance durch 
nachholende Bildung. Wir können es uns 
nicht mehr leisten, Menschen aufgrund 
sozialer oder ethnischer Herkunft, auf-
grund eines früheren Scheiterns im 
Schulsystem oder anderer Gründe vom 
Lebenslangen Lernen auszuschließen.“ 

Der DVV-Vorsitzende, Dr. Ernst 
Dieter Rossmann, forderte Bund und 
Länder auf, das so genannte Kooperati-
onsverbot baldmöglichst aufzuheben. 
Ziel müsse sein, den Weiterbildungsak-
teuren eine effektive Zusammenarbeit zu 
ermöglichen. Rossmann erklärte: „Gera-
de in wirtschaftlich schwierigen Zeiten 
muss der Bund in die Lage versetzt wer-
den, sich auch im Weiterbildungsbereich 
finanziell zu engagieren und auf diese 
Weise gemeinschaftlich mit den Ländern 
zu agieren.“ Insbesondere im Weiterbil-
dungsbereich habe sich nicht nur einmal 
gezeigt, dass der Bund gebraucht werde 
– etwa um Maßnahmen gegen mangeln-
de Grundbildung zu initiieren. Das von 
der UN für 2012 ausgegebene Ziel, die 

Analphabetenrate zu halbieren, sei in 
Deutschland bislang nicht ansatzweise 
erreicht worden. „Nur in Kooperation 
miteinander können Bund, Länder und 
Kommunen diese gewaltige Kraftan-
strengung meistern.“ 

Beispiel Niedersachsen: Derzeit fünf 
regionale Grundbildungszentren gewähr-
leisten, dass Alphabetisierung nach ei-
nem zeitgemäßen Bildungsbegriff durch-
geführt werden. Sie übernehmen Koor-
dinationsaufgaben, die Ansprache und 
Vernetzung der Akteure vor Ort sowie 
die Fortbildung der Lehrkräfte. Außer-
dem entwickeln und etablieren sie neue 
Unterrichtsmethoden und -formate so-
wie die Öffentlichkeitsarbeit in den Re-
gionen. Mindestens 50 solcher Zentren 
in ganz Deutschland sollten eingerichtet 
werden. Fünf Millionen Euro pro Jahr 
wären dafür nötig. „Angesichts von 
bundesweit 7,5 Millionen Menschen im 
erwerbsfähigen Alter, die nicht ausrei-
chend lesen und schreiben können, ist 
das sicherlich nicht zu viel verlangt“, er-
klärte Veronika Jaeger, Direktorin des 
VHS-Landesverbandes Niedersachsen. 
Sie weiß, wovon sie spricht. Denn 
Volkshochschulen sind die Hauptanbie-
ter von Alphabetisierungskursen in 
Deutschland. 

Quelle: DVV 19. Juni 2013  

AES Ergebnisse im Überblick  
Höchste Weiterbildungsbeteiligung seit 
1979  

Im Jahr 2012 wurde mit 49 Prozent die 
bisher höchste Teilnahmequote an Wei-
terbildung seit dem Jahr 1979 gemessen. 
Mit Blick auf den Benchmark, den sich 
das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung für das Jahr 2015 in Höhe 
von 50 Prozent setzte, ist das bundes-
deutsche Ergebnis 2012 ein Erfolg:  
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Die Quote der Weiterbildungsbeteili-
gung ist davon nicht statistisch signifi-
kant verschieden. Der Beteiligungsrück-
gang von 2007 auf 2010 ist demnach 
nicht nur aufgeholt, sondern mit dem 
Ergebnis des Jahres 2012 sogar deutlich 
überkompensiert worden. Dies gilt so-
wohl für Ost als auch für Westdeutsch-
land, wobei in Ostdeutschland nach dem 
zuvor stärkeren Rückgang ein noch stär-
kerer Zuwachs ermittelt wurde: Im Jahr 
2012 beteiligen sich  
 in Ostdeutschland 53 Prozent der 18- 

bis 64-jährigen an Weiterbildung  
 in Westdeutschland 48 Prozent.  

Der größte Bereich, die betriebliche 
Weiterbildung, ist weiter gewachsen. 

Seit dem Jahr 2010 hat auch die Gesamt-
zahl der realisierten Weiterbildungsaktivi-
täten deutlich zugenommen (Anstieg um 
Faktor 1,3). Getrennt nach Weiterbil-
dungssegmenten ist dieser Anstieg vor 
allem auf den Bereich der betrieblichen 
Weiterbildung zurückzuführen (Anstieg 
um Faktor 1,3), aber auch auf den zweit-
größten Bereich der nichtberufsbezo-
genen Weiterbildung (Anstieg um Faktor 
1,2). Der kleinste Bereich der individuel-
len berufsbezogenen Weiterbildung hat 
dagegen sowohl relativ als auch absolut 
abgenommen.  

 
Tendenz: Die Arbeitgeber investieren mehr 
in die Weiterbildung ihrer Mitarbeiter  
 
Die ersten deskriptiven Ergebnisse zei-
gen anhand dreier Merkmale ein recht 
eindeutiges Bild. Die Arbeitgeber inves-
tieren mehr in die Weiterbildung ihrer 
Mitarbeiter:  

Im Jahr 2012 überwiegt der Anteil 
der betrieblich veranlassten Weiterbil-
dungsaktivitäten erstmals gegenüber dem 
Anteil der selbst initiierten.  

Seit dem Jahr 2010 ist die Kosten-
übernahme durch die Arbeitgeber für 

Weiterbildungsaktivitäten ihrer Mitarbei-
ter angestiegen.  

Absolut (wenngleich nicht relativ) ist 
auch die Zahl der Weiterbildungsaktivitä-
ten, die wenigstens teilweise während der 
Arbeitszeit wahrgenommen werden, ge-
stiegen.  

Ein absolut neues Ergebnis lässt sich 
zudem mit dem AES 2012 ermitteln: Die 
Übernahme der direkten Weiterbil-
dungskosten durch die Arbeitgeber wur-
de bislang unterschätzt. Bisher wurde 
davon ausgegangen, dass die Arbeitgeber 
für maximal ein Viertel der Weiterbil-
dungsaktivitäten direkte Kosten über-
nehmen. Nach der aktuellen AES-
Erhebung gilt das für fast sechs von 
zehn Arbeitgebern. 

 
Erwerbstätige in Ostdeutschland: Deutliche 
Gewinner in der Weiterbildungsbeteiligung  
 
Der deutliche Rückgang der betriebli-
chen Weiterbildung von 2007 bis 2010 
vor allem unter Erwerbstätigen in Ost-
deutschland wurde von 2010 bis 2012 
durch einen deutlichen Beteiligungszu-
wachs an betrieblicher Weiterbildung 
überkompensiert. Dies gilt in hohem 
Maße für die Erwerbstätigen in West-
deutschland (Anstieg seit 2010 von 36 
auf 43 Prozent), in besonders hohem 
Maße aber für die Erwerbstätigen in 
Ostdeutschland (Anstieg seit 2010 von 
37 auf 50 Prozent). Besonders stark ist 
dieser Zuwachs in Ostdeutschland unter 
voll erwerbstätigen Personen. 

 
Zuwachs in der Weiterbildungsbeteiligung 
von Fachkräften, insbesondere in Ost-
deutschland  
 
Seit dem Jahr 2010 ist getrennt nach be-
ruflicher Position in allen Gruppen ein 
Zuwachs in der (betrieblichen) Weiter-
bildungsbeteiligung zu erkennen, und 
dies sowohl in Ost- als auch West-
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deutschland. Bezogen auf die betriebli-
che Weiterbildung liegen seit dem Jahr 
2010 die deutlichsten Beteiligungszu-
wächse  
 in Westdeutschland unter den Fach-

kräften und unter den Führungskräf-
ten sowie  

 in Ostdeutschland unter den Un- und 
Angelernten und unter den Fachkräf-
ten vor.  
Der höchste Beteiligungszuwachs 

wurde dabei in Ostdeutschland unter den 
Fachkräften ermittelt (Zuwachs: 19 Pro-
zentpunkte).  

 
Die Jüngeren und die Älteren nehmen 
(wieder) stärker an Weiterbildung teil  
 
Zuletzt hatte der AES 2010 zwar eine 
zunehmende Beteiligung der älteren 
Gruppe abgebildet, allerdings mit dem 
Parallelergebnis einer abnehmenden Be-
teiligung der jüngeren Gruppe. Im Jahr 
2012 konnte die Gruppe der unter 35-
jährigen im Vergleich zum Jahr 2010 
wieder aufholen; ihre Weiterbildungsteil-
nahme liegt im Jahr 2012 wieder etwa so 
hoch wie im Jahr 2007. Der zuletzt er-
mittelte Teilnahmezuwachs an Weiter-
bildung setzt sich unter den über 55-
jährigen fort, insbesondere dann, wenn 
unter ihnen ausschließlich die Gruppe 
der Erwerbstätigen betrachtet wird: Un-
ter den Erwerbstätigen fallen die Unter-
schiede im Jahr 2012 zwischen den Al-
tersgruppen nicht mehr so stark aus. Die 
mittleren Altersgruppen unter den Er-
werbstätigen beteiligen sich zu 56 bis 58 
Prozent an Weiterbildung, die jüngste zu 
52 Prozent und die älteste Gruppe zu 
immerhin 46 Prozent.  
 
Personen mit Migrationshintergrund holen 
nicht so stark auf  
 
Personen mit Migrationshintergrund, 
seien sie Deutsche oder Ausländer, betei-

ligen sich nach dem niedrigen Ergebnis 
in den Teilnahmequoten des Jahres 2010 
im Jahr 2012 wieder etwa so häufig an 
Weiterbildung wie bereits im Jahr 2007. 
Die deutlichen Beteiligungszuwächse, die 
über die Teilnahmequoten des Jahres 
2007 hinausgehen, finden sich in der 
Weiterbildungsbeteiligung ausschließlich 
in der Gruppe der Deutschen ohne Mig-
rationshintergrund. Dieses Ergebnis ist 
vor allem auf die Teilnahme an betriebli-
cher Weiterbildung zurückzuführen. 
Deutsche ohne Migrationshintergrund 
nehmen im Jahr 2012 z. B. doppelt so 
häufig an betrieblicher Weiterbildung teil 
wie Ausländer. Hierbei ist zu berücksich-
tigen, dass der AES ausschließlich in 
deutscher Sprache erhoben wird. Ent-
sprechend dürfte es sich bei der Gruppe 
der befragten Personen mit Migrations-
hintergrund um eine positiv selektierte 
Gruppe, die zumindest sprachlich besser 
integriert ist, handeln. Die hier berichte-
ten Teilnahmequoten dürften daher eher 
überschätzt sein.  

 
Datengrundlage  
 
Die vorliegende BMBF-Studie stellt die 
aktuellen Ergebnisse des Weiterbil-
dungsverhaltens in Deutschland für das 
Jahr 2012 vor. Grundlage des Trendbe-
richts ist eine Repräsentativerhebung mit 
7.099 CAPI-Interviews (Computer As-
sisted Personal Interviewing) unter den 
18- bis 64-jährigen. Die nationale Erhe-
bung ist Teil der ersten europäischen 
Runde des Adult Education Survey 
(AES 2011/12) und schließt in Deutsch-
land an die Trendreihe des Berichtssys-
tems Weiterbildung (B-Erhebungen zu-
vor (2007 und 2010) an.  

Der vorliegende Bericht stellt die ers-
ten zentralen (Trend)Ergebnisse zur 
Weiterbildung der Befragten in den letz-
ten 12 Monaten vor. Unter Berücksichti-
gung der Feldzeit umfasst der Beobach-
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tungszeitraum kalendarisch insgesamt 16 
Monate. Er erstreckt sich über eine Pha-
se des wirtschaftlichen Aufschwungs in 
Deutschland, was bei der Interpretation 
der Ergebnisse zu berücksichtigen ist. 
Weiterführende Analysen werden im 
Jahr 2013 im AES-Schlussbericht veröf-
fentlicht.  

 
Quelle: BMBF, AES 2012, Trendbericht 

Drei von vier Unternehmen bieten berufliche 
Weiterbildung an  

Fast Dreiviertel (73 Prozent) der deut-
schen Unternehmen nutzten im Jahr 
2010 Weiterbildungsmaßnahmen zur 
Qualifizierung ihrer Beschäftigten. 

Wie das Statistische Bundesamt 
(Destatis) mitteilt, ist der Anteil der wei-
terbildenden Unternehmen gegenüber 
der letzten derartigen Befragung für das 
Jahr 2005 damit um 3 Prozentpunkte an-
gestiegen. Die klassische Form der Wei-
terbildung mit Lehrveranstaltungen in 
Form von Lehrgängen, Kursen und Se-
minaren wurde 2010 von 61 Prozent der 
Unternehmen angeboten. Andere For-
men der betrieblichen Weiterbildung wie 
etwa Informationsveranstaltungen, Job-
Rotation und selbstgesteuertes Lernen 
beispielsweise durch E-Learning setzten 
66 Prozent der Unternehmen ein. 

Dies geht aus der Vierten Europäi-
schen Erhebung über die berufliche Wei-
terbildung in Unternehmen hervor, die 
in allen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union sowie Kroatien und Norwegen 
durchgeführt wurde. In Deutschland 
wurden rund 10.000 Unternehmen mit 
10 und mehr Beschäftigten aus nahezu 
allen Wirtschaftsbereichen zu ihren Wei-
terbildungsaktivitäten im Jahr 2010 be-
fragt. 

Das Weiterbildungsangebot ist ab-
hängig von der Unternehmensgröße. 

Während 52 Prozent der Unternehmen 
mit 10 bis 19 Beschäftigten Lehrveran-
staltungen angeboten haben, waren es 
bei den Unternehmen mit 1.000 und 
mehr Beschäftigten 94 Prozent. Im 
Durchschnitt verbrachten die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer 23 Stunden 
im Jahr in Lehrgängen, Kursen oder Se-
minaren. Bei 56 Prozent der Teilnahme-
stunden handelte es sich um interne 
Lehrveranstaltungen, bei 44 Prozent um 
externe Lehrveranstaltungen. 

Je teilnehmender Person entstanden 
den Unternehmen, die Lehrveranstaltun-
gen anboten, Kosten in Höhe von 1 563 
Euro. Die Weiterbildungskosten je Be-
schäftigten lagen in Unternehmen mit 
Lehrveranstaltungen bei 734 Euro. 

Den größten Anteil an den Weiter-
bildungskosten bildeten mit 49 Prozent 
die Personalausfallkosten, das heißt die 
Lohnkosten der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer. 32 Prozent der Kosten ent-
fielen auf Zahlungen und Gebühren an 
Weiterbildungsanbieter sowie Kosten für 
externes Weiterbildungspersonal in in-
ternen Veranstaltungen. Vergleichsweise 
geringe Kosten (11 Prozent) entstanden 
den Unternehmen für internes Weiter-
bildungspersonal. 8 Prozent entfielen auf 
Kosten für Räume und Ausstattung, Un-
terrichtsmaterial und Reisekosten. 

 
Quelle: Destatis, veröffentlicht 03. Mai 
2013  

Politik und Bildungsverbände diskutieren Na-
tionale Bildungsstrategie  
Weiterbildungsbeauftragter im Bundes-
kanzleramt gefordert 

Auf dem gemeinsamen Parlamentari-
schen Abend am 17.6.2013 des Bundes-
verbandes der Träger beruflicher Bildung 
e. V. (BBB) und des Verbands Deutscher 
Privatschulverbände e. V. (VDP) disku-
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tierten Abgeordnete des Bundestages mit 
Bildungsträgern in freier Trägerschaft 
über Möglichkeiten und Wege hin zu ei-
ner Nationalen Bildungsstrategie. Prof. 
Jutta Allmendinger, Präsidentin des Wis-
senschaftszentrums Berlin für Sozialfor-
schung, führte in das Thema ein.  

Nach Ansicht der Verbände findet 
die Verknüpfung von Bildungs-, Arbeits-
, Sozial- und Wirtschaftspolitik immer 
noch viel zu wenig statt. Die Folgen sind 
unter anderem Intransparenz sowie ge-
gensätzliche, überlappende und doppelte 
Strukturen bei vielen Bildungsprogram-
men. „Im Ergebnis ist unser Bildungs-
system an vielen Stellen ineffizient und 
bleibt weit hinter den Möglichkeiten zu-
rück“, erklärt Petra Witt, Präsidentin des 
VDP. Die unterschiedlichen bildungspo-
litischen Steuerungsstrukturen auf Bun-
des-, Länder- und kommunaler Ebene 
haben es bisher kaum geschafft, die viel-
schichtigen Bildungsprobleme erfolg-
reich zu lösen. So verlassen beispielswei-
se über 60.000 Schüler jedes Jahr ohne 
Abschluss die Schule, etwa 7,5 Millionen 
erwerbsfähige Menschen sind in der 
Bundesrepublik funktionale Analphabe-
ten und die Zahl der Langzeitarbeitslo-
sen ist in den letzten Jahren, trotz wirt-
schaftlich guter Lage, nur marginal auf 
aktuell 1,06 Millionen Menschen gesun-
ken. 

Diesen Missstand zu beseitigen er-
fordert entschiedenes Handeln auf allen 
bildungspolitisch verantwortlichen Ebe-
nen. Hierzu gehören unter anderem das 
Bildungs-, Arbeits- und Wirtschaftsmi-
nisterium, die Länder, die Bundesagentur 
für Arbeit und weitere relevante Akteure 
aus den Bereichen Schule, Hochschule, 
Aus- und Weiterbildung. „Alle müssen 
gemeinsam eine Vision, konkrete Ziele 
sowie eine abgestimmte Strategie für das 
gesamte Bildungssystem entwickeln und 
entsprechende Handlungsimpulse setz-
ten“, erklärt Thiemo Fojkar, Vorsitzen-

der des BBB. Um in einem ersten Schritt 
der Weiterbildung mehr politisches Ge-
wicht zu verleihen, könne es sinnvoll 
sein, einen Weiterbildungsbeauftragten 
im Bundeskanzleramt zu etablieren. 

Die Verbände fordern daher eine na-
tionale Bildungsstrategie als Wegweiser 
und Leitplanke, damit Bürgerinnen und 
Bürger, Bildungseinrichtungen sowie 
Kommunen, Länder und der Bund ihre 
Gestaltungsmöglichkeiten in Bezug auf 
Bildung optimal nutzen können. Eine 
nationale Bildungsstrategie sorgt für 
Transparenz und Orientierung, verbindet 
systematisch Bildungs- mit Arbeitsmarkt-
, Sozial und Wirtschaftspolitik und führt 
zu mehr Effektivität und Effizienz im 
gesamten Bildungswesen. 

Quelle: VdP 18. Juni 2013 

Qualifikationen europaweit vergleichbar ma-
chen 
Bund und Länder unterzeichnen gemein-
samen Beschluss zur Einführung des Deut-
schen Qualifikationsrahmens für lebenslan-
ges Lernen (DQR) 

In Deutschland erworbene Bildungsab-
schlüsse und berufliche Qualifikationen 
werden in Zukunft europaweit ver-
gleichbarer. Darauf haben sich die Bun-
desregierung und die Länder mit der Un-
terzeichnung eines gemeinsamen Be-
schlusses zum Deutschen Qualifikations-
rahmen (DQR) geeinigt. Der Beschluss 
schafft die Grundlage dafür, schrittweise 
ab dem Sommer 2013 erworbene Quali-
fikationen einem DQR-Niveau zuzuord-
nen und dieses auf den Qualifikationsbe-
scheinigungen auszuweisen. So wird bei-
spielsweise eine dreijährige berufliche 
Erstausbildung auf Niveau 4 zugeordnet, 
ein Abschluss als Bachelor, Meister oder 
Techniker entspricht Niveau 6. Von die-
ser Zuordnung profitieren Lernende, Be-
rufstätige, Unternehmen und Bildungs-



Thema | Berichte 

277 

einrichtungen gleichermaßen, denn die 
Wertigkeit ihrer Bildungsabschlüsse wird 
im europäischen Vergleich sichtbar. Be-
werbungen und Jobwechsel innerhalb 
der Europäischen Union sollen dadurch 
erheblich vereinfacht werden. 

„Der Qualifikationsrahmen schafft 
mehr Transparenz und Mobilität in Eu-
ropa. Mit der gemeinsamen Zuordnung 
von Bachelor- und Meisterabschlüssen 
machen wir die Gleichwertigkeit zwi-
schen akademischer und beruflicher Bil-
dung deutlich und erhöhen die Durch-
lässigkeit zwischen den Bildungsberei-
chen“, sagte Bundesbildungsministerin 
Prof. Dr. Johanna Wanka. Bundeswirt-
schaftsminister Dr. Rösler unterstrich 
den hohen Stellenwert der beruflichen 
Bildung für die Fachkräftesicherung: 
„Die berufliche Bildung erhält durch den 
Deutschen Qualifikationsrahmen die ihr 
gebührende Anerkennung. Denn die be-
rufliche Bildung wird besser vergleichbar 
und ihr hoher Stellenwert nicht nur in 
Deutschland, sondern in ganz Europa 
besser wahrnehmbar. Sie zeichnet sich 
durch interessante Karrierewege bis hin 
zur Selbständigkeit aus.“  

„Lebenslanges Lernen wird heute in 
allen Bereichen immer wichtiger. Das 
muss sich auch in der Vergleichbarkeit 
von Bildungsabschlüssen und Qualifika-
tionen niederschlagen“, betonte der Prä-
sident der Kultusministerkonferenz 
(KMK), Stephan Dorgerloh. Zugleich 
hob er die Bedeutung des DQR für die 
europäische Bildungszusammenarbeit 
hervor: „Durch die Gleichwertigkeit von 
akademischer und beruflicher Bildung 
wird dem deutschen Bildungssystem in 
Europa angemessen Rechnung getra-
gen.“ Der Vorsitzende der Wirtschafts-
ministerkonferenz, Harry Glawe, sagte: 
„Beim DQR geht es nicht um die Fest-
schreibung von bestehenden Bildungs-
hierarchien, sondern letztendlich um die 
Sicherung von Fachkräften durch eine 

Förderung der Durchlässigkeit auf natio-
naler und europäischer Ebene.“ 

Der Deutsche Qualifikationsrahmen 
setzt die Empfehlung des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Einrich-
tung des Europäischen Qualifikations-
rahmens für lebenslanges Lernen um. 
Die Entwicklung des DQR erfolgte un-
ter Federführung von Bund und Ländern 
in einem mehrjährigen Prozess unter 
kontinuierlicher Mitwirkung von Sozial-
partnern und Wirtschaftsorganisationen 
sowie weiterer Experten aus Wissen-
schaft und Praxis. In einem Spitzenge-
spräch im Januar 2012 hatten sich Bund, 
Länder, Sozialpartner und Wirtschaftsor-
ganisationen auf eine grundsätzliche Li-
nie für die Einführung des DQR und die 
Zuordnung von Ankerqualifikationen 
des formalen Bildungssystems verstän-
digt. In einem nächsten Schritt sollen 
auch Lernergebnisse aus dem nicht-
formalen Bereich in den DQR einbezo-
gen werden. Dazu soll eine Experten-
gruppe bis Ende des Jahres Vorschläge 
vorlegen.  

Weitere Informationen finden Sie un-
ter auf der Homepage des Deutschen 
Qualifikationsrahmens. Dort können Sie 
den gemeinsamen Beschluss und Liste 
der zugeordneten Qualifikationen im 
DQR als pdf-Dateien herunterladen.  

Quelle: BMBF, Pressemitteilung u. a. 
vom 16. Mai 2013 

Nur im Normalarbeitsverhältnis gibt es aus-
reichend Chancen auf Weiterbildung 

Zeitarbeiter haben erheblich an Chancen 
auf Weiterbildung eingebüßt. Die auf 
Zeit verliehenen Arbeitnehmer sind un-
ter den fast acht Millionen atypisch Be-
schäftigten in Deutschland in dieser Hin-
sicht die Verlierer der vergangenen Jahre: 
Während in 2012 sowohl die Arbeit-
nehmer in normalen Beschäftigungsver-
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hältnissen als auch die befristet, gering-
fügig oder Teilzeit-Beschäftigten etwas 
öfter an Weiterbildung teilnahmen als 
sechs Jahre zuvor, stürzte die Weiterbil-
dungsquote bei den Zeitarbeitern von 43 
auf 27 Prozent ab. Dies geht aus einer 
aktuellen Studie hervor, in der der Ar-
beitsökonom Professor Lutz Bellmann 
im Auftrag der Bertelsmann Stiftung die 
Bildungsbeteiligung atypisch Beschäftig-
ter untersucht hat. 

Der Anteil der Arbeitnehmer, die ei-
ne berufsbezogene Weiterbildung absol-
vierten, ist seit 2006 nahezu konstant ge-
blieben (von knapp 58 auf 59 Prozent). 
Die Möglichkeit, an organisierten Kursen 
oder Seminaren teilzunehmen, hängt al-
lerdings stark vom Beschäftigungsver-
hältnis ab. Von den Arbeitnehmern in 
normalen Beschäftigungsverhältnissen 
geben fast zwei Drittel (64 Prozent) an, 
sich während der vergangenen drei Jahre 
beruflich weiterqualifiziert zu haben. Bei 
den atypisch Beschäftigten hingegen liegt 
diese Quote lediglich bei knapp 48 Pro-
zent. „Atypisch Beschäftigte sind bei der 
Weiterbildung benachteiligt. Damit wer-
den ihnen Chancen auf beruflichen Auf-
stieg vorenthalten“, sagte Frank Frick, 
Experte für Weiterbildungssysteme in 
der Bertelsmann Stiftung. Diese Benach-
teiligung senke die Wahrscheinlichkeit, 
dass atypische Beschäftigung als Sprung-
brett in ein normales Arbeitsverhältnis 
dienen kann. Frick: „Gerade der sich ab-
zeichnende Fachkräftemangel lässt es 
sinnvoll erscheinen, in die Weiterbildung 
dieser Arbeitnehmer stärker zu investie-
ren.“ 

Unter den atypisch Beschäftigten ha-
ben die fünf Millionen Teilzeit- und die 
2,8 Millionen befristet Beschäftigten die 
besten Aussichten auf berufliche Weiter-
bildung mit jeweils über 48 Prozent. Vor 
allem bei den befristeten Arbeitsverhält-
nissen stieg die Beteiligung an Weiterbil-
dung; 2006 hatte sie noch bei 44 Prozent 

gelegen. Weniger Chancen auf Weiterbil-
dung als die 775.000 Zeitarbeiter (27 
Prozent) haben mit 23 Prozent nur noch 
die 2,7 Millionen geringfügig Beschäftig-
ten („Mini-Jobber“).  

Dies spiegelt sich in der Zufrieden-
heit der atypisch Beschäftigten mit ihren 
Fortbildungschancen. Rund 40 Prozent 
der Zeitarbeiter und geringfügig Beschäf-
tigten sind unzufrieden mit ihren persön-
lichen Möglichkeiten, sich weiterzubilden 
und hinzuzulernen. Von den Arbeitneh-
mern in normalen Beschäftigungsver-
hältnissen sagen dies nur 24 Prozent. „Je 
geringer die Chance auf Weiterbildung, 
desto höher die Unzufriedenheit. Das 
angebliche Desinteresse von atypisch 
Beschäftigten an Weiterbildung ist damit 
widerlegt – sie wünschen sich sehr wohl 
mehr Bildungsbeteiligung“, sagte der Au-
tor der Studie Lutz Bellmann, Wirt-
schaftsprofessor an der Universität 
Nürnberg-Erlangen und Forschungsbe-
reichsleiter am Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB).  

Bei den atypisch Beschäftigten beein-
flusst das Qualifikationsniveau noch 
stärker als bei den Normalbeschäftigten, 
ob sie sich beruflich weiterbilden. Nur 
jeder vierte Geringqualifizierte (26,4 
Prozent), aber mehr als jeder zweite 
Hochqualifizierte (51 Prozent) unter den 
atypisch Beschäftigten nimmt an einer 
Weiterbildung teil. Ein ähnliches Bild 
ergibt ein Vergleich zwischen deutschen 
und ausländischen Arbeitnehmern. Auch 
hier erhöht die atypische Beschäftigung 
massiv eine Bildungsbenachteiligung, die 
bereits bei den Normalbeschäftigten be-
steht. Unter den atypisch beschäftigten 
Deutschen liegt die Weiterbildungsbetei-
ligung noch bei 50 Prozent, während ihre 
atypisch beschäftigten ausländischen 
Kollegen nur halb so oft an Weiterbil-
dung teilnehmen (26,7 Prozent).  

Besonders geringe Chancen auf Wei-
terbildung haben die prekär Beschäftig-
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ten in atypischen Arbeitsverhältnissen: 
Wer weniger als 700 Euro netto mit sei-
ner Arbeit verdient, bildet sich seltener 
weiter als Arbeitslose, denen die Bunde-
sagentur für Arbeit Angebote macht. So 
liegt die Weiterbildungswahrscheinlich-
keit von prekär Beschäftigten bei Frauen 
3,5 und bei Männern 5,7 Prozentpunkte 
unterhalb der von Arbeitslosen. 

Quelle: Pressemitteilung Bertelsmann-
Stiftung 05.06.2013 

Beteiligung an Weiterbildung ist in Deutsch-
land deutlich gestiegen 
Bessere Konjunkturlage verursacht den An-
stieg der Weiterbildungsbeteiligung  

Nach Ansicht der Autoren ist die gute 
Wirtschaftslage im Untersuchungszeit-
raum für den deutlichen Anstieg der 
Weiterbildungsbeteiligung verantwort-
lich. „Anders als im AES 2010, dessen 
Beobachtungszeitraum in die rezessive 
Phase der Wirtschaftskrise in Deutsch-
land fiel, umfasst der Beobachtungszeit-
raum des AES 2012 eine Phase des Auf-
schwungs in Deutschland. Im Jahr 2012 
liegt mit 49 Prozent die bisher höchste 
Teilnahmequote an Weiterbildung vor.“ 
Über 80 Prozent der Befragten geben an, 
dass die Teilnahme an der Weiterbildung 
beruflich bedingt ist.  

Die betriebliche Weiterbildung hat 
einen Anteil von 69 Prozent an der ge-
samten Weiterbildung in Deutschland. 
Hier gab es auch den größten Zuwachs. 
Jeder dritte Beschäftigte nahm im Unter-
suchungszeitraum an einer Weiterbil-
dung teil. 2010 waren es dagegen nur 26 
Prozent. Die anderen Bereiche der Wei-
terbildung (individuelle berufliche und 
nicht-berufliche Weiterbildung) weisen 
kaum Änderungen bei der Beteiligung 
auf.  

In der Rezession 2010 haben die Un-
ternehmen die Weiterbildungsaktivitäten 

deutlich reduziert. Um im folgenden 
Aufschwung 2011 die ausgefallenen Wei-
terbildungsmaßnahmen nachzuholen. 
Die Weiterbildungsbeteiligung liegt seit 
Mitte der 1990er Jahre über 40 Prozent. 
Wenn die These der Autoren stimmt, 
dann ist damit ein langer Trend bei der 
Zunahme der Weiterbildungsbeteiligung 
beendet worden. Was wir danach in den 
sich ändernden Teilnahmequoten be-
obachten, deutet nicht auf eine Ände-
rung der individuellen Bereitschaft zur 
Teilnahme an einer Weiterbildung hin. 
Es scheint vielmehr Ergebnis der wirt-
schaftlichen Lage und damit der Bereit-
schaft der Unternehmen, in Weiterbil-
dung zu investieren, zu sein.  

 
Ausschluss von Weiterbildung  
 
Die große Bedeutung der betrieblichen 
Weiterbildung hat auch ihre Schattensei-
ten. Wer nicht davon profitieren kann, 
vom Betrieb eine Weiterbildung finan-
ziert zu bekommen, hat geringere Chan-
cen, überhaupt an einer Weiterbildung 
teilzunehmen. „Die Beteiligung an Wei-
terbildung ist vor allem von beruflichen 
Zugangsmöglichkeiten und innerhalb der 
Beschäftigung von unterschiedlichen Po-
sitionen und berufsbezogenen Bedin-
gungen geprägt. Von der Beteiligung am 
größten Segment der Weiterbildung, 
nämlich der betrieblichen Weiterbildung, 
ist entsprechend ein großer Teil der Be-
völkerung ausgeschlossen“, so die Auto-
ren in ihrer Studie.  

„Für die Beteiligung an Weiterbil-
dung ist der Erwerbsstatus von zentraler 
Bedeutung. Erwerbstätige beteiligen sich 
auch im Jahr 2012 am häufigsten an Wei-
terbildung (56 Prozent), darauf folgen 
Personen in schulischer oder beruflicher 
Ausbildung (51 Prozent). Die Teilnah-
mequoten von Arbeitslosen (29 Prozent) 
und sonstigen nichterwerbstätigen Per-
sonen (24 Prozent) liegen etwa um die 
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Hälfte niedriger. Diese Rangfolge hatte 
sich bereits in den Jahren 2010 und 2007 
gezeigt.“ Während sich die Teilnah-
mequote der Erwerbstätigen gegenüber 
der letzten Erhebung um 7 Prozent-
punkte erhöhte, waren es bei den Er-
werbslosen gerade einmal 1 Prozent. 

Neben dem Erwerbsstatus führt auch 
der Bildungsabschluss zu erheblichen 
Unterschieden in der Weiterbildungsbe-
teiligung. „Im Bereich der betrieblichen 
Weiterbildung nehmen im Jahr 2012 
Meister bzw. Personen mit einem ver-
gleichbaren Fachschulabschluss mit 53 
Prozent am häufigsten teil, dicht gefolgt 
von Personen mit akademischem Ab-
schluss (51 Prozent). Darauf folgen mit 
Abstand Personen mit einem Ausbil-
dungsabschluss (33 Prozent) und – wie-
derum mit Abstand – Personen ohne be-
ruflichen Abschluss (18 Prozent). Die 
beiden Gruppen mit höherem berufli-
chem Bildungsniveau hatten bereits im 
Jahr 2007 am häufigsten an betrieblicher 
Weiterbildung teilgenommen und haben 
seither ihren Vorsprung noch ausge-
baut.“  

Ganz ähnliche Ergebnisse ergeben 
sich, wenn die Ergebnisse nach der be-
ruflichen Stellung im Unternehmen be-
trachtet werden. „Im Jahr 2012 beteiligen 
sich 77 Prozent der abhängig Beschäftig-
ten (ohne Beamte) auf Führungsebene 
an Weiterbildung. Unter den Un- und 
Angelernten liegt die Quote mit 37 Pro-
zent nur etwa halb so hoch. Die Beteili-
gung der Fachkräfte liegt mit 62 Prozent 
dazwischen.“  

Betrachtet man die Weiterbildungs-
beteiligung nach der Betriebsgröße oder 
dem Einkommen, wiederholen sich die 
Ergebnisse. Hatte das Unternehmen bis 
zu 10 Beschäftigte, kamen 34 Prozent in 
den Genuss einer betrieblichen Weiter-
bildung. Unternehmen mit über 1.000 
Beschäftigten erreichen eine Weiterbil-
dungsquote von 62 Prozent. Bei einem 

Bruttoeinkommen von bis zu 400 Euro 
lag die Weiterbildungsbeteiligung bei 38 
Prozent. Personen mit über 4.000 Euro 
Bruttoeinkommen nahmen zu 78 Pro-
zent an einer Weiterbildung teil.  

 
In der Weiterbildung gilt weiterhin: Wer 
hat, dem wird gegeben  

Wer in einem Großbetrieb mit einem 
Bruttoeinkommen von über 4.000 Euro 
als Führungskraft beschäftigt ist und 
über einen Akademischen Schulab-
schluss oder Fachschulabschluss verfügt, 
der scheint relativ häufig in den Genuss 
einer Weiterbildung zu kommen. Sieht 
man einmal von den konjunkturellen 
Schwankungen und der damit einherge-
henden Bereitschaft der Unternehmen, 
mehr Geld für Weiterbildung auszuge-
ben, ab.  

Wer hingegen in einem 400-Euro-Job 
als ungelernte Kraft ohne Berufsab-
schluss in einer Filiale mit weniger als 10 
Beschäftigten sein Brot verdient, der hat 
Pech. Bei ihm kommt die Weiterbildung 
nie oder nur sehr selten an.  

Quelle: Netzwerk-Weiterbildung (gekürzt 
pf) 

Chancengerechtigkeit in der Bildung verbes-
sert sich nur langsam  

Der Zweijahresvergleich zeigt einige po-
sitive Tendenzen, aber viel Stagnation. 
Die Zahl der Schulabbrecher sinkt, die 
soziale Herkunft ist schon in der Grund-
schule entscheidend für den Bildungser-
folg. Die Bundesländer stehen vor 
höchst unterschiedlichen Herausforde-
rungen. 

Mehr Chancengerechtigkeit bleibt die 
Kernherausforderung der deutschen 
Schulsysteme – auch wenn es im Ver-
gleich zum Schuljahr 2009/10 positive 
Tendenzen gibt. Das zeigt der aktuelle 
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Chancenspiegel, den die Bertelsmann 
Stiftung und die Universitäten Dort-
mund und Jena am Montag in Berlin 
vorstellten. Demnach verlassen weniger 
junge Menschen die Schule ohne Ab-
schluss, allerdings ist schon in der 
Grundschule der Bildungserfolg stark 
von der sozialen Herkunft abhängig. 
Auch die Durchlässigkeit hat sich nur 
minimal erhöht, nach wie vor steigen 
deutlich mehr Schüler eine Schulform ab 
als auf. 

„Insgesamt geht es mit der Chancen-
gerechtigkeit eher im Schneckentempo 
voran“, sagte Jörg Dräger, Vorstand der 
Bertelsmann Stiftung. Das liege auch da-
ran, dass der Ausbau von Ganztagsschu-
len nur schleppend vorwärts kommt und 
die Bedeutung der Förderschulen trotz 
Bemühungen um mehr Inklusion kaum 
nachlässt. 

Der Chancenspiegel hatte im vergan-
genen Jahr – zehn Jahre nach der ersten 
Pisa-Studie – erstmals für jedes Bundes-
land analysiert, wie gerecht und wie leis-
tungsstark das jeweilige Schulsystem ist. 
Die diesjährige Neuauflage dokumen-
tiert, wie sich seit dem Schuljahr 2009/ 
2010 die Chancen von Schülern verän-
dert haben, soziale Nachteile zu über-
winden und ihr Leistungspotenzial aus-
zuschöpfen. Das analysiert der Chancen-
spiegel in vier Dimensionen: Integrati-
onskraft, Durchlässigkeit, Kompetenz-
förderung und Zertifikatsvergabe. 

Den stärksten Positiv-Trend ver-
zeichnet Deutschland bei den Schulab-
schlüssen. Der Anteil der Schulabbrecher 
sank um mehr als ein Zehntel von 6,9 
auf 6,2 Prozent. Zugleich stieg der Anteil 
der Schulabgänger mit Hochschulreife 
auf ein Rekordhoch – mehr als jeder 
Zweite (51,1 Prozent) erwirbt inzwischen 
einen Schulabschluss, der zur Aufnahme 
eines Studiums berechtigt. Stagnation 
hingegen herrscht beim Kompetenzer-
werb: Das Leseverständnis der Grund-

schüler bewegt sich auf nahezu demsel-
ben Niveau wie vor zehn Jahren, und es 
ist weiterhin stark abhängig von der sozi-
alen Herkunft; damals wie heute liegen 
die Kinder aus niedrigen Sozialschichten 
bei der Lesekompetenz durchschnittlich 
um ein Jahr zurück. 

Wenig Veränderung gibt es auch bei 
der Durchlässigkeit der Schulsysteme. 
Auf einen Wechsel von einer niedrigeren 
auf eine höhere Schulart in der Mittelstu-
fe kommen 4,2 Wechsel in umgekehrter 
Richtung. Zwei Jahre zuvor betrug das 
Verhältnis zwischen Auf- und Abstieg 1 
zu 4,3. Etwas deutlicher verringerte sich 
die Zahl der Klassenwiederholungen: 
2010 blieben in der Sekundarstufe noch 
2,9 Prozent der Schüler sitzen, zwei Jah-
re später waren es 2,7 Prozent. 

„Entscheidend für mehr Chancenge-
rechtigkeit sind die Qualität des Unter-
richts und die individuelle Förderung al-
ler Schüler, aber gute Rahmenbedingun-
gen können das natürlich begünstigen“, 
sagte Professor Wilfried Bos, Direktor 
des Instituts für Schulentwicklungsfor-
schung an der TU Dortmund. Hoffnun-
gen setzen Bildungsforscher vor allem in 
die Ganztagsschule – eine Schulform, die 
nach aktuellen Umfragen zwischen 70 
und 80 Prozent der Eltern favorisieren 
(Infratest 2011, Emnid 2012). Damit 
verglichen macht der Ausbau von Ganz-
tagsangeboten jedoch nur geringe Fort-
schritte. Der Anteil der Schüler im Ganz-
tagsbetrieb stieg zwischen den Schuljah-
ren 2009/10 und 2010/11 nur von 26,9 
auf 28,1 Prozent; lediglich knapp 13 Pro-
zent aller Schüler besuchen gebundene, 
also für alle Schüler verpflichtende 
Ganztagsschulen. „Wenn sich der Aus-
bau der Ganztagsschulen nicht be-
schleunigt, dauert es noch mehr als 50 
Jahre, bis für alle Kinder genug Plätze 
vorhanden sind. Dabei bietet gerade die 
gebundene Ganztagsschule gute Mög-
lichkeiten, den Einfluss der sozialen 
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Herkunft zu verringern“, sagte Dräger. 
Auch bei der Inklusion zeigt sich im 

Chancenspiegel ein gemischtes Bild: 
Zwar besucht jedes vierte Förderkind 
mittlerweile eine reguläre Schule, die Be-
deutung der Förderschulen verringert 
sich aber nur langsam: Der Anteil der 
Schüler, die separat auf gesonderten 
Schulen unterrichtet werden, sank seit 
dem Schuljahr 2009/2010 nur geringfü-
gig von 5,0 auf 4,8 Prozent. 

Der Ländervergleich im Chancen-
spiegel zeigt, dass innerhalb von 
Deutschland die Unterschiede in allen 
vier untersuchten Dimensionen äußerst 
stark ausgeprägt sind. Kein Land aller-
dings ist überall spitze oder überall 
Schlusslicht. Professor Wilfried Bos, Di-
rektor des Instituts für Schulentwick-
lungsforschung an der TU Dortmund: 
„Die Bundesländer haben jeweils Stärken 
und Schwächen, alle haben Nachholbe-
darf.“ Das Ausmaß der Unterschiede 
verdeutlichen einige Beispiele: In Meck-
lenburg-Vorpommern ist der Anteil der 
Schulabbrecher mit 13,3 Prozent fast 
dreimal so hoch wie im Saarland (4,8 
Prozent). In Sachsen ist der Abstand 
zwischen Schülern oberer und unterer 
Sozialschichten nur etwa halb so groß 
wie in Bayern. Und während in Bran-
denburg auf einen Aufwärtswechsel le-
diglich 1,8 Abwärtswechsel kommen, 
liegt das Verhältnis in Bremen bei 1 zu 
9,8. Starke Unterschiede gibt es auch 
beim Hochschulzugang: In Nordrhein-
Westfalen erreichen 59,1 Prozent die Be-
rechtigung zu studieren, in Sachsen-
Anhalt nicht einmal 37 Prozent. 

Fortschritte bei der Chancengerech-
tigkeit seien nicht zuletzt eine Frage von 
Investitionen in Bildung, so Dräger. Für 
zentrale Reformen wie Ausbau der Kitas 
und Ganztagsschulen, Lehrerbildung o-
der Inklusion fehle den Ländern jedoch 
oftmals das Geld. „Die Länder haben in 
der Bildung zusätzliche Aufgaben be-

kommen. Dafür brauchen sie auch zu-
sätzliches Geld“, sagte Dräger. Statt einer 
großen Föderalismusreform über eine 
Grundgesetzänderung plädierte er für ei-
ne pragmatische Variante: „Der Bund 
kann den Ländern über Artikel 106 für 
die neuen Aufgaben pauschal mehr Geld 
zur Verfügung stellen. Im Gegenzug soll-
ten die Länder mehr Transparenz über 
die Bildungsergebnisse gewähren, damit 
die sinnvolle Verwendung der Mittel ge-
sichert ist.“ Dafür könne ein Nationaler 
Bildungsrat sorgen, der neben der kon-
zeptionellen Unterstützung von Refor-
men auch regelmäßige Leistungsverglei-
che zwischen den Bundesländern ver-
antworten solle. 

Quelle: Pressemitteilung Bertelsmann 
Stiftung 23.6.2013 

Expertise zur Frage der Weiterbildungsbetei-
ligung 

Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat in ver-
schiedenen Expertisen immer wieder auf 
Defizite in der Weiterbildung hingewie-
sen, Handlungsbedarf aufgezeigt und 
Lösungsansätze vorgestellt. In drei jüngst 
erschienenen Studien wird das Thema 
Weiterbildung nun im Kontext der De-
batte um eine Reform der Arbeitsmarkt- 
und Beschäftigungspolitik und eine Wei-
terentwicklung der Arbeitslosenversiche-
rung zu einer Arbeitsversicherung 
(Schmid 2008) aufgegriffen. Bei der Ar-
beitsversicherung stehen neben der Ab-
sicherung von Beschäftigungsrisiken bei 
Übergängen vor allem die Ermöglichung 
und Förderung von beruflichen Ent-
wicklungschancen im Mittelpunkt. Wei-
terbildung spielt dabei eine entscheiden-
de Rolle.  

Aus der Erwachsenenbildungswis-
senschaft ist die Expertise zum Thema 
„Weiterbildungsbeteiligung“ erstellt 
worden. Die Autoren Prof. Dr. Bernd 
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Käpplinger, Claudia Kulmus und Dr. 
Erik Haberzeth von der Abteilung Er-
wachsenenbildung/Weiterbildung an der 
Humboldt-Universität zu Berlin bieten 
mit ihrer Expertise einen Überblick über 
empirische Erhebungen und theoretische 
Konzepte zur Weiterbildungsbeteiligung 
und ermöglichen so eine grundlegende 
Orientierung und Einordnung von For-
schungsansätzen und Untersuchungser-
gebnissen. 

Die Frage nach der Beteiligung an 
Weiterbildung hat in der Erwachsenen-
bildungswissenschaft eine lange Traditi-
on. Eine regelmäßige statistische Erfas-
sung des „Weiterbildungsverhaltens“ be-
gann national mit dem Berichtssystem 
Weiterbildung (BSW), das von 1979 bis 
2007 veröffentlicht und das dann vom 
europäischen Adult Education Survey 
(AES) abgelöst wurde. Heute gibt es ne-
ben dem AES zahlreiche weitere Surveys 
(SOEP, Mikrozensus, CVTS, NEPS 
etc.), in denen die Weiterbildungsbeteili-
gung statistisch erfasst wird. Um sich in 
dieser Vielfalt an Surveys besser zurecht-
finden und die teils divergierenden Er-
gebnisse angemessen interpretieren zu 
können, gibt die Expertise einen Über-
blick über zentrale statistische Erhebun-
gen und sensibilisiert für den Einfluss 
der jeweils genutzten Konzepte auf die 
Ergebnisse. 

Die Teilnahmequote an Weiterbil-
dung ist von 1979 (23 Prozent) bis 1997 
(48 Prozent) stetig gestiegen, um seitdem 
lange bei etwas mehr als 40 Prozent zu 
stagnieren. 2012 scheint dann sprunghaft 
die politische Zielsetzung (50 Prozent) 
mit 49 Prozent fast erreicht worden zu 
sein. Jenseits dieser allgemeinen Quote 
werden Strukturen und Muster der Teil-
nahme an Weiterbildung sichtbar, die 
sich nach sozialen Gruppen unterschei-
den und die bezogen auf Arbeitskontexte 
u.a. je nach Branche und Betriebsgröße 
unterschiedlich wirksam werden. Dabei 

sind spezifische Faktoren der Selektion 
wirksam, insbesondere die Erwerbstätig-
keit und der schulische und berufliche 
Bildungshintergrund. Dies ist seit Lan-
gem bekannt und wird im Grunde im-
mer wieder bestätigt. Es kann von einem 
„sozialen Gefälle“ (Bilger/Rosenbladt) 
oder einer „Weiterbildungsschere“ 
(Schulenberg et al.) in der Weiterbildung 
gesprochen werden. In der Expertise 
wird die Weiterbildungsbeteiligung ent-
lang verschiedener Einflussfaktoren auf-
geschlüsselt und kompakt dargestellt. 
Zentraler Referenzpunkt ist das AES, 
wenngleich auch auf andere Surveys Be-
zug genommen wird. Besonderes Anlie-
gen der einzelnen Analysen ist es, auch 
hinter die aggregierten quantitativen Da-
ten, also die Teilnahmequoten, zu bli-
cken und so ein differenzierteres Bild der 
Beteiligung zu gewinnen. Einbezogen 
werden dazu Kontextinformationen (z. 
B. allgemeinstatistische Daten) und zum 
Teil Studien, die andere Zugänge zur 
Thematik verfolgen. Die Mikroperspek-
tive hilft dabei, die Ergebnisse zu abs-
trakten Beteiligungsstrukturen zu hinter-
fragen, zu differenzieren und so in ihrer 
Reichweite und Tragfähigkeit angemes-
sener einzuschätzen. Zudem werden of-
fene, ungeklärte Fragen der Beteiligung 
deutlich. 

Die Erhöhung der Weiterbildungsbe-
teiligung und die Weiterentwicklung des 
Weiterbildungssystems insgesamt wird 
davon abhängen, ob über die zahlreichen 
Projekte und Programme sowie die Rhe-
torik des Lebenslangen Lernens hinaus 
der strukturpolitische Rahmen geklärt 
und verbessert werden kann (Faul-
stich/Haberzeth). Der nationale Bil-
dungsbericht forderte 2012 vehement ei-
ne verbesserte Institutionalisierung der 
Weiterbildung ein: „Es drängt sich die 
Frage auf, ob sich eine Gesellschaft, de-
ren Altersstruktur sich immer weiter 
nach oben verschiebt und deren soziale 
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und wirtschaftliche Existenzgrundlagen 
von einer sich beschleunigenden Wis-
sensdynamik geprägt sind, eine derart re-
siduale Weiterbildungsinstitutionalisie-
rung auf Dauer leisten kann (…) Die Be-
antwortung der Frage setzt einen neuen 
gesellschaftlichen Diskurs über die zu-
künftige Rolle der Weiterbildung im Bil-
dungssystem voraus.“ (Autorengruppe 
Bildungsberichterstattung 2012: 155) Der 
strukturelle und langfristige Ansatz einer 
Beschäftigungs-/Arbeitsversicherung 
(Schmid) wird in der Expertise mit den 
Ergebnissen zur Weiterbildungsbeteili-
gung in Beziehung setzen.  

Gleichwohl müssen politische Inter-
ventionen mit Aktivitäten auf makro- 
und mikrodidaktischer Ebene verbunden 
werden. Mit rechtlichen Regelungen bei-
spielsweise werden Rahmenbedingungen 
für die Teilnahme geschaffen. Rechtsan-
sprüche bleiben aber folgenlos, wenn 
den Individuen keine monetären und 
zeitlichen Ressourcen zur Verfügung 
stehen und wenn sie keine gesellschaftli-
che und regionale Unterstützung erfah-
ren, um ihre Ansprüche zu verwirkli-
chen. In den gesichteten Studien werden 
Ansätze und Empfehlungen zur Erhö-
hung der Weiterbildungsbeteiligung ge-
nannt, die auf verschiedenen Ebenen an-
gesiedelt sind. Diese Ansätze werden 
sowohl gesondert für die einzelnen Ein-
flussfaktoren und sozialen Gruppen dar-
gestellt als auch anhand eines etablierten 
Modells professioneller Handlungsebe-
nen.  

In einem letzten Kapitel wird die Ar-
beits- und Beschäftigungsversicherung 
vor dem Hintergrund des Forschungs-
stands zur Beteiligung in ihren Perspek-
tiven diskutiert. Abschließend wird ein 
Drei-Säulen-Modell in die Diskussion als 
neuer Impuls eingebracht. Erst in einem 
Mix aus Angebotsförderung sowie indi-
vidueller und betriebsbezogener Nach-
frageförderung kann eine verlässliche, 

qualitativ hochwertige Weiterbildungs-
infrastruktur geschaffen werden. 

Die Expertise findet sich im Inter-
net unter: http://library.fes.de/pdf-
files/wiso/09852.pdf 

Erik Haberzeth, Bernd Käpplinger 
und Claudia Kulmus 

Investitionen in die Zukunft: Das Zwölf-Mil-
liarden Euro-Paket der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat in dieser Legis-
laturperiode zusätzlich mehr als 13 Milli-
arden Euro in die zentralen Zukunftsbe-
reiche Bildung und Forschung investiert. 
Damit setzt sie trotz Haushaltskonsoli-
dierung ein deutliches Signal für die Zu-
kunftsfähigkeit des Bildungs- und For-
schungsstandortes Deutschland. Sie leis-
tet zugleich einen wesentlichen Beitrag 
dazu, dass der Bund seinen Anteil am 3-
Prozent- und 10-Prozent-Ziel erbringt. 

In der Koalitionsvereinbarung für die 
17. Legislaturperiode haben die Regie-
rungsparteien vereinbart, in den Jahren 
2010 bis 2013 für die zentralen Zu-
kunftsbereiche Bildung und Forschung 
12 Milliarden Euro mehr zu investieren, 
als vorher geplant war – je 6 Milliarden 
für Bildung und für Forschung. 

Dieses Versprechen wurde trotz der 
erforderlichen Haushaltskonsolidierung 
mehr als eingelöst: Für Bildung und For-
schung wurden in den Haushalten der 
Bundesministerien in den Jahren 2010 
bis 2013 mehr als 13 Milliarden Euro zu-
sätzlich eingestellt. Rund zwei Drittel der 
zusätzlichen Bildungsmittel und gut die 
Hälfte der zusätzlichen Forschungsmittel 
entfallen auf den Haushalt des BMBF, 
das für diese Themen eine zentrale 
Funktion einnimmt. Die übrigen Mittel 
stehen anderen Bundesministerien zur 
Verfügung, die im Rahmen ihrer jeweili-
gen Zuständigkeiten ebenfalls Bildungs- 
und Forschungsaufgaben wahrnehmen. 
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Auf dem Weg zum 3-Prozent- und zum 
10-Prozent-Ziel 
 
Mit dieser Summe macht der Bund einen 
wesentlichen Schritt, um seinen Anteil 
am 3-Prozent- und am 10-Prozent-Ziel 
zu erfüllen: 

Das 3-Prozent-Ziel für Forschung 
und Entwicklung stammt ursprünglich 
aus der Lissabon-Strategie der Europäi-
schen Union und soll dazu beitragen, 
Europa zum wettbewerbsfähigsten und 
dynamischsten wissensgestützten Wirt-
schaftsraum der Welt zu machen. Es 
wurde von den Mitgliedsstaaten der EU 
vor zwei Jahren als Ziel in der neuen Eu-
ropa 2020-Strategie erneut bestätigt. So-
mit ist es erklärtes Ziel der Bundesregie-
rung, zusammen mit den Ländern und 
der Wirtschaft bis 2020 drei Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts in Forschung und 
Entwicklung zu investieren. Dieses Ziel 
ist fast erreicht: Mit rund 2,9 Prozent des 
BIP in 2011 hat Deutschland seine For-
schungsausgaben in den letzten Jahren 
deutlich gesteigert. 

In Deutschland gibt es darüber hin-
aus seit dem Herbst 2008 das 10-Pro-
zent-Ziel für Bildung und Forschung, 
das Bund und Länder beim Bildungsgip-
fel in Dresden vereinbart haben. Dieses 
Ziel umfasst neben den Forschungs- und 
Entwicklungsausgaben auch finanzielle 
Mittel für die Bildung. Ab 2015 sollen 
demnach jährlich zehn Prozent des Brut-
toinlandsprodukts in Bildung und For-
schung fließen. Die aktuellsten Zahlen 
belegen, dass Deutschland diesem Ziel in 
den letzten Jahren näher gekommen ist: 
2011 haben Bund, Länder, Kommunen, 
Wirtschaft und private Haushalte in 
Deutschland insgesamt 245,1 Milliarden 
Euro in Bildung und Forschung inves-
tiert. Das sind rund 31 Milliarden Eu-
ro mehr als noch im Jahr 2008 und ent-
spricht 9,5 Prozent des Bruttoinlands-
produkts. 

Warum investiert der Staat so viel Geld in 
Bildung und Forschung? 
 
Bildung und Forschung tragen maßgeb-
lich zum Wohlstand in unserem Land bei 
– einem Wohlstand, der nicht nur eine 
materielle Seite hat, sondern auch eine 
ökologische, kulturelle und soziale. Bil-
dung ermöglicht den Menschen die brei-
te Teilhabe an Wissen und Zukunfts-
chancen. 

Das Bildungsniveau hat einen erheb-
lichen Einfluss auf den Wohlstand in un-
serem Land. Staaten mit guten PISA-
Testleistungen zeigen nicht nur im inter-
nationalen Vergleich die größten Wachs-
tumsraten des Bruttoinlandsprodukts. 
Aber Bildung ist viel mehr als ein wichti-
ger Produktivitätsfaktor. Sie schafft die 
Grundlagen für Selbsterkenntnis und die 
Verständigung mit anderen Menschen. 
Sie befähigt zu Erkenntnis und Kritik. 
Und sie vermittelt Orientierung. – Kurz-
um: Sie ist eine wesentliche Vorausset-
zung für das, was die Philosophie ein 
„gelingendes Leben“ nennt. Auch des-
halb brauchen wir gute Bildung für alle 
Menschen in unserem Land. 

Forschung hat die Gewinnung neuen 
Wissens zum Ziel. Innovation übersetzt 
dieses Wissen in neue Produkte, Verfah-
ren und Dienstleistungen. Überall dort, 
wo überdurchschnittlich viel in For-
schung und Entwicklung investiert wird, 
wächst die Wirtschaft schneller und 
nachhaltiger – denn eine hohe technolo-
gische Leistungskraft der Wirtschaft ba-
siert auf Exzellenz in der Wissenschaft. 
Daher brauchen wir ein gutes For-
schungssystem. 

Die öffentlichen und privaten Inves-
titionen im Bereich Forschung und Ent-
wicklung (FuE) sind in den vergangenen 
Jahren stark gewachsen: Seit der Mitte 
der 1990er Jahre hat sich Deutschland 
beim Anteil von FuE am Bruttoinlands-
produkt (der sogenannten FuE-
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Intensität) deutlich verbessert auf der-
zeit rund 2,9 Prozent (2011). Deutsch-
land ist heute einer der weltweit führen-
den Exporteure von forschungs- und 
entwicklungsintensiven Gütern, die Zahl 
der Arbeitsplätze in Forschung und 
Entwicklung ist zwischen 2005 und 2010 
um 15 Prozent auf 550.000 gestiegen. 
Diese Arbeitsplätze ziehen auch in ande-
ren Bereichen Wohlstand und Beschäfti-
gung nach sich. 

Die Bundesregierung hat in der 17. 
Legislaturperiode bewusst einen beson-
deren Schwerpunkt auf ein leistungsfähi-
ges Bildungs- und Forschungssystem ge-
legt und hier – trotz notwendiger Haus-
haltskonsolidierung – die Investitionen 
jährlich gesteigert. 

 
Wie wird das zusätzliche Geld für Bildung 
und Forschung verwendet? 
 
Die über 13 Milliarden Euro mehr für 
Bildung und Forschung werden – auf die 
Jahre 2010 bis 2013 verteilt – für eine 
ganze Reihe von Aktivitäten verschiede-
ner Ministerien der Bundesregierung ein-
gesetzt. Hier einige aktuelle Schwerpunk-
te aus dem BMBF: 

Kultur macht stark. Bündnisse für 
Bildung 
Um benachteiligten Kindern und Ju-
gendlichen unabhängig von der Förde-
rung im Elternhaus ein gutes Rüstzeug 
mit auf ihren Bildungsweg zu geben, un-
terstützt das BMBF ab 2013 deutsch-
landweit Bündnisse für Bildung. In die-
sen Bildungsbündnissen schließen sich 
vor Ort unterschiedliche gesellschaftliche 
Akteure zusammen (z.B. Chöre, Musik-
gruppen, Sportvereine, Stiftungen, Bibli-
otheken, Theater- und Jugendgruppen), 
um bildungsbenachteiligte Kinder durch 
außerschulische Angebote zu unterstüt-
zen – insbesondere im Bereich der kultu-
rellen Bildung. 

Die Förderung von Bildungsbünd-
nissen für benachteiligte junge Menschen 
dokumentiert das Engagement zuguns-
ten von Kindern und Jugendlichen, die 
unter ungünstigeren Verhältnissen auf-
wachsen. Ihnen werden mit der Förde-
rung nicht nur neue Bildungshorizonte 
eröffnet, sondern es wird auch mittelfris-
tig ein Beitrag dafür geleistet, dass immer 
mehr junge Menschen ihr Leben selbst 
in die Hand nehmen und immer weniger 
auf soziale Transfers angewiesen sind. 
Für die Bündnisse für Bildung stellt das 
BMBF in den kommenden fünf Jahren 
insgesamt rund 250 Mio. Euro zur Ver-
fügung. 

Fachkräfte: Wir sorgen für Nach-
wuchs 
Die Wirtschaft klagt bereits jetzt über 
Fachkräftemangel. Viele Studien sagen 
voraus, dass sich dieser in den nächsten 
beiden Jahrzehnten aufgrund der demo-
grafischen Entwicklung weiter verschär-
fen wird. Besonders hochqualifizierte 
Facharbeiter und Akademiker werden 
fehlen. Um diesem Mangel zu begegnen, 
erhalten sowohl die berufliche als auch 
die akademische Bildung mehr Geld für 
folgende Maßnahmen: 
 
 Berufsausbildung  

Um den Erfolg der beruflichen Bil-
dung weiter zu gewährleisten, werden 
die Mittel für die Stärkung der beruf-
lichen Bildung in 2013 wieder gestei-
gert. Der Übergang von Jugendlichen 
aus Haupt- und Förderschulen in ei-
ne Ausbildung wird durch frühzeitige 
Berufsorientierung und den Einsatz 
von Berufseinstiegsbegleitern weiter-
hin besonders unterstützt, dadurch 
sollen vorhandene Zugangsbarrieren 
in Ausbildung und Beschäftigung – 
etwa für leistungsschwächere Jugend-
liche oder solche mit Migrationshin-
tergrund – abgebaut werden. Auch 
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das erfolgreiche „Meister-BAföG“ 
wird fortgeführt. 
 

 Studium 
Die Bundesmittel, die im Rahmen 
des Hochschulpakts 2020 für zusätz-
liche Studienplätze zur Verfügung 
gestellt werden, werden in 2013 wie-
der deutlich erhöht: Sie steigen um 
rund 700 Mio. auf insgesamt 1,85 
Milliarden Euro an. Hinzu kommen 
Investitionen für mehr Qualität in 
der Lehre und mehr Mobilität im 
Studium in Höhe von fast 250 Milli-
onen Euro (Qualitätspakt Lehre, 
Weiterentwicklung des Bologna-
Prozesses). Die Bundeskanzlerin und 
die Regierungschefs der Länder ha-
ben am 13. Juni 2013 aufgrund der 
aktualisierten Studienanfängerprog-
nose der KMK von 2012 beschlos-
sen, in den Jahren 2011 bis 2015 die 
Bundesmittel für den Hochschulpakt 
2020 um rund 2,2 Milliarden Euro 
auf über 7 Milliarden Euro erhöhen. 
Auch die Länder werden vergleichba-
re zusätzliche finanzielle Leistungen 
erbringen und die Gesamtfinanzie-
rung sicherstellen. Zur Ausfinanzie-
rung der zweiten Förderphase des 
Hochschulpakts sind bis zum Jahr 
2018 weitere Bundesmittel in Höhe 
von rund 2,7 Milliarden Euro vorge-
sehen, das sind 1,7 Milliarden Euro 
mehr als bisher vereinbart. 

Finanzielle Gründe sollen nie-
manden zwingen, auf ein Studium zu 
verzichten, deshalb werden Mittel zur 
Verbesserung der Studienfinanzie-
rung in Höhe von rund 1,8 Milliar-
den Euro bereitgestellt (für BAföG, 
Begabtenförderung, Deutschlandsti-
pendium, Bildungskredit). 

Die Maßnahmen der vergangen 
Jahre haben sich bereits gelohnt: In 
den Jahren 2011 und 2012 wurden so 
viele Studienanfänger an deutschen 

Hochschulen aufgenommen wie nie 
zuvor! Die Studienanfängerquote 
stieg auf rund 50 Prozent. 

 
Forschung: Wir machen Deutschland fit 
für die Zukunft 

Orientierungswissen und Innovationen 
basieren auf einem Wissenschaftssystem, 
das durch Grundlagenforschung die 
Grenzen des Wissens erweitert, neue 
Technologien und Anwendungen er-
möglicht und neue Erkenntnisse und Ta-
lente bereitstellt. Um diese Funktionen 
auf international wettbewerbsfähigem 
Niveau auch weiterhin erfüllen zu kön-
nen, führt das BMBF die großen Pakte 
mit den Ländern und die Hightech-
Strategie fort: 
 
 Pakt für Forschung und Innovati-

on 
Das deutsche Wissenschaftssystem 
als unabdingbare Basis für neue Er-
kenntnisse und Innovationen wird 
durch den Pakt für Forschung und 
Innovation mit jährlich steigenden 
Mitteln leistungsfähig und internatio-
nal wettbewerbsfähig gehalten. Die 
institutionellen Zuwendungen an die 
großen außeruniversitären For-
schungseinrichtungen (Fraunhofer-
Gesellschaft, Helmholtz-Gemein-
schaft, Max-Planck-Gesellschaft und 
Leibniz-Gemeinschaft) und die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft 
steigen von 2011 bis 2015 jährlich um 
5 Prozent an. Die Einrichtungen er-
halten durch diese Steigerung finan-
zielle Planungssicherheit und können 
wichtige strategische Maßnahmen 
fortsetzen und weiterentwickeln. 

 
 Exzellenzinitiative 

Die Exzellenzinitiative soll den Wis-
senschaftsstandort Deutschland 
nachhaltig stärken, die internationale 
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Wettbewerbsfähigkeit verbessern und 
Spitzen im Universitäts- und Wissen-
schaftsbereich sichtbar machen. Für 
ihre zweite Phase stehen in den Jah-
ren 2011 bis 2017 Mittel im Umfang 
von insgesamt 2,7 Milliarden Euro 
zur Verfügung. Der Anteil des Bun-
des (75 Prozent) beträgt dabei insge-
samt rund 2 Milliarden Euro. 

 
 Hightech-Strategie 2020  

Mit der Hightech-Strategie richtet die 
Bundesregierung ihre Innovationspo-
litik auf wichtige gesellschaftliche 
Herausforderungen aus; sie stärkt die 
Zusammenarbeit zwischen Wissen-
schaft und Wirtschaft und verbessert 
die Rahmenbedingungen für Innova-
tionen. Deutschland soll zum Vorrei-
ter bei Lösungen auf den Feldern 
Klima/Energie, Gesundheit/Ernäh-
rung, Mobilität, Sicherheit und Kom-
munikation werden. Mit dem Fokus 
auf diese Felder gibt die Hightech-
Strategie Impulse für Wachstum und 
Beschäftigung in Deutschland. Mit 
Zukunftsprojekten rückt die High-
tech-Strategie ausgewählte Missionen 
ins Zentrum künftiger Forschungs- 
und Innovationspolitik. Zukunftspro-
jekte verfolgen konkrete Ziele wis-
senschaftlicher und technologischer 
Entwicklungen über einen Zeitraum 
von zehn bis 15 Jahren. Am konkre-
ten Fall entstehen Innovationstrate-
gien und Realisierungsschritte. 

Quelle: BMBF 24.06.2013 

Mindestlohn in der Weiterbildung: Branchen-
tarifvertrag bis Ende 2015 verlängert  

Auch zukünftig branchenweit Mindest-
löhne in der Weiterbildung.  

Das Bundeskabinett hat am 26. Juni 
2013 mit Verabschiedung einer vom 

BMAS vorgelegten Verordnung sicher-
gestellt, dass auch zukünftig in der SGB 
II und SGB III geförderten Weiterbil-
dung tarifvertraglich vereinbarte Min-
destgehälter branchenweit zu bezahlen 
sind. Der zugrundeliegende Branchenta-
rifvertrag Weiterbildung regelt die Ar-
beitsentgelte von pädagogischen Mitar-
beiter/innen und schafft seinerseits 
Rechtssicherheit für die Vertragslaufzeit 
bis zum 31.12.2015. 

Der Vorsitzende der Zweckgemein-
schaft des BBB, Wolfgang Gelhard, die 
diesen Tarifvertrag mit ver.di und der 
GEW federführend ausgehandelt hat, 
begrüßt diesen Beschluss des Kabinetts 
„als sehr erfreuliches Zeichen, dem 
Lohndumping nachhaltig den Kampf 
anzusagen“. 

Auch Thiemo Fojkar, Vorsitzender 
des Bildungsverbandes, sieht sich ermu-
tigt, den eingeschlagenen Weg weiter zu 
verfolgen und „statt um den niedrigsten 
Preis, um die bestmöglichste Qualität zu 
konkurrieren“. Gleichzeitig appelliert er 
an die Mitglieder der sich selbst „Streit-
gemeinschaft“ nennenden Unternehmen, 
Konsequenzen daraus zu ziehen, dass 
mittlerweile alle im Bundestag vertrete-
nen Fraktionen ja zum Mindestlohn auch 
in der Weiterbildung sagen. Thiemo 
Fojkar: „Es wäre jetzt ein guter und ver-
nünftiger Zeitpunkt, die gegen die All-
gemeinverbindlichkeit eingereichten 
Klagen zurückzuziehen“. 

Er betonte gleichzeitig, dass in sei-
nem Verband die Türen für alle offen 
stehen, die bei der weiter anstehenden 
sozialverträglichen Gestaltung der Ar-
beits- und Gehaltsbedingungen der 
Branche mitmachen und sich nicht damit 
begnügen wollen, die zukünftige Ent-
wicklung nur von den Zuschauertribü-
nen der Gerichtssäle aus zu kommentie-
ren. Gelhard und Fojkar appellierten 
stattdessen gemeinsam an die Mitglieder 
der Streitgemeinschaft, sich inhaltlich 
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einzuklinken: „Die Türen sowohl zum 
BBB wie in die Zweckgemeinschaft sind 
offen. Wer zu uns kommen will, ist uns 
herzlich willkommen!“ 

 
Quelle: Bundesverband der Träger beruf-
licher Bildung 26. Juni 2013 

Mindestlohn in der Weiterbildung 
Rechtsnormen des Tarifvertrags zur Rege-
lung des Mindestlohns für pädagogisches 
Personal vom 15. November 2011  
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Dieser Tarifvertrag gilt 
1. räumlich im gesamten Gebiet der 

Bundesrepublik Deutschland;  
2. sachlich für Betriebe oder selbststän-

dige Betriebsabteilungen von Trägern 
der beruflichen Bildung, soweit diese 
Betriebe oder selbstständigen Be-
triebsabteilungen überwiegend Aus- 
und Weiterbildungsdienstleistungen 
nach dem Zweiten oder Dritten 
Buch des Sozialgesetzbuches erbrin-
gen. Ausgenommen sind die Träger 
der beruflichen Rehabilitation behin-
derter Menschen;  

3. persönlich für alle Arbeitnehmerin-
nen/Arbeitnehmer im pädagogischen 
Bereich mit Ausnahme von Prakti-
kantinnen/Praktikanten (auch im 
Anerkennungsjahr).  
Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 
im pädagogischen Bereich sind mit 
der Aus- und Weiterbildung, Ver-
mittlung oder Betreuung von Teil-
nehmerinnen/Teilnehmern betraut. 

 
§ 2  

Regelungsgegenstände 
 

1. Dieser Tarifvertrag regelt ausschließ-
lich die Mindeststundenvergütung 

und den jährlichen Urlaubsanspruch. 
Für andere Regelungsgegenstände ist 
die Vereinbarung eines tariflichen 
Anspruchs aus diesem Tarifvertrag 
ausdrücklich nicht gewollt.  

2. Für die Arbeitnehmerinnen/Arbeit-
nehmer günstigere Regelungen blei-
ben unberührt. 
 

§ 3  
Entgelt 

 
1. Die Mindeststundenvergütung (brut-

to) beträgt – abhängig vom Einsatz-
ort – mindestens   
 
12,60 €   
(Berlin, Schleswig-Holstein, Ham-
burg, Bremen, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Hessen, Rheinland-
Pfalz, Saarland, Baden-Württemberg, 
Bayern)  
 
11,25 €   
(Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen-Anhalt, Sachsen, 
Thüringen).  

2. Der Anspruch auf die Mindeststun-
denvergütung wird spätestens zum 
15. des Monats fällig, der dem Monat 
folgt, für den die Mindeststunden-
vergütung zu zahlen ist. 
 

§ 4  
Urlaub 

 
Die Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 
haben unter Fortzahlung des Arbeits-
entgeltes Anspruch auf Jahresurlaub; 
Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr. Unter 
Zugrundelegung einer Fünf-Tage-
Woche beträgt der Urlaubsanspruch 26 
Arbeitstage; der volle Urlaubsanspruch 
entsteht erstmalig nach einem ununter-
brochenen Arbeitsverhältnis von sechs 
Monaten. 
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Weiterbildung Hamburg e. V.: 20 Jahre 

Im April 2013 hat der Verein „Weiterbil-
dung: Hamburg“ (WHH) sein 20-jähri-
ges Jubiläum gefeiert. Mit der Gründung 
wurden die für alle Träger anstehenden 
Aufgaben der Qualitätssicherung, der In-
formation und der Weiterbildungsbera-
tung in Hamburg in einer einmaligen 
Weise strukturiert und organisiert. Ent-
sprechende Supportstrukturen wurden in 
Verantwortung der Weiterbildungsträger 
selbst übernommen. Um ein Weiterbil-
dungsgesetz zu vermeiden, waren die be-
teiligen Träger bereit eine Selbstkontrolle 
zu organisieren. Das Gütesiegel des 
WHH, die Datenbank WISY und Bera-
tungsaktivitäten sind Erfolg dieser Stra-
tegie. 

Weiterbildung Hamburg e. V. ist ein 
gemeinnütziger Verein mit mittlerweile 
etwa 200 Bildungsträgern als Mitglieder. 
Verfolgt werden die Themen  
 Bildungsmarketing  
 Verbraucherschutz und Qualitäts-

standards  
 Kommunikationsplattform und 

Netzwerk für Hamburger Bildungs-
träger  

 Ansprechpartner für Behörden, Par-
teien und andere öffentliche und 
nicht öffentliche Institutionen  

Im Rahmen einer Reorganisation wurde 
die gemeinnützige GmbH. Service und 
Beratungsstelle WHSB ausgegliedert. Die 
WHSB informiert und berät 
 über Weiterbildungsmöglichkeiten  
 über Kursangebote in Hamburg und 

der Metropolregion  
 über Fördermöglichkeiten. 

Mit diesen Aktivitäten werden zweifellos 
die Weiterbildungsmöglichkeiten verbes-
sert. Der WHH ist ein Beispiel für ein 
Weiterbildungsnetzwerk, das mittlerweile 
bundesweit Anstöße gegeben hat. Schon 

vorher bestanden zahlreiche Verbünde z. 
B. in Schleswig-Holstein, aber auch in 
Baden-Württemberg. Durch die Pro-
gramme des BMBF „Lernende Regio-
nen“ von 2001 bis 2009 und „Lernen vor 
Ort“ bis 2014 hat sich diese ‚Sup-
portstrategie‘, nämlich vorgelagerte Akti-
vitäten aufzubauen, welche Weiterbil-
dungsbeteiligung erhöhen sollen, verbrei-
tert.  

Vorliegende Evaluationsberichte zei-
gen, dass es möglich ist, durch Netzwer-
ke Zugänglichkeit, Kontinuität und Ex-
pansion der Angebote zu sichern,  
 wenn tragfähige und stabile Sup-

portstrukturen öffentlich gewährleis-
tet werden,  

 wenn die Information und die Bera-
tung der Nachfragenden verbessert 
wird,  

 wenn ein anerkanntes Qualitätssys-
tem aufgebaut wird 

 wenn eine eingespielte Koordination 
aufgebaut werden kann. 

Nach wie vor aber bestehen erhebliche 
Handlungsbedarfe. Es kann auch ein 
Netzwerkversagen geben, indem wichti-
ge Aufgaben nicht erfüllt werden. So ist 
einerseits die Verankerung des Qualitäts-
sicherungssystems in den Interessen der 
Weiterbildungssuchenden und -teilneh-
menden nicht hinreichend gesichert. An-
dererseits ist die Vielfalt der bundesweit 
verbreiteten Zertifikate und Gütesiegel 
wenig transparent. Auch deshalb bleibt 
die Idee einer Rahmengesetzgebung für 
die Weiterbildung nach wie vor aktuell. 

Peter Faulstich 

Makroökonomische Perspektive auf die 
Hartz-„Reformen“ 

In einem Kurzbericht (IAB 11/2013) 
über die Wirkungen der Harzt-Gesetze 
kommt das Institut für Arbeitsmarkt- 
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und Berufsforschung (IAB) der Bunde-
sagentur für Arbeit (BA) zu dem Ergeb-
nis: „Die Vorteile überwiegen“. 

„Vor zehn Jahren wurde die Agenda 
2010 in Gang gesetzt. Ihr Ziel war es, die 
Position Deutschlands bei Wohlstand 
und Arbeit deutlich zu verbessern. Ne-
ben Strukturveränderungen, z.B. im 
Steuerrecht, Handwerksrecht oder Ge-
sundheitswesen, umfasste sie auch die 
am tiefsten greifenden Arbeitsmarkt- 
und Sozialreformen der Bundesgeschich-
te, die sogenannten Hartz-Reformen. 
Wesentliche Erkenntnisse zu deren mak-
roökonomischen Effekten sind in die-
sem Kurzbericht zusammengefasst.  

 
Strategien im Überblick 

„Die Hartz-Reformen waren umfassend 
und tiefgreifend. In vier Gesetzen zu drei 
Zeitpunkten umgesetzt, bestanden sie 
aus einer Vielzahl von Komponenten. 
Diese lassen sich in drei Zielrichtungen 
zusammenfassen:  

Mehr Effizienz in der Arbeitsvermitt-
lung zielt auf den Ausgleichsprozess zwi-
schen Arbeitsuchenden und freien Stel-
len. Die Umgestaltung der damaligen 
Bundesanstalt für Arbeit zu einem mo-
dernen Dienstleister am Arbeitsmarkt 
sollte zu einer marktgerechteren Betreu-
ung der Arbeitslosen beitragen, mehr 
Transparenz über offene Stellen und 
Bewerberprofile schaffen und durch 
Kundensegmentierung mit bedarfsge-
rechten Unterstützungsleistungen zu ei-
ner effizienteren Vermittlung führen. 

Mehr Aktivierung und Eigenverant-
wortung zielt auf das Arbeitsangebot. 
Entlang der Richtschnur „Fördern und 
Fordern“ sollten die Hartz-Reformen die 
Anreize für Arbeitslose (und Beschäftig-
te) erhöhen, schneller eine Stelle zu su-
chen bzw. kompromissbereiter eine Stel-
le anzunehmen. Besonders die Zusam-
menlegung von Arbeitslosen- und Sozi-

alhilfe durch Hartz IV wird vor diesem 
Hintergrund kritisch diskutiert. Andere 
Reformkomponenten mit dieser zweiten 
Zielrichtung sind die schärfere Definiti-
on von zumutbarer Arbeit, Sanktionen, 
Zielvereinbarungen über Suchanstren-
gungen, aber auch die Förderung von 
Selbstständigkeit durch den Existenz-
gründungszuschuss (Ich-AG). 

Mehr Arbeitsnachfrage durch mehr 
Flexibilität zielt auf die Motivation der 
Unternehmen, mehr bzw. arbeitsintensi-
ver zu produzieren und dafür zusätzliche 
Stellen zu schaffen. Infolge der Ab-
schwächung des Kündigungsschutzes in 
Kleinbetrieben, der weiteren Deregulie-
rung der Leiharbeit und der erleichterten 
Befristungsregeln können die Unter-
nehmen ihr Personal leichter an geänder-
te wirtschaftliche Rahmenbedingungen 
anpassen. Dies senkt die Kosten und 
macht Arbeit als Produktionsfaktor at-
traktiver. Wesentlich für die Stimulierung 
der Arbeitsnachfrage ist auch die Lohn-
entwicklung. Diese war bereits vor 2003 
moderat und könnte durch die Reformen 
weiter abgeschwächt worden sein, da 
sich die Verhandlungsposition der Ar-
beitnehmer verschlechterte, z. B. durch 
die restriktivere Ausgestaltung der Lohn-
ersatzleistungen“  

 
Neue Herausforderungen 

„Die Hartz-Reformen haben den deut-
schen Arbeitsmarkt grundlegend verän-
dert. Im Zusammenwirken mit kräftigen 
Wirtschaftsaufschwüngen und einer mo-
deraten Lohnentwicklung haben sie bei 
Beschäftigung und Arbeitslosigkeit zu 
neuen Bestwerten seit der Wiederverei-
nigung geführt. Die höhere Matching-
Effizienz zeugt von einer verbesserten 
Funktionsweise des Arbeitsmarktes. …  

Trotz des makroökonomischen Er-
folgs der Hartz-Reformen ist mit ihrer 
Wirkung auch ein soziales Auseinander-
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driften verbunden. Die Lasten der Re-
formen wurden im Wesentlichen von der 
Arbeitnehmerseite getragen. Zwar haben 
sich die Trends bei geringfügiger Be-
schäftigung, Leiharbeit und Befristungen 
sowie die starke Lohnzurückhaltung zu-
letzt nicht fortgesetzt. Doch der Bereich 
zwischen Arbeitslosigkeit und traditio-
nellem Normalarbeitsverhältnis stellt 
mittlerweile eine bedeutende Größe dar, 
die als neue, mit den Hartz-Reformen 
gewachsene Herausforderung für weite-
res politisches Handeln zu sehen ist. Die 
Aufgabe ist mehrdimensional: Die Struk-
turerfolge dürfen nicht gefährdet wer-
den, die Teilhabe an ihnen soll noch ver-
breitert werden und die entsprechenden 
Strategien sollen tragfähig sein für künf-
tige Anforderungen, z. B. die Gestaltung 
des demografischen Wandels auf dem 
Arbeitsmarkt. 

Die Förderung von Aufwärtsmobili-
tät scheint deshalb besonders Erfolg ver-
sprechend, nachdem die Reformen den 
Einstieg in den Arbeitsmarkt erleichtert 
haben. So ist die Betreuung zu Beginn 
einer neu aufgenommenen Beschäfti-
gung empfehlenswert, jedenfalls für 
Gruppen mit gerade überwundenen Ein-
stellungshindernissen. Unternehmensna-
he Aus- und Weiterbildung sind eben-
falls wichtige Maßnahmen.  

Gerade vorbeugend oder zumindest 
als Reaktion auf die zunehmende 
Knappheit von Fachkräften können be-
triebsinterne Aufstiegsperspektiven die 
Motivation und damit die Produktivität 
und letztlich das individuelle Einkom-
men der Beschäftigten steigern. Der 
Staat kann dies finanziell, inhaltlich und 
organisatorisch unterstützen.  

Eine solche Strategie schafft auch 
etwas mehr Raum für den Arbeits-
markteinstieg von Personen aus dem 
verfestigten Kern der Arbeitslosigkeit, 
deren Integrationschancen bisher weder 
die Hartz-Reformen noch die Wirt-

schaftsaufschwünge in ausreichendem 
Maß erhöht haben. Um diesen Raum zu 
nutzen, ist marktnahe Qualifizierung we-
sentlich. Darüber hinaus kommt es bei 
den Vermittlungsbemühungen darauf an, 
verstärkt den Einzelfall in den Blick zu 
nehmen und dabei insbesondere indivi-
duelle Hindernisse und Fähigkeiten zu 
berücksichtigen.  

Die Arbeitsmarkteffekte der Refor-
men sind inzwischen ausgeklungen. 
Neue Aufgaben für Arbeit und soziale 
Sicherung liegen im Umgang mit dem 
demografischen Wandel, darunter mit 
Migration und Qualifikation, und in der 
drängenden Bewältigung der europäi-
schen Krise. Makroökonomisch betrach-
tet ist der deutsche Arbeitsmarkt durch 
die Agenda 2010 für diese Aufgaben bes-
ser gerüstet“ 

 
Kurzfassung 

„Zwischen 2003 und 2005 traten mit den 
Hartz-Gesetzen umfassende Arbeits-
markt- und Sozialreformen in Kraft. Ei-
ne effizientere Arbeitsvermittlung, mehr 
Aktivierung und Eigenverantwortung 
sowie höhere Flexibilität sollten die 
Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes 
verbessern. 

Im Jahr 2006 zeigte sich eine Trend-
umkehr bei Arbeitslosigkeit und Be-
schäftigung. Seither erhöhten sich die 
Chancen, aus Arbeitslosigkeit in Er-
werbstätigkeit zu wechseln.  

Makroökonomische Forschungser-
gebnisse zeigen, dass die Hartz-Re-
formen zur Verbesserung am Arbeits-
markt beigetragen haben und dass der 
Effekt strukturell und permanent ist. Ge-
stützt wurde die Reformwirkung durch 
konjunkturelle Effekte und die jahrelan-
gen moderaten Lohnabschlüsse.  

Allerdings gingen mit den Arbeits-
marktreformen auch negative Wohl-
fahrtseffekte einher; Lohnungleichheit 
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und atypische Beschäftigung haben zu-
genommen. 

Nun gilt es, die Strukturerfolge nicht 
zu gefährden, aber die Teilhabe daran auf 
eine breitere Basis zu stellen. Dabei sind 
auch künftige Herausforderungen wie 
der demografische Wandel zu beachten.“ 

Die Frage, ob Vorteile überwiegen, 
ist, das zeigen die Ergebnisse des IAB 
deutlich, standpunktabhängig zu beant-
worten. Die makroökonomische Be-
trachtung gibt der wirtschaftlichen Ent-
wicklung bezogen auf Wachstumseffekt 
von Anfang an Vorrang. Sozialstruktu-
relle Konsequenzen werden zwar be-
nannt, aber relativiert. Schon die Sprach-
formel zeigen das: „Kompromissbereiter 
eine Stelle anzunehmen“ bedeutet, dass 
sich der Druck auf die Erwerbslosen er-
höht; „Zumutbarkeit, Sanktionen und 
Zielvereinbarungen über Suchanstren-
gungen“ verlagern die Frage nach den 
Ursachen der Arbeitslosigkeit auf die Be-
troffenen; „Motivation der Unterneh-
men, mehr bzw. arbeitsintensiver zu 
produzieren und dafür neue Stellen zu 
schaffen“ meint Wegfall von Arbeits-
schutzbestimmungen und Verbilligung 
des Arbeitskräfteangebots sowie Erhö-
hung seiner Verfügbarkeit. Die Hartz-
Gesetze haben mehr ökonomisches 
Wachstum durch höhere soziale Unge-
rechtigkeit geschaffen. 

Quelle: IAB Kurzbericht 11/2013 (stark 
gekürzt und knapp kommentiert pf) 

Deutlicher Einbruch bei der Förderung der be-
ruflichen Weiterbildung  

Die registrierte Erwerbslosigkeit ist wei-
ter gesunken. Sie hat im Juni 2013 ge-
genüber Mai um 72.000 auf 2.865.000 
abgenommen. Insgesamt aber fiel der 
Rückgang in den Frühjahrsmonaten 
 

schwächer aus als in den Vorjahren. Die 
Arbeitslosenquote sank gegenüber dem 
Vormonat um 0,2 Prozentpunkte auf 6,6 
Prozent. 

Nach Einschätzung des Vorstands-
vorsitzenden der Bundesagentur für Ar-
beit (BA), Frank-J. Weise, zeigt sich der 
deutsche Arbeitsmarkt »alles in allem in 
einer guten Verfassung«. So setzt sich die 
Zahl der arbeitslos gemeldeten Men-
schen zusammen: 
 Bereich der Arbeitslosenversicherung 

(SGB III): 897.000 (= 31,3 %) 
Bereich der Grundsicherung (SGB 
II): 1.967.000 (= 68,7 %) 

Das heißt, dass mehr als zwei Drittel der 
arbeitslos gemeldeten Menschen in 
Deutschland zur Gruppe derer gehören, 
die von den Jobcentern betreut werden. 

Deutlich gesunkene Zugangszahlen zu berufli-
cher Qualifikation 
Gerade unter diesem Aspekt ist es aus 
Sicht des Bildungsverbandes unverständ-
lich, dass die Zahl der geförderten Lang-
zeitarbeitslosen von Mai auf Juni 2013 
um mehr als 30 % gesunken ist. Wie die 
Grafik zeigt, ist die Zahl der Eintritte in 
geförderte Maßnahmen im Juni insge-
samt eklatant zurückgegangen. 

„Der weiterhin hohe Bedarf an Ar-
beitskräften macht es aus wirtschafts-, 
arbeitsmarkt- und sozialpolitischen 
Gründen nicht nur sinnvoll sondern ab-
solut notwendig, in die Qualifizierung zu 
investieren. Diese Qualifizierungsan-
strengungen müssen nach unserer Auf-
fassung noch viel stärker die Langzeitar-
beitslosen einschließen“, kommentierte 
der BBB-Vorsitzende die Zahlen. 

Quelle: Bundesverband der Träger der 
Beruflichen Bildung (BBB) Pressemittei-
lung 28. Juni 2013 
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Deutschland investiert viel zu wenig in Bil-
dung  

Laut einer Untersuchung des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) 
entgehen der Bundesrepublik jährlich 
rund 0,6 Prozentpunkte möglichen Wirt-
schaftswachstums aufgrund fehlender 
öffentlicher Investitionen. Von dem In-
vestitionsstau besonders betroffen ist un-
ter anderem der Bildungsbereich. Der 
Verband Deutscher Privatschulverbände 
e. V. (VDP) fordert Bund und Länder 
auf, zügig ihr Ziel von Bildungsinvestiti-
onen in Höhe von zehn Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes zu verwirkli-
chen. 

Laut Berechnungen des DIW gibt 
Deutschland aktuell für Bildungseinrich-
tungen 5,3 Prozent des Bruttoinlands-
produktes aus. Besonders gering sind die 
öffentlichen Investitionen in die früh-
kindliche Bildung und die Grundschulen, 
obwohl gerade hier die investierten Mit-
tel eine sehr hohe Rendite erwarten las-
sen. Denn gerade die individuelle Förde-
rung von Kindern im Vorschul- und 
Grundschulalter hat nachweislich sehr 
positive Effekte auf den gesamten fol-
genden Bildungsweg. „Nach Ansicht des 
VDP muss die öffentliche Hand hier 
dringend mehr Finanzmittel bereitstellen 
und das für alle Schulen, unabhängig von 
ihrer Trägerschaft“, erklärt Dr. Klaus 
Vogt, Vizepräsident des VDP. 

20 Prozent aller Bildungsausgaben 
sind private Investitionen. „Darin enthal-
ten sind die Mittel von Eltern für die 
Schulgelder ihrer Kinder, die sie aufbrin-
gen müssen, weil Schulen in freier Trä-
gerschaft je nach Bundesland nur 50 bis 
60 Prozent ihrer Gesamtkosten durch 
die staatliche Finanzhilfe erstattet be-
kommen“, so Vogt weiter. Durch die 
Unterfinanzierung der freien Schulen 
werde gezielt ein qualitätsfördernder 
Wettbewerb zwischen staatlichen und 

freien Schulen eingeschränkt, von dem 
aber alle Schüler profitieren könnten. 

Der VDP begrüßt weiter die Emp-
fehlung des DIW, verstärkt in das Ganz-
tagschulangebot zu investieren. »Auch 
hier ist es wichtig, dass von möglichen 
Programmen zum Ganztagsschulausbau 
sowohl staatliche als auch freie Schulträ-
ger profitieren«, sagt Vogt. Es sei nicht 
hinnehmbar, dass einige Bundesländer in 
diesem Bereich ausschließlich staatliche 
Schulen förderten, obwohl ohne das An-
gebot der Schulen in freier Trägerschaft 
die Nachfrage nach Ganztagsschulange-
boten vielerorts nicht zu decken sei. 

Quelle: Pressemitteilung VDP 28. Juni 
2013  

Investitionen für mehr Wachstum – Eine Zu-
kunftsagenda für Deutschland 

Ausgaben im Bildungssektor fallen in der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
zwar nicht unter Investitionen, sondern 
unter staatliche Konsumausgaben. 
Trotzdem ist der Bildungsbereich wirt-
schaftlich zu den wichtigsten Investiti-
onsfeldern zu zählen. Er ist ein zentraler 
Zukunftsfaktor für moderne Volkswirt-
schaften. Investitionen in diesem Bereich 
zahlen sich gesamtwirtschaftlich beson-
ders aus. Mit Bildungsausgaben von rund 
5,3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
liegt Deutschland hier aber unter dem 
EU-21-Durchschnitt und auch unter 
dem OECD-33-Mittel von 6,2 Prozent. 
(…) 

Es ist dringend an der Zeit, dass 
Deutschland die Investitionsschwäche 
angeht und den Investitionsrückstand 
aufholt. Und es ist wichtig, dass 
Deutschland jetzt die Weichen dafür 
stellt. Denn die Früchte und Erfolge sol-
cher Investitionen brauchen Zeit. Zu-
dem sind Deutschland und vor allem 
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Europa weiterhin in der Krise und in ei-
ner konjunkturell sehr schwachen Lage. 
Höhere private und öffentliche Investiti-
onen würden jetzt nicht nur das Wachs-
tum in Deutschland stärken, sondern 
auch einen wichtigen Impuls für Europa 
setzen. Dies stellt den besten Beitrag dar, 
den Deutschland zurzeit leisten kann, 
um seinen Nachbarn zu helfen. Zudem 
ist die Investitionslücke jetzt anzugehen, 
da sich der deutsche Staat, aber auch Un-
ternehmen und Haushalte, noch nie so 
günstig finanzieren konnten wie heute. 
Langfristig gesehen ist deshalb eine sol-
che Strategie nicht nur fiskalisch mög-
lich, sondern einem nachhaltigen fiskali-
schen Konsolidierungskurs sogar zuträg-
lich. (…) 

Absolut betrachtet umfasste das Bil-
dungsbudget in Deutschland im Jahr 
2009 164,6 Milliarden Euro (einschließ-
lich 11,8 Milliarden Euro für Forschung 
und Entwicklung an Hochschulen). 

Mit 126,4 Milliarden Euro entfielen 
mehr als drei Viertel auf formale Bil-
dungseinrichtungen. Die Ausgaben der 
privaten Haushalte betrugen 5,5 Milliar-
den Euro. 

Für nonformale Angebote wie die 
betriebliche Weiterbildung, die Lehrer-
fortbildung und die sonstige Weiterbil-
dung sowie für Horte, Krippen, Jugend-
arbeit und dergleichen wurden 2009 
19,5 Milliarden Euro ausgegeben. Bei 
Betrachtung einzelner formaler Bereiche 
entfielen auf den Bereich der Kinderta-
geseinrichtungen etwa 14 Milliarden Eu- 
 

ro, auf den schulischen Bereich knapp 
56 Milliarden Euro und 21,5 Milliarden 
Euro auf Grundmittel der Gebietskör-
perschaften für Hochschulen. 

Quelle: DIW-Wochenbericht 26/2013 

Hinweis 

„Die Sehnsucht nach Anerkennung“ – Kinder-
rechte in Geschichte und Gegenwart“ – Aus-
stellung, 24. Mai – 27. Oktober 2013 

Die Ausstellung widmet sich erstmals der 
Anerkennung der Kinderrechte in histo-
rischer und aktueller Perspektive. Sie 
zeigt zahlreiche Exponate wie Gemälde, 
Skulpturen, Grafiken, Fotografien und 
Spielzeug sowie ungewöhnliche interak-
tive Installationen. Die Vorgeschichte 
der Kinderrechte, die Entwicklung von 
Kinderkulturen, die Sehnsucht der Kin-
der nach Anerkennung sowie die Reali-
sierung der Kinderrechte werden an-
schaulich präsentiert. Die Ausstellung 
wird ergänzt durch ein umfangreiches 
Begleitbuch, Projekttage für Schulklassen 
sowie Veranstaltungen für Kinder und 
Erwachsene. 

Information: Rochow-Museum/Reckahn 
– www.rochow-museum.de  
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Rezensionen 

Egetenmeyer, Regina/Schüßler, Ingeborg 
(Hrsg.): Akademische Professionalisierung in 
der Erwachsenenbildung/Weiterbildung. Balt-
mannsweiler: Schneider Verlag Hohengehren 
2012 

Die Bolognareformen mit ihren Umstel-
lungen auf Bachelor- und Masterstudien-
gänge haben umfangreiche Strukturver-
änderungen für die akademische Profes-
sionalisierung im Bereich der Erwachse-
nenbildung/Weiterbildung (EB/WB) mit 
sich gebracht. Der vorliegende Band 
widmet sich ersten Auswirkungen und 
grundlegenden Fragestellungen und As-
pekten, die das Verhältnis akademischer 
Ausbildung, Professionalisierung, Pro-
fessionalität sowie kompetenzorientierter 
Curricularisierung betreffen. Wie ist die 
Struktur der akademischen Professionali-
sierung momentan zu bewerten und wel-
che Anforderungen der Justierung wer-
den sichtbar? Konkrete Fragestellungen, 
die der Band verfolgt sind: Was ist 
EB/WB im Profil und wie ist sie zukünf-
tig neu auszulegen? Muss die Disziplin 
selbst neue Interpretationsmuster entwi-
ckeln? Inwiefern ermöglichen die Ba-
chelor- und Masterstudiengänge den 
Aufbau erwachsenenpädagogischen Wis-
sens? Wie ist dieses Wissen zugeschnit-
ten und wozu befähigt es? Welche Chan-
cen der Professionalitätsentwicklung bie-
ten die neuen Studiengänge? Wie unter-
stützt die akademische Ausbildung die 
Entwicklung einer beruflichen Identität? 

Dabei werden Suchbewegungen 
sichtbar, zum einen die Formation von 
Professionswissen neu zu fassen und 
zum anderen Professionalität neu zu be-
schreiben. Wie die vorliegenden Beiträge 

zeigen, ist diese Diskussion nun zwin-
gend notwendig, will sich EB/WB als 
Disziplin nicht Fragmentierungs- und 
Auflösungserscheinungen hingeben. Da-
bei ist grundlegend festzustellen, dass die 
Disziplin faktische „Einbußen“ erlitten 
hat durch die mangelnde Berücksichti-
gung in Bachelorstudiengängen. Es sind 
jedoch nicht nur die entstandenen struk-
turellen Lücken beunruhigend, sondern 
auch die inhaltlichen Begründungslü-
cken. So kann der Band nicht nur eine 
unterstützende „Diagnosefunktion“ 
übernehmen, sondern er liefert auch 
Wissensgrundlagen für die weitere Ent-
wicklung von Studiengängen. Offen 
bleibt dabei die Verhältnisbestimmung 
zwischen den verschiedenen Studien-
gangsformen wie konsekutive und wei-
terbildende Studiengänge.  

Die Herausgeberinnen selbst argu-
mentieren sehr standpunktbezogen, dass 
sich erwachsenenpädagogische Professi-
onalität nicht in einem Nacheinander 
von Wissenschaft und Praxis entwickeln 
kann, sondern in hermeneutischen Pro-
zessen, die die beiden Funktionssysteme 
Berufspraxis und Wissenschaft zueinan-
der in Beziehung setzen. Erwachsenen-
pädagogische Kompetenz wird zwei-
gliedrig entworfen in ihrem wissenschaft-
lichen und reflexiven Charakter (S. 12). 
Hervorzuheben ist nicht nur der infor-
mative Charakter der Einführung durch 
die Herausgeberinnen, sondern auch der 
instruktive Charakter, wodurch ein orien-
tierender Blick auf die verschiedenen 
Beiträge ermöglicht wird.  

Die verschiedenen Artikel sind so-
wohl professionstheoretisch argumentie-
rend als auch empiriebasiert angelegt und 
leisten damit selbst einen Beitrag zur 
Weiterentwicklung der akademischen 
Professionalisierung in der EB/WB (S. 
9). Es werden die Ebenen Curriculum-
strukturen, Studierende, Absolventen 
und Absolventinnen sowie Wissenschaft 
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berücksichtigt. Dies bildet sich in fol-
genden vier Teilen ab, die jeweils rele-
vante Aspekte der akademischen Profes-
sionalisierung darstellen und diskutieren: 
Curriculumstrukturen in erwachsenen-
pädagogischen Studiengängen (I), Pro-
fessionalisierungsaspekte im Studium der 
Erwachsenenbildung/Weiterbildung (II), 
Absolventen und Absolventinnen er-
wachsenenpädagogischer Studiengänge 
(III), Zukunftsperspektiven der Professi-
on Erwachsenenbildung/Weiterbildung 
(IV).  

Besonders die Beiträge in Kapitel I 
lassen ein „Zerfließen“ der EB/WB im 
akademischen Sektor sichtbar werden. 
Es können verschiedene Perspektiven 
eingenommen werden, um problemati-
sche und positive Entwicklungen abzu-
bilden. Können auch keine abschließen-
den Bilanzierungen nach der Lektüre der 
Beiträge aus allen vier Kapiteln vorge-
nommen werden, so verweisen sie doch 
eindringlich auf die Notwendigkeit, die 
Professionalisierung von Erwachsenen-
bildung/Weiterbildung auf allen mögli-
chen Wegen empirisch, diskursiv und 
konzeptionell aufzugreifen und politisch 
neu zu verorten.  

Es können hier nur exemplarische 
Ergebnisse aus einigen Beiträgen heraus-
gehoben werden. Als einschneidend sind 
die von Faulstich/Graeßner/Walber er-
hobenen Zahlen und prozentualen Ver-
teilungen der inhaltsstrukturellen Wis-
senszuschnitte im Kontext der BA- und 
MA-Studiengänge zu bewerten. Belegen 
sie doch eindeutig, dass erwachsenenpä-
dagogische Kompetenz ohne Masterab-
schluss nicht gewährleistet ist. Dies ist 
zwar bereits ein Profilierungsverlust, der 
aber gestaltend wendbar ist für anste-
hende Strukturierungen von Masterstu-
diengängen. Die in den darauffolgenden 
Beiträgen aufgezeigten Lernchancen 
verweisen auf brachliegende und ver-
nachlässigte Strukturentwicklungen, die 

gleichzeitig weiterer empirischer For-
schungen bedürfen. Unklar ist etwa, ob 
die Profilierungen der einzelnen Studien-
gänge notwendige Kompetenzen absi-
chern können (vgl. Heyl). Der internati-
onale Blick in andere Länder lässt die 
Forderung wiederaufleben, dass die Pro-
fessionalisierung der Erwachsenenbild-
ner selbst unter der Perspektive Lebens-
langen Lernens differenzielle und passa-
gere Zugangswege benötigt (vgl. Lattke). 
Prozesse systemischer und struktureller 
Transnationalisierung werfen Fragen 
nach Lernchancen durch Auslandsstudi-
enanteile auf, die bislang mehr auf einer 
normativen Ebene lagen (vgl. Egeten-
meyer). Weitere umfangreiche Daten, die 
aufseiten der Studierenden und Absol-
ventinnen und Absolventen erhoben 
wurden, zeigen etwa, dass die Ausbil-
dung einer Identität durch das Studium 
allein nicht gegeben ist. Neue Wissen-
schafts-/Praxisverschränkungen sind 
strukturell verbindlich zu lancieren 
(Egloff/Männle, Jütte/Walber/Behrens). 
Hier kann eine Leerstelle identifiziert 
werden, die eine Notwendigkeit für wei-
terführende Überlegungen der Koopera-
tion mit den Praxisfeldern, vor allem im 
Kontext der Entwicklung einer reflexi-
ven Professionalisierung, sichtbar wer-
den lässt.  

Die Konstellationen verschiedener 
analysierter Studierendentypen (von Hip-
pel/Schmidt-Lauff) zeigen, dass die An-
forderungen an eine akademischen Aus-
bildung vor dem Hintergrund der anzu-
treffenden motivationalen Heterogenität 
steigen und es wichtig ist für die Unter-
stützung der Ausbildung eines Habitus 
die Bildungsentscheidungen für EB/WB 
zu verstehen.  

An diese vorliegenden Ergebnisse 
könnte etwa eine bundesweite Initiative 
anschließen, die übergreifend und regio-
nalspezifisch Forschungsprofile formu-
liert und die aufgeworfenen Fragen und 
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Strukturanforderungen diskutiert und 
spezifisch weiter entwickelt, z. B. im 
Hinblick auf Regionalverbünde, wie Gie-
seke/Dietel vorschlagen. Voraussetzung 
ist es den Forschungsbezug mit systema-
tischer Nachwuchsförderung zu verbin-
den (Ludwig/Nuissl) und die Identität in 
der Disziplin selbst zu stärken. Diese be-
darf mehr gemeinsamer Abstimmungs- 
und Gestaltungsinteressen.  

Steffi Robak 

Trumann, Jana (2013): Lernen in Bewe-
gung(en). Politische Partizipation und Bil-
dung in Bürgerinitiativen. Bielefeld: Tran-
script (Edition Politik, 11) 

Trumanns Studie widmet sich einem lan-
ge Zeit vernachlässigtem Feld der Er-
wachsenenbildung: der Bürgerinitiative 
(BI) als Lernort, der Raum für expansive 
und handlungsorientierte Lernprozesse 
biete (65). Sie leistet damit einen wichti-
gen Beitrag, diesen Bereich informeller 
politischer Bildung in den Fokus der 
Debatte zu rücken. Die qualitative empi-
rische Studie untersucht BI am Beispiel 
von fünf Bielefelder Initiativen zu Stadt-
gestaltung und Naturschutz sowie eines 
Initiativenverbunds (128-130). Als Me-
thoden werden Gruppenbefragungen 
und teilnehmende Beobachtung ange-
wandt (122 f.), die Auswertung erfolgt 
mittels Grounded Theory (143).  

Arendts Konzept des „Anfangen-
Könnens“ bildet dabei den Ausgangs-
punkt von Trumanns Betrachtung zu 
partizipatorischer Demokratie (23 f.) und 
bedeute „an dem bisherigen System Kri-
tik üben und neue Perspektiven auf Ge-
staltung von Welt denken zu dürfen.“ 
(57) Trumann sieht in BI eine „alternati-
ve Möglichkeit politischer Partizipation 
und Bildung“ (7) und positioniert sich 
eindeutig als Befürworterin einer eman-
zipatorischen politischen Erwachsenen-
bildung in Anschluss an Ahlheim 2000, 

Bremer 2008, Lösch 2010 und Zeuner 
2010 und in Abgrenzung von funktiona-
listischen Vorstellungen wie Sander 2002 
und Rudolf/Zeller 2001 (44-46). 

Bisherige empirische Studien befass-
ten sich vor allem mit Formen der insti-
tutionalisierten politischen Erwachse-
nenbildung. Eine Beschäftigung mit Ler-
nen in BI erfolgte nach den 1970er Jah-
ren nur noch durch Beyersdorf (1991). 
In den neueren Arbeiten von Hansen 
(2008) und Düx (2009) zu Engagement 
im Allgemeinen wird hingegen eher der 
„Aspekt der gesellschaftlichen Verwert-
barkeit freiwilliger Tätigkeit“ hervorge-
hoben und untersucht (92). Trumann 
wendet sich mit ihrem handlungsorien-
tierten und gesellschaftskritischen Bil-
dungsverständnis gegen eine derartige 
Verengung von Weiterbildung und Le-
benslangem Lernen zu einem Mittel der 
subjektiven Anpassung an Anforderun-
gen von Wirtschaft und Gesellschaft (9) 
und einem auf Kompetenzen verengten 
Begriff politscher Bildung (12).  

Trumann beschreibt, dass Bildungs-
prozesse in BI von etablierter Seite in 
Frage gestellt würden, aber auch, dass 
sich die Beteiligten der Bildungsprozesse 
häufig nicht bewusst seien (7). Diese be-
wusst zu machen und gegenüber aner-
kannteren Formen der politischen Bil-
dung als gleichberechtigt zu etablieren, 
ist Ziel ihrer Arbeit. Ihre zentrale Hypo-
these lautet dabei, dass „gerade Bürger-
initiativen als politischer Lern- und 
Handlungsraum für die Analyse infor-
meller politischer Handlungspraxen ge-
eignet und interessant sind.“ (58) Sie ana-
lysiert informelle Lernprozesse – Lernan-
lässe und Lernhandlungen – als „Selbst-
verständigungsversuche der Lernenden 
in ‚Scenen alltäglicher Lebensführung‘„ 
mithilfe des von Holzkamp zur Verfü-
gung gestellten subjektwissenschaftlichen 
Instrumentariums (119), obwohl Holz-
kamp selbst „den Bezug zu politischem 
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Lernen und Handeln nie explizit heraus-
gestellt“ habe (270). 

Trumann findet empirisch sechs 
Schlüsselkategorien des Lernens, die sie 
jeweils zu Paaren zusammenfasst: „indi-
viduell-kooperativ“, „aufnehmend-wie-
tergebend“ und „aktional-reflexiv“ (149). 
Die sechs Dimensionen sind Idealtypen 
und die Lernhandlungen können auch 
mehreren Dimensionen gleichzeitig an-
gehören (149 f.). Aufgezeigt wird außer-
dem, wie Lernproblematiken und Lern-
handlungen vielfach verschränkt sein 
können und in Kreisläufen des Lernens 
individuelle und kooperative Lernhand-
lungen beliebig vermischt zu finden sind 
(155). Kooperatives Lernen dominiere 
den Lern-Handlungsraum BI (160). Da-
bei nähmen die BI einerseits Informatio-
nen von anderen Gruppen oder sonsti-
gen Quellen auf („aufnehmend“) und 
gäben sie andererseits an andere Perso-
nen, Initiativen oder sonstige Institutio-
nen weiter („weitergebend“) (182-192). 
Auch aktionale und reflexive Lernhand-
lungen seien in der Praxis eng verwoben 
(248). Letztere erfolgten individuell oder 
kooperativ (196). Beispiele für aktionale 
Formen des Lernens sind kreative For-
men der Wissensweitergabe, die der Ver-
knüpfung „von „Aufklärung“ und 
„Spaß“ dienten (203).  

Während in der Einleitung zwischen 
dem negativ konnotiertem „etablierten 
politischen Feld“ (in Anlehnung an 
Bourdieu) und den positiv bewerteten 
Bürgerinitiativen quasi dichotom unter-
schieden wird, sind im empirischen Teil 
die negativen Einschätzungen des „etab-
lierten politischen Felds“ sprachlich 
deutlich als Meinungen der beforschten 
BI-Mitglieder markiert. Insgesamt stellt 
Trumann fest, dass BI in Auseinander-
setzung und Bezug zu diesem „etablier-
ten politischen Feld“ agierten. Die Illegi-
timität aus der Sicht letzterer führe bei 
BI-Mitgliedern allerdings häufig zur 

Selbstexklusion (232) als „vorwegge-
nommener Fremdexklusion“, wie von 
Bremer (2008) beschrieben (250). 

Trumann arbeitet in ihrer Studie vier 
zentrale Aspekte des Lern-Handlungs-
raums BI heraus: 1. „Die identifizierten 
Lernhandlungen folgen keiner Stufenlo-
gik, sondern sind als zirkulärer und je-
weils gegenstandsbezogener Prozess zu 
verstehen.“ 2. Lernhandlungen in BI ge-
nerierten „Qualitative Lernsprünge“ im 
Sinne Holzkamps (270). Dabei kann 
Trumann zeigen, „dass kooperative 
Lernprozesse die Chancen qualitativer 
Lernsprünge am Beispiel von Bürgerini-
tiativen begünstigen“ (259). 3. Aneig-
nung und Weitergabe von Wissen seien 
verzahnt. 4. „Mit der Betrachtung ko-
operativen Lernhandelns konnte damit 
eine von verschiedenen Seiten bei Klaus 
Holzkamp konstatierte Leerstelle des so-
zialen Individuums empirisch im Sinne 
eines teilhabend aktiven Individuums 
erweitert werden.“ (270). Alle Schlüssel-
begriffe von Holzkamps Lerntheorie, auf 
die Trumann rekurriert, sind im empiri-
schen Teil an das Theoriekapitel rückge-
koppelt und nachvollziehbar operationa-
lisiert. Lediglich zum Verhältnis von de-
fensivem und expansivem Lernen in BI 
wären deutlichere Ausführungen wün-
schenswert gewesen. So wird an einer 
Stelle formuliert, dass Lernen in BI ex-
pansiv sei (118) und an anderer Stelle le-
diglich, dass beide Formen des Lernens 
ineinander übergehen könnten (159). 

Lerntheoretisch fundiert Bürgerinitia-
tiven als Ort informellen Lernens unter-
sucht zu haben, dürfte eine der größten 
Leistungen von Trumanns Arbeit sein. 
Hier liegt eine Pionierarbeit vor, die die 
Forschung zu informellem Lernen im 
Bereich der politischen Bildung voran-
bringt und viele theoretische und empiri-
sche Anregungen für weitere Forschun-
gen enthält.  

Wibke Riekmann, Alf-Tomas Epstein 
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